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Die Weltgewerkschaft 

Der Weltgewerkschaftsbund tagte in Südafrika. Ge¬ 
werkschaften aus Afrika, Asien und Lateinamerika 
werden künftig wohl eine größere Rolle spielen. 
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Spielleute 

Dario Fo, Theatermann mit Tendenz zum Anarchis¬ 
mus und Nobelpreisträger, ist tot. An seinem To¬ 
destag erhielt Bob Dylan den Nobelpreis. 
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Thema der Woche 


Nazi-Juristen in der BRD 

„Ein offenes Geheimnis war aber bisher, dass 
viele Juristen, die Schuld auf sich geladen 
hatten, nach der Gründung der Bundesre¬ 
publik 1949 wieder in den westdeutschen 
Staatsdienst zurückkehrten“ heißt es im 
Geleitwort der nun veröffentlichten Untersu¬ 
chung. Aber das war nun wirklich kein Ge¬ 
heimnis: Ministerpräsident in der BRD wurde 
der,blutige Schwabe’ Filbinger, und mit ihm, 
dem Kriegsrichter Hitlers, kamen die blutbe¬ 
fleckten Kriegs- und Sonderrichter unbean¬ 
standet in die Justiz des Rechtsstaates 1 . 
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Fernstraßenräuberei 

Bund und Länder planen Grundgesetzänderung - Private sollen an Autobahnen verdienen 



Drei Spaten: Die Minister Dobrindt, Gabriel und Schäuble treiben das Projekt Autobahnräuberei zielbewusst voran. 


B und und Länder haben verein¬ 
bart, den Bau und Erhalt von 
Fernstraßen den Renditeinter¬ 
essen privater Vermögensverwalter zu 
öffnen. Dazu soll eigens das Grundge¬ 
setz geändert werden. Der Deal kam 
am vergangenen Freitag zustande, als 
die Länderregierungen und die Bun¬ 
desregierung eine grundsätzliche Ei¬ 
nigung über den künftigen Finanzaus¬ 
gleich erzielten. Diese sieht anstelle 
des bisherigen Finanzausgleichs zwi¬ 
schen den Ländern eine Mehrzah¬ 
lung des Bundes an die Länder von 
zunächst 9,5 Mrd. Euro jährlich vor. 
Das ist deutlich mehr, als von Finanz¬ 
minister Wolfgang Schäuble angebo- 
ten. Für dieses finanzielle Zugeständ¬ 
nis erhielt Schäuble die Zusicherung 
der Länder, die ihnen grundgesetzlich 
zustehende Hoheit über den Straßen¬ 
bau an den Bund abzutreten. 

Im Grundgesetz soll mit der hoch¬ 
trabenden Formulierung „das unveräu¬ 
ßerliche Eigentum des Bundes an Au¬ 
tobahnen und Straßen“ festgelegt wer¬ 
den, um es sogleich durch eine „unter 
staatlicher Regelung stehende privat¬ 
rechtlich organisierte Infrastrukturge¬ 
sellschaft“ privaten Gewinninteressen 
zugänglich zu machen. Dezent heißt es 
in Berlin, dies würde die Beteiligung 
privater Investoren wie beispielswei¬ 
se Versicherungen erlauben. Der Plan 
ist seit Sommer 2014 bekannt. Damals 
setzten Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt (CSU), Wirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel (SPD) und Finanzmi¬ 
nister Wolfgang Schäuble eine Kom¬ 
mission ein, um Vorschläge zu machen, 
wie Kapitalisten am besten an der 
staatlichen Infrastruktur zu beteiligen 
seien, damit sie daran verdienen kön¬ 
nen. Die Kommission, in der Vorstän¬ 
de verschiedener Unternehmen der 
Finanzbranche vertreten waren, legte 
nach einjähriger Arbeit den Vorschlag 
einer „Bundesfernstraßengesellschaft“ 
vor, die im Wesentlichen nach dem zu 
trauriger Berühmtheit gelangten Mo¬ 
dell der PPP (Public Private Partner- 
ships) funktioniert. Dabei wird die Fi- 


„ Washington hat Aleppo aufgegeben. 
Die Schlacht von Aleppo entscheidet 
aber über die Zukunft Syriens“ Das 
schreibt die FAZ in ihrer Ausgabe 
vom letzten Sonntag. 

Monatelang war über einen Waf¬ 
fenstillstand in Syrien und vor allem 
in Aleppo verhandelt worden. Das 
Ergebnis wurde vom Pentagon abge¬ 
lehnt. Es sah vor, dass die sogenann¬ 
ten gemäßigten Rebellen sich von al- 
Nusra und IS trennen sollten, und es 
sah eine militärische Zusammenarbeit 
von Russland und den USA vor. Das 
Abkommen starb zusammen mit 80 
syrischen Soldaten in einem vorgeb¬ 
lich versehentlichen Angriff der US- 
Luftwaffe. 

Danach war Funkstille bis zum 
vergangenen Wochenende. Vertreter 
Russlands und der USA, der Türkei 
und der Golfstaaten, des Iran, Ägyp¬ 
tens und Jordaniens sprachen in Lau¬ 
sanne über eine Wiederbelebung des 


nanzierung der Projekte zunächst den 
Privaten überlassen, damit sie im Laufe 
der Nutzung der Projekte umso fürst¬ 
licher entlohnt werden. Immer sind 
dabei die Kosten für die öffentlichen 
Träger höher, als wenn sie die Projekte 
selber finanzieren. Zugleich entstehen 
Schattenhaushalte, die der öffentlichen 
Kontrolle nicht unterliegen. 

Die 2009 in einem Coup der dama¬ 
ligen Großen Koalition ins Grundge¬ 
setz platzierte „Schuldenbremse“ dient 
regelmäßig als Rechtfertigung für die¬ 
se Bereicherungsprojekte für Fonds, 
Versicherungen und Banken. Wenn 
Länder oder Gemeinden Projekte 
auf diese Weise vorantreiben, zählen 
ihre damit verbundenen Zahlungs¬ 
verpflichtungen nicht als Schulden. 
Die Schuldenbremse postuliert zu¬ 
dem die Illusion, Kredit sei für öffent- 


Waffenstillstandes - und zugleich über 
die Entwicklungen um Mossul. Ein 
Ergebnis gab es nicht. Die Verhand¬ 
lungen sollen auf technischer Ebene 
weitergeführt werden. 

2012 hatten Dschihadisten Teile 
von Aleppo besetzt, der nach Damas¬ 
kus wichtigsten Stadt Syriens. Seitdem 
hatten ihre ausländischen Unterstüt¬ 
zer ein Faustpfand, um über die Zu¬ 
kunft Syriens zu bestimmen. Mit der 
Abriegelung des Ostteils der Stadt 
und den Fortschritten der Armee 
wurde ihnen dieses Faustpfand aus 
der Hand geschlagen. 

Die Dschihadisten werden weiter 
mit modernen US-Waffen versorgt. 
Dass aber IS und al-Nusra ganz aus 
Aleppo vertrieben werden, scheint bei 
aller Vorsicht nur noch eine Frage der 
Zeit. Nicht zuletzt deshalb, weil Teile 
der Bewaffneten in Aleppo - die Rede 
ist von bis zu 2000, die weder zu IS 
noch al-Nusra gehören - beginnen, 


liehe Haushalte schwer zu beschaffen 
und teuer. Das ist mitnichten der Fall. 
Der Bund hat die niedrigsten Zinskos¬ 
ten in ganz Europa. Wenn er den Bau 
und den Erhalt der Autobahnen und 
Fernstraßen selbst finanziert, ist das 
in jedem Fall billiger, als wenn er das 
privaten Banken und Versicherungen 
überlässt. Der Bundesrechnungshof 
hat in einem Gutachten genau diesen 
Punkt kritisiert. Eine andere Variante 
ist die Abwälzung der Mehrkosten di¬ 
rekt auf die Bürger. Deshalb treibt Do¬ 
brindt auch mit großem Eifer die Maut 
für PKW voran. Durch das Recht auf 
Mauteinnahmen können sich die pri¬ 
vaten Geldgeber dann ihre höhere 
Rendite einfach zurückholen. 

Die Bundesregierung hat das Pro¬ 
jekt hartnäckig und gegen stärker wer¬ 
denden öffentlichen Protest vorange- 


mit der Regierung über einen Abzug 
zu verhandeln. 

Eine Koalition aus Syrien, Iran, 
Russland und Hisbollah - zumindest 
teilweise unterstützt vom Irak - hat es 
mit der Unterstützung weiterer Staa¬ 
ten vermocht, die Pläne der USA für 
einen Regime-Change in Syrien zu 
stoppen. 

Wenn Aleppo befreit wird, wird 
der Krieg wieder dahin zurückge¬ 
drängt, wo er begann: an die Periphe¬ 
rie Syriens. Das ist die „Katastrophe 
von Aleppo“ - für die westliche Wer¬ 
tegemeinschaft. 

Mossul im Irak mit ehemals 
drei Millionen Einwohnern ist die 
zweite große Stadt in der umkämpften 
Region. Auch über sie wurde in Lau¬ 
sanne verhandelt. Die Koalition, die 
IS aus der Stadt vertreiben will, um¬ 
fasst die Türkei, schiitische Milizen, die 
irakische Regierung, die kurdischen 
Peschmerga, den Iran - alle haben ihre 


trieben. Ver.di zum Beispiel kritisiert 
außer den oben genannten Punkten, 
dass mit der geplanten Privatisierung 
die Straßenbauverwaltungen der Län¬ 
der abgewickelt und ihre Belegschaft 
arbeitslos zu werden droht. Dagegen 
behauptet die Regierungskoalition, es 
gehe bei dem Vorhaben um „eine bes¬ 
sere Steuerung bei den Investitionen 
des Bundes, aber „nicht um das Ver¬ 
scherbeln der Bundesstraßen an priva¬ 
te Investoren“, wie der stellvertretende 
Vorsitzende der SPD-Fraktion, Sören 
Bartol, formuliert. Formal hat er Recht. 
Die Bundesfernstraßengesellschaft soll 
Bundeseigentum bleiben. Die Priva¬ 
ten beteiligen sich mit Krediten oder 
Durchführungsverträgen, welche für 
sie den Vorteil haben, ihnen eine lang¬ 
fristige Rendite zu garantieren. 

Lucas Zeise 


eigenen Vorstellungen, wie die Zu¬ 
kunft von Mossul aussehen soll. Bis¬ 
her standen die Differenzen im Vor¬ 
dergrund. Der türkische Präsident Er- 
dogan hatte Anfang Oktober in einem 
Interview erklärt, nach der Befreiung 
der nordirakischen Stadt Mossul dürf¬ 
ten dort nur sunnitische Araber, Turk¬ 
menen und sunnitische Kurden leben. 
Er löste damit heftige diplomatische 
Verstimmungen aus. Wer Mossul und 
die umliegenden Ölfelder nach der 
Vertreibung des IS kontrollieren wird, 
ob kurdische Peschmerga, die Iraki¬ 
sche Armee oder alle Beteiligten ge¬ 
meinsam, ist offen. 

Mit dem gegenwärtigen militäri¬ 
schen Aufmarsch und der bevorste¬ 
henden Offensive scheint es jedoch 
gelungen zu sein, die Differenzen in 
den Hintergrund treten zu lassen. Die 
führende Rolle bei dem anstehenden 
Angriff haben bisher die Irakische Ar¬ 
mee und ihre US-Berater inne. 

Der Schock über den anstehenden 
Verlust von Aleppo mag bei manchen 
der Beteiligten die Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit gefördert haben. 

Manfred Ziegler 


Gegen das 
Ausgrenzungsgesetz 

Gut 60 Unterstützerorganisationen 
rufen für den 22.10. zu einer Demons¬ 
tration gegen das geplante bayerische 
Integrationsgesetz in München auf. 
Sie richtet sich gegen die Verabschie¬ 
dung des als schädlich und gefähr¬ 
lich eingestuften Gesetzentwurfs der 
Staatsregierung. 

Die Auftaktkundgebung beginnt 
um 12.00 Uhr vor dem DGB-Haus, 
Schwanthalerstraße 64. Um 13.30 Uhr 
startet am Odeonsplatz die Abschluss¬ 
kundgebung mit einem Grußwort von 
Konstantin Wecker und Beiträgen u.a. 
von Ernst Grube (Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes), Mar¬ 
garete Bause (Fraktionsvorsitzende 
Grüne im Landtag), Nicole Gohlke 
(MdB Partei „Die Linke“), Markus 
Rinderspacher (Fraktionsvorsitzen¬ 
der SPD im Landtag), Anton Salz¬ 
brunn (Vorsitzender GEW Bayern), 
Norbert Huber (Sprecher des Bünd¬ 
nisses München Sozial) und Mit¬ 
ra Sharifi (Arbeitsgemeinschaft der 
Ausländer- und Migrationsbeiräte in 
Bayern). 

... eine Reihe von 
Diskriminierungen 

„Das von der CSU-Regierung be¬ 
reits im Ministerrat beschlossene, 
sogenannte Bayerische „Integra¬ 
tionsgesetz“ enthält eine lange 
Reihe von Diskriminierungen und 
betrifft im großen Maße alle Bil¬ 
dungsbereiche, u. a. soll die Schul¬ 
pflicht für Kinder und Jugendliche 
in allen ,Aufnahmeeinrichtungen , 
aufgehoben werden. Daneben wird 
eine rassistische Spaltungslinie in 
vielen weiteren rechtlichen Fragen 
etabliert. 

ver.di München 

Branchentreff 

Gesundheitswesen 

Der Personalmangel in den Kranken¬ 
häusern ist eklatant. Die Beschäftig¬ 
ten und ihre Gewerkschaft ver.di ha¬ 
ben es durch eine Vielzahl kreativer 
Aktionen wie den Nachtdienstcheck 
und „162000 fehlen“ geschafft, die 
Forderung nach einer gesetzlichen 
Personalbemessung in die Öffentlich¬ 
keit zu tragen. 

Einen großen Erfolg haben die 
Kolleginnen in der Berliner Charite 
erkämpft: In der Intensivpflege, der 
Kinderklinik und den Funktionsberei¬ 
chen werden personelle Mindeststan¬ 
dards festgeschrieben, die sich an den 
Empfehlungen der Fachgesellschaften 
orientieren. 

Vor diesem Hintergrund lädt die 
Kommission Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik beim Parteivorstand 
der DKP ein zu einem bundesweiten 
Branchentreffen für Beschäftigte in 
den Krankenhäusern. Diskutiert wer¬ 
den soll der Stand der Auseinander¬ 
setzung in der Personalbemessung so¬ 
wie die Vernetzung interessierter Ge¬ 
nossinnen und Genossen. 

Die Beratung findet statt am Sams¬ 
tag, 10. Dezember 2016, von 11.15 Uhr 
bis 16.00 Uhr im Haus der DKP, Hoff¬ 
nungstraße 18 in 45127 Essen. 

Um Anmeldung wird gebeten: 

dkp.pv@t-online.de. 


Katastrophe und Befreiung 

IS auf dem Rückzug - aus Aleppo und Mossul 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Winfried Wolf über die „autonome“ Bahn 


Werdet nicht Lokführer 


Seit Monaten preist sich die Bahn als 
„Vorreiter beim autonomen Fahren“. 
Sie befeuert so eine fragwürdige De¬ 
batte und provoziert bahnintern in 
den aktuellen Tarifverhandlungen. 
So argumentierte der Vorstandsvor¬ 
sitzende der Deutschen Bahn, Rü¬ 
diger Grube, in einem langen Inter¬ 
view mit der „FAZ“, man wolle jetzt 
„die Kunden mit moderner Technik 
begeistern“. Das „autonome Fahren“ 
sei auch „in einem komplexen Schie¬ 
nensystem ... möglich“. Er rechne da¬ 
mit, dass „wir 2021, 2022 oder 2023 
so weit sind, in [...] Teilen des Netzes 
vollautomatisch fahren zu können“. 

Was Grube nicht sagt, ist, dass die 
Bahn seit Jahrzehnten große Teile des 
Schienenverkehrs automatisiert oder 
halbautomatisiert betreibt, weswegen 
die Sicherheit im Schienenverkehr 
wesentlich höher als die im Straßen¬ 
verkehr ist. Die Konzentration auf 
die Frage, ob es im Führerstand von 
Lokomotiven oder Triebfahrzeugen 
in weiterer Zukunft Lokführer ge¬ 
ben wird, ist in diesem Zusammen¬ 
hang kontraproduktiv und lächer¬ 
lich: Rein rechnerisch spielen die da¬ 
mit verbundenen Kosten eine äußerst 
geringe Rolle. Vor allem aber gibt es 
seit Jahren einen akuten Mangel an 
Lokführern, was oft zu erheblichen 
Beeinträchtigungen des Schienenver¬ 
kehrs führt. Grubes Gerede vom „au¬ 
tonomen Fahren“ wirkt in diesem Zu¬ 
sammenhang wie der an junge Men¬ 
schen gerichtete Warnruf, bloß nicht 
den Beruf Lokführer zu ergreifen. 

Dabei soll nicht nur im Lokfüh¬ 
rerstand „autonom verkehrt“ wer¬ 
den. Auch die klassischen Aufgaben 
der Zugbegleiter soll es demnächst 
nicht mehr geben. So jedenfalls Ul¬ 
rich Weber, Personalvorstand bei der 
Deutschen Bahn AG. Er führte in ei¬ 
nem Interview in der „Süddeutschen 
Zeitung“ aus: Die Fahrscheinkontrol¬ 
le sterbe aus, „weil man sich in eini¬ 
gen Jahren elektronisch im Zug ein¬ 
checken wird. Man hält seine Karte in 


seinem Smartphone an ein Lesegerät 
am Einstieg, und das war’s.“ 

Man fragt sich, wo die Bahn¬ 
obersten diese fantastischen Ideen 
so entwickeln. Ulrich Weber stellt 
hierzu Wegweiser auf: „Wir arbeiten 
da in Versuchs-Labs: Die Leute sitzen 
in einem Berliner Bahnhofs-Unter¬ 
geschoss oder im Lrankfurter Rot¬ 
lichtviertel und tüfteln herum. Wir 
sagen da: Macht Euch frei von allem 
und denkt mal.“ Man denkt da un¬ 
willkürlich, wie das wohl so aussieht, 
diese Bahnprofis ganz „freigemacht 
im Lrankfurter Rotlichtviertel“ und 
„tüftelnd“. 

Wobei es wohl oft um höchst Ba¬ 
nales geht. Grube im bereits zitier¬ 
ten FAZ-Interview: „Das autonome 
Fahren ist aber nur ein Aspekt. Wir 
wollen die Unmenge von Daten, die 
wir gewinnen, besser nutzen. [...] 
Um neue datenbasierte Geschäfts¬ 
modelle zu fördern [...] Wir planen 
die Gründung einer sogenannten 
Digital Venture GmbH.“ Wenn ich 
in die Lounge der Deutschen Bahn 
AG gehe, muss ich neuerdings meine 
BahnCard in ein Lesegerät einziehen 
lassen. Die Behauptung des Lounge- 
Eingangspersonals, damit werde „nur 
die Zahl der Lounge-Besucher regis¬ 
triert“, ist natürlich absurd. Vielmehr 
ist sicher, dass hier bereits der neuen 
„Digital Venture GmbH“ zugearbei¬ 
tet und diese „Unmenge von Daten“, 
von der Grube schwärmt, vermehrt 
wird. 

Grube & Co. lassen heute bereits 
großzügig Tag für Tag Züge „auto¬ 
nom“ oder halbautonom „verkehren“. 
Meint: schlicht ohne Personal in Nah¬ 
verkehrszügen. Oder auch mit deutli¬ 
cher Unterbesetzung im Fernverkehr 
und in den Speisewagen. 

Dies allerdings ist mit katastrophalen 
Folgen für den Komfort der Reisen¬ 
den, für das Image des Bahnreisens, 
für die Bahnbeschäftigten und für 
das Sicherheitsgefühl der Fahrgäste 
verbunden. 


Kapitalismus - Krise - Ökologie 

Diskussion zwischen Marxisten und Ökosozialisten in Essen 


Welcher Zusammenhang besteht zwi¬ 
schen dem, was die Begriffe Krise, 
Kapitalismus und Ökologie bezeich¬ 
nen? Die Marx-Engels-Stiftung hatte 
zu einer Konferenz am vergangenen 
Samstag in Essen geladen. Einleitend 
bemerkte Wolfgang Garbers (Hamm) 
vom Vorstand der Stiftung, dass „die 
Krise der Kapitalverwertung und viel¬ 
fältige Teilkrisen wie Rohstoffknapp¬ 
heit, Klimawandel, Umweltzerstörung, 
Hunger, Unterentwicklung und Krieg 
... Eugen Vargas Formel von der allge¬ 
meinen Krise des Kapitalismus 4 zeitge¬ 
mäßer erscheinen (lassen), als so man¬ 
cher nach 1989 vermutet“ hatte. In die¬ 
sem Sinne machte sich Winfried Wolf 
(Berlin), vielfältiger Buchautor und 
Chefredakteur der Zeitschrift „Luna- 
park21“ daran, den aktuellen Krisen¬ 
stand auf verschiedenen Ebenen dar¬ 
zustellen. Wolf gelang es, die tiefer wer¬ 
denden zyklischen Wirtschaftskrisen, 
die tiefe, seit 2007 immer noch andau¬ 
ernde weltweite Finanzkrise, die kata¬ 
strophal sich ausweitende Produktion 
extremen Reichtums und extremer Ar¬ 
mut, die Krise der EU, sowie der Dol¬ 
lar- und US-Hegemonie als gleichzei¬ 
tig stattfindende Krisenphänomene zu 
schildern. Auch die Umweltkrise, bes¬ 
ser ihre vielen Aspekte, spielten in sei¬ 
nem Tableau eine Rolle. Das war in den 
Details überzeugend, etwa sein Urteil 
über den lächerlichen „Hype mit den 
Elektroautos“. Die ökologische Krise, 
die Endlichkeit der Ressourcen und 
der Klimawandel spielen bei Wolf eine 
wichtige Rolle. Aber sie sind nicht der 
alles entscheidende Aspekt. 

Anders bei Bruno Kern, nach ei¬ 
gener Darstellung früher Marxist und 
heute Ökosozialist und Marx-Bewun¬ 
derer. In seinem Vortrag „Ökologi¬ 
sche Wende und Systemfrage“ ist es 


„die umfassende Biosphärenkrise 44 , 
in welcher der Kapitalismus „an sei¬ 
ne physische Grenze“ stößt. Es gelte 
jetzt dafür zu sorgen, „eine möglichst 
weiche Bauchlandung hinzukriegen“, 
sagte er. Dass diese physische Gren¬ 
ze für den Kapitalismus (und zugleich 
den „Industrialismus“) unüberwindbar 
sei, begründete Kern mit der begrün¬ 
deten Behauptung, dass der von Um¬ 
weltverbänden und Grünen verbreite¬ 
te „infantile Technikoptimismus“ völlig 
verfehlt sei. Es gebe keine „Effizienzre¬ 
volution“, und die erneuerbaren Ener¬ 
gien reichten bei weitem nicht aus, um 
weitermachen zu können wie bisher. Es 
gehe jetzt darum, dass „der Konsum in 
seiner Gesamtheit drastisch herunter¬ 
gefahren werden“ müsse. Kerns The¬ 
sen wurden unterhaltsam vorgetragen. 
Seine Kritik an den technizistischen 
Lösungen der Umweltverbände wirk¬ 
te plausibel. Weshalb aber Ressour¬ 
cenknappheit dem Kapitalismus den 
Garaus machen solle, wusste er nicht 
einmal anzudeuten. Winfried Wolf hat¬ 
te dazu eine realistischere Auffassung: 
Zwar gebe es objektive Grenzen (etwa 
an Ölvorkommen). Aber das Kapital 
könne auch diese niederreißen. 

In der Diskussion der insgesamt etwa 
dreißig Teilnehmer wurde immer wieder 
der nahe liegende und vermutlich zutref¬ 
fende Gedanke vorgetragen, erst mit der 
Vergesellschaftung der Produktionsmit¬ 
tel und einer geplanten Wirtschaft sei die 
ökologische Krise zu bewältigen und der 
Stoffwechsel der Menschheit mit der 
Natur nachhaltig zu ordnen. Insofern 
gebe es gute Gründe, um für den Sozia¬ 
lismus zu werben und um ihn zu kämp¬ 
fen. Zugleich aber könne man mit dem 
Kampf um die Bewohnbarkeit des Pla¬ 
neten nicht warten, bis der Sozialismus 
erreicht sei. Lucas Zeise 


Signal des Widerstands 

EU-Minister wollen CETA trotz wallonischer Ablehnung durchsetzen 


E s sei sehr gut, dass das wallonische 
Regionalparlament CETA abge¬ 
lehnt habe, sagte Frederic Gillot, 
Abgeordneter der belgischen Partei 
der Arbeit (PTB - PvdA), am Mon¬ 
tag. Der Parlamentsbeschluss, der die 
belgische Regierung daran hinderte, 
dem Freihandelsabkommen zuzustim¬ 
men, sei „ein starkes Signal an die arro¬ 
ganten Multinationalen 4 . 4 Für die PTB- 
PvdA ist der Kampf gegen CETA ein 
Teil des Kampfes gegen die Macht der 
Banken und Konzerne. „Wallonien hat 
nicht nur die Macht, CETA zu blockie¬ 
ren“ sondern auch, den Reichtum auf 
seinem eigenen Gebiet zu aktivieren: 
„Der Klassenkampf ist nicht tot, im 
Gegenteil, er ist vollständig aktuell“ 
stellte Gillot fest. 

Die EU-Handelsminister woll¬ 
ten am Dienstag den Beschluss fas¬ 
sen, der die feierliche Unterzeichnung 
von CETA in der kommenden Woche 
ermöglichen sollte. Bei Redaktions¬ 
schluss der UZ hatte es den Anschein 
dass die Ablehnung des wallonischen 
Parlaments den Zeitplan der Minister 
durcheinanderbringen würde - mehr 
nicht. „Ich glaube nicht, dass das Ab¬ 
kommen scheitern kann“, kommen¬ 
tierte Wirtschaftsminister Gabriel die 
Aussichten, CETA trotz Widerstand 
und teilweise parlamentarischer Mehr¬ 
heiten durchzusetzen. Die Linkspartei- 
Vorsitzende Katja Kipping forderte am 
Montag erneut von der Bundesregie¬ 
rung, die Bevölkerung über CETA und 
TTIP abstimmen zu lassen. 

Die Freihandelsabkommen CETA 
und TTIP nutzen vor allem den Kon¬ 
zernen, die über den Atlantik hinweg 
Waren und Unternehmen kaufen und 
verkaufen wollen. Sie schaden nicht 
nur den Beschäftigten, deren Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen durch die Ab¬ 
kommen gefährdet werden würden. Sie 
schaden der Umwelt, sie höhlen die 
verbliebenen demokratischen Rechte 
aus, sie verschlechtern den rechtlichen 
Rahmen und die Möglichkeit, sich ge¬ 
gen stärkere Konkurrenten durchzuset¬ 
zen, für kleinere und mittlere Unter¬ 
nehmen. Entsprechend vielfältig sind 
die Proteste, entsprechend unterschied¬ 
lich die Gründe, aus denen die Teilneh¬ 
mer zu den großen Demonstrationen 
vom 17. September gekommen sind. 


Nicht für alle ist der Klassenkampf ak¬ 
tuell. 

Während die IG BCE Werbung für 
CETA macht, hat ver.di für die Protes¬ 
te mobilisiert. Aber auch für den ver. 
di-Vorsitzenden Frank Bsirske geht 
es beim Kampf gegen CETA nicht 
um den grundsätzlichen Gegensatz 
zwischen Beschäftigten und Unter¬ 
nehmen. Ende September erklärte er 
beim ver.di-Gewerkschaftsrat, unter 


welchen Bedingungen ver.di CETA 
zustimmen könne: Die bisherige Fas¬ 
sung des Abkommens bevorzuge aus¬ 
ländische gegenüber inländischen In¬ 
vestoren. Wenn diese Bevorzugung 
unterbunden würde, sei eine - von 
mehreren - Bedingungen erfüllt, un¬ 
ter der die Gewerkschaften CETA zu¬ 
stimmen können. „Ein Freihandelsab¬ 
kommen auf Augenhöhe kann nicht 
schlecht sein“, sagte Bsirske. 

Olaf Harms, Mitglied des ver.di- 
Gewerkschaftsrates und beim DKP- 
Parteivorstand verantwortlich für Ge¬ 
werkschaftsarbeit, wies bei der Tagung 
des Gewerkschaftsrates darauf hin, 


dass die Abkommen TTIP und CETA 
besonders den stärksten Unterneh¬ 
men nutzen. CETA sei eine Blaupause 
für TTIP. Gegenüber sozialdemokrati¬ 
schen Kollegen bei ver.di kritisierte er 
den Beschluss des SPD-Parteikonvents, 
den Weg für CETA freizumachen: „Ihr 
werdet in den Kommunen die Folgen 
erleben, die CETA für die kommuna¬ 
len Finanzen und für den Öffentlichen 
Dienst haben wird 44 


Gegenüber UZ schätzte Harms 
ein: „Trotz millionenfacher Proteste 
am 17. September setzen die EU-Mi¬ 
nister CETA in dem geplanten unde¬ 
mokratischen Verfahren durch. Sie ver¬ 
suchen weiter, das Abkommen gegen 
demokratische Mehrheiten und mas¬ 
senhaften Protest durchzusetzen.“ Er 
stellte fest, dass die DKP Teil der brei¬ 
ten Bewegung gegen die Abkommen 
sei - „aber auch für uns ist der Kampf 
gegen TTIP und CETA ein Kampf ge¬ 
gen die großen Konzerne und nicht für 
einen etwas weniger ungerechten kapi¬ 
talistischen Welthandel. 44 

Olaf Matthes 



Für die EU-Minister kein Grund, CETA zu stoppen: Die Proteste gegen die 
Freihandelsabkommen, hier am 17. September in Köln. 


Tarifverhandlungen - besser ohne? 

Schlechte Bezahlung der Leiharbeit wird legitimiert, argumentieren die Gegner 


Der 7. Oktober war der „Welttag für 
menschenwürdige Arbeit“ - und der 
Auftakt für die Tarifverhandlungen in 
der Leiharbeits-Branche. Der DGB 
forderte eine Lohnerhöhung um 6 
Prozent, mindestens aber 70 Cent pro 
Stunde, sowie Ost-West-Angleichung 
in allen Entgeltgruppen. Der Tarifver¬ 
trag soll 12 Monate laufen. Die Arbeit¬ 
geber boten an: 2 Prozent mehr Lohn 
über 48 Monate ab Juli 2017 und die 
Ost-West-Angleichung frühestens nach 
48 Monaten. Dieses Angebot ist für den 
DGB nicht hinnehmbar, er erwartet ein 
neues bis zum 11. November. Dann sol¬ 
len die Verhandlungen fortgesetzt wer¬ 
den. Im Moment liegt die unterste Ent¬ 
geltgruppe bei 9 Euro (West) bzw. 8,50 
Euro (Ost). Die Tarifverträge kommen 
laut DGB für deutlich über 90 Prozent 
der ca. 915 000 Leiharbeiter zur An¬ 
wendung. 

Gegen die Tarifverhandlungen hat¬ 
te sich bereits im Vorfeld Protest ge¬ 
regt. Über die Internet-Plattform „La- 
bournet“ wurden bisher mehr als 460 
Unterschriften gegen die Verhandlung 
neuer Tarifverträge gesammelt. Wie die 
„junge Welt“ berichtete, wurde im Bre¬ 
mer Daimler-Werk eine von 960 Kol¬ 
legen unterschriebene Petition „Leih¬ 
arbeit muss weg - kein Tarifvertrag 
zur Leiharbeit!“ an die Bremer DGB- 
Vorsitzende übergeben. Das Argument 
der Gegner: Das Arbeitnehmerüber¬ 
lassungsgesetz schreibt die gleiche Be¬ 
zahlung vor, Tarifverträge machen die 
ungleiche Bezahlung erst möglich. Das 


Argument des DGB: Das Gesetz sieht 
die Möglichkeit der Abweichung durch 
einen Tarifvertrag vor. Dies wurde in 
der Vergangenheit von „christlichen“ 
Gewerkschaften genutzt, um sehr 
niedrige Tarife zu ermöglichen. Dage¬ 
gen sollten die des DGB gesetzt wer¬ 
den. Im Arbeitsvertrag kann mit Bezug 
auf einen Tarifvertrag vom Grundsatz 
der Gleichbezahlung abgewichen wer¬ 
den. Somit wurde die flächendeckende 
niedrigere Bezahlung der Leiharbeiter 
möglich. Der DGB argumentiert, dass 
auch die Branchenzuschläge erst durch 
die Tarifverträge möglich gemacht wer¬ 
den. Unter Arbeitsrechtlern ist umstrit¬ 
ten, ob die gekündigten Tarifverträge 
nachwirken und weiter in Arbeitsver¬ 
trägen angewendet werden. Das Bun¬ 
desarbeitsgericht wird demnächst dazu 
urteilen. 

Die bisher geltenden Tarifverträge 
waren zum 31.12.16 kündbar. Der sepa¬ 
rate Mindestlohn-Vertrag für die Leih¬ 
arbeitsbranche, der ebenfalls Ende des 
Jahres ausläuft, würde nicht nachwir¬ 
ken, es gebe dann keine Mindestlohn- 
Regelung. Dies sei vor allem ein Prob¬ 
lem für die verleihfreie Zeit der Leih¬ 
arbeiter. Dann würde der allgemeine 
Mindestlohn greifen, der mit 8,84 Euro 
pro Stunde (ab 1.1.2017) niedriger liegt. 

Im Forum der IG Metall-Gliede¬ 
rung ZOOM (Zeitarbeiter ohne Or¬ 
ganisation machtlos) werden die Ver¬ 
handlungen kritisiert. Die bisher erziel¬ 
ten Regelungen zu Arbeitszeitkonten 
sind umstritten. Auch Branchenzu¬ 


schläge und Betriebsvereinbarungen 
würden die Lage kaum verändern. Tat¬ 
sächlich verdienten 2013 Leiharbeiter 
in der Metall- und Elektrobranche, wo 
es die meisten Branchenzuschläge gibt, 
durchschnittlich 42 Prozent weniger als 
die Stammbelegschaft. Die grundsätzli¬ 
che Befürwortung der Leiharbeit durch 
die Gewerkschaften würde eine stärke¬ 
re Organisierung schwer machen. Der 
Organisationsgrad der Leiharbeiter lag 
zuletzt bei ca. 5 Prozent. 

Der DGB merkt an, dass der Equal- 
Pay-Grundsatz im Gesetz nicht eindeu¬ 
tig formuliert sei und nur individuell 
durch den Gang vor das Arbeitsge¬ 
richt durchgesetzt werden kann. Gute 
rechtliche Argumente reichen nicht 
aus, „diese in der Realität auch recht¬ 
lich durchzusetzen ist in der Wirklich¬ 
keit der Arbeitsbeziehungen nicht 
dasselbe.“ Tatsächlich wäre ohne Ta¬ 
rifverträge eine intensive Kampagne 
zur gewerkschaftlichen Organisierung 
der Leiharbeiter notwendig, damit sie 
ihr Recht auf gleichen Lohn einklagen 
können. Für die Arbeitgeber würde 
sich Leiharbeit dann allerdings kaum 
mehr lohnen, weil sie zu teuer wird. 
Dies könnte der Prämisse des DGB 
widersprechen, das „Instrument Leih¬ 
arbeit nicht zu diskreditieren“, wie es 
Reiner Hoffmann im Februar der „jun¬ 
gen Welt“ sagte. 

Philipp Kissel 

Weitere Infos: dgb.de/tarifrunde-leih- 
arbeit, igmetall-zoom.de, labournet.de 
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Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 21. Oktober 2016 


Altersarmut? Welche Altersarmut? 

Die Altersarmut wird wegpropagiert 


Zunächst zwei Fakten: 

1. Seit 2003 weist das statistische Bun¬ 
desamt die Zahl der Bezieher von 
Grundsicherung im Alter aus. 2003 
waren es 257 734 Bezieher, im Jahr 
2014 hatte sich die Zahl auf 512 198 
erhöht eine Steigerung um 100 Pro¬ 
zent in elf Jahren. Die Zahl der Zula¬ 
genberechtigten liegt höher. Sozialwis¬ 
senschaftler schätzen die Dunkelziffer 
zwischen 60 und 100 Prozent. Tatsäch¬ 
lich werden also 800 000 bis eine Mil¬ 
lion ältere Menschen ein Einkommen 
haben, das unter dem Existenzmini¬ 
mum liegt. 

Wichtig für die Begrifflichkeit: Wer 
geringere Einkünfte als die Grundsi¬ 
cherung hat, ist von Hunger und Ob¬ 


Soweit die nachvollziehbaren und 
wissenschaftlich validierbaren Fakten 
aus realen Entwicklungen (ohne eine 
Prognoseaussage, dazu weiter unten). 
Aus diesen Fakten ergibt sich, dass 
dringender sozialpolitischer Hand¬ 
lungsbedarf gegeben ist. 

Das ist für die Verteidiger neolibe¬ 
raler „Sozialpolitik eine Bedrohung, 
entsprechend wird mit Hilfe der ein¬ 
schlägigen Leitmedien und in politi¬ 
schen Netzwerken Armut weg bzw. 
klein argumentiert. 

Gegenpropaganda der 
„Arbeitgeber“ 

Dass der Bundesverband der Arbeit¬ 
geber (BDA) gegen Sozialpolitik, die 
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dachlosigkeit bedroht. Man kann sie 
auch als absolute Armutsschwelle be¬ 
zeichnen. Sie beträgt aktuell im Bun¬ 
desschnitt für Einzelhaushalte 790 
Euro. Ob die Berechtigung zum Emp¬ 
fang dieser Leistung vorliegt, wird pe¬ 
nibel amtlich geprüft. 

2. Nach einem EU-einheitlichen Ver¬ 
fahren wird die Armutsgefährdungs¬ 
quote für verschiedene Bevölkerungs¬ 
gruppen ermittelt. Als von Armut be¬ 
droht gilt, wer weniger als 60 Prozent 
des mittleren Einkommens erhält. Der 
Anteil der betroffenen Rentnerlnnen 
und Pensionärinnen hat sich in den 
letzten zehn Jahren von 10,7 Prozent 
auf 15,9 Prozent, also um 50 Prozent 
erhöht. Die rasante Zunahme führ¬ 
te dazu, dass 2014 die Quote erstmals 
über dem Anteil der Gesamtbevölke¬ 
rung (15,6 Prozent) stieg. Das waren 
nahezu 3,5 Millionen Menschen über 
65 Jahre. 

Wichtig für die Begrifflichkeit: Die 
Armutsgefährdungsschwelle bewertet 
die Bedürfnisse der Menschen nach 
ihren materiellen, sozialen und kultu¬ 
rellen Bedürfnissen. Es handelt sich 
um eine relative Armutsschwelle, weil 
sie immer einen Bezug zur soziokultu- 
rellen Entwicklung der Gesamtbevöl¬ 
kerung hat. Die Armutsgefährdungs¬ 
schwelle beträgt aktuell im Bundes¬ 
durchschnitt für Einzelhaushalte 990 
Euro. 


ihnen Kosten verursacht, Position be¬ 
zieht überrascht nicht. Er betreibt die 
Gegenpropaganda mit der Methode, 
Fakten zu Behauptungen = Meinun¬ 
gen zu erklären: „Außerdem müs¬ 
sen - gerade vor dem Hintergrund der 
behaupteten Zunahme der Altersar¬ 
mut - weitere Formen der privaten 
Vorsorge ... berücksichtigt werden“. 
(Rentenpolitisches Grundsatzpapier, 
Juni 2016) 

Noch gröber geht Sozialministe¬ 
rin Andrea Nahles daran, die „be¬ 
hauptete“, wachsende Altersarmut 
aus der Welt zu schaffen: „Anders als 
in der Vergangenheit ist Altersarmut 
in Deutschland heute noch eher ein 
Randphänomen. Wer im Alter be¬ 
dürftig ist, wird von der Grundsiche¬ 
rung im Alter und bei Erwerbsminde¬ 
rung aufgefangen“. (Nahles-Antwort 
auf Fragen von rentenpolitikwatch.de 
vom 10.0.2016) Nach dieser Definiti¬ 
on gibt es in Deutschland keine Ar¬ 
mut, weil es ja Sozialhilfe für alle gibt. 

Ein sozialdemokratischer Lan¬ 
desparteivorsitzender positionierte 
sich noch letztes Jahr so: „Die Her¬ 
absetzung des (Renten-)Niveaus auf 
unter 50 Prozent wird vor allem für 
Menschen mit unteren und mittleren 
Einkommen problematisch sein und 
kann so nicht hingenommen werden“. 
Im Sommer dieses Jahres ging er den 
AfA-Landesvorsitzenden und DGB- 


Funktionär dann so an: Er solle nicht 
übertreiben, die Altersarmut sei nun 
wirklich nicht so dramatisch wie von 
den Gewerkschaften behauptet. 

Vor wenigen Tagen referierte ein 
gewerkschaftsnaher Wissenschaftler 
auf einer ver.di-Tagung über Altersar¬ 
mut und relativierte über längere Pas¬ 
sagen den Altersarmutsbegriff: Wenn 
die Rentenversicherung für Frauen 
einen durchschnittlichen Rentenzahl¬ 
betrag von 630 Euro auswiesen, hei¬ 
ße das nicht, dass die überwiegende 
Zahl der Frauen arm seien, weil man 
ja das Haushaltseinkommen betrach¬ 
ten müsse. Außerdem würden andere 
Einkunftsarten, z.B. aus Vermögen 
oder Vermietung, in diesen Zahlen 
nicht berücksichtigt. Das wurde auch 
von niemandem in Zweifel gezogen - 
warum dann diese Betonung? 

Auch in gewerkschaftsinternen 
Diskursen begegnet einem hin und 
wieder der Einwand, die Armut müs¬ 
se man ja als eine relative Armut ver¬ 
stehen - auch hier stellt sich einem die 
Frage, warum diese Selbstverständ¬ 
lichkeit auf einmal „entdeckt“ wird. 
Es kommt der Verdacht auf, dass man 
einer SPD-Parteigenossin im Minis¬ 
teramt keine Schwierigkeiten berei¬ 
ten will. 


Völlig ausgeklammert wird der Ar¬ 
mutsbegriff, wie er bereits 1984 in ei¬ 
nem Ratsbeschluss der Europäischen 
Union formuliert wurde: Danach gel¬ 
ten Personen als verarmt, „wenn sie 
über so geringe (materielle, kulturel¬ 
le und soziale) Mittel verfügen, dass 
sie von der Lebensweise ausgeschlos¬ 
sen sind, die in dem Mitgliedsstaat, in 
dem sie leben, als Minimum annehm¬ 
bar ist.“ 

Auf Grundlage dieser Definition 
wurde festgelegt, dass eine Person, die 
weniger als 60 Prozent des nationalen 
Medianeinkommens erhält, als armuts¬ 
gefährdet anzusehen ist. Das Median¬ 
einkommen (Nettobetrag) betrug im 
Jahr 2014 in Deutschland 19 733 Euro, 
davon 60 Prozent ergibt eine Armuts¬ 
schwelle von 11 840 Euro, das entspre¬ 
chende Monatseinkommen 987 Euro. 

Wird dieser Betrag als Armuts¬ 
grenze genommen, wird vielen Men¬ 
schen sehr schnell klar, dass bei Fort¬ 
wirken der Rentensenkungspolitik 
und bei Verrentung von Menschen, die 
längere Zeitabschnitte in prekären Ar¬ 
beitsverhältnissen beschäftigt waren, 
eine Armutsquote erreicht wird, die 50 
Prozent und mehr der Rentnerhaus¬ 
halte betreffen wird (siehe auch WDR- 
Studie aus dem April 2016). 
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Warum wird der gesellschaftliche 
Skandal der wachsenden Altersarmut 
so heftig und vielschichtig verleugnet 
oder ausschweifend relativiert? 

Armutsgrenze wird 
verschoben 

Weil dieser Skandal nach politischen 
Antworten schreit, die den Interessen 
der Unternehmensverbände und der 
Versicherungskonzerne diametral ent¬ 
gegenlaufen. Wenn Seehofer und Ga¬ 
briel sich an einem Tag im April 2016 
mit richtigen Aussagen weit aus dem 
Fenster gelehnt haben, wurden sie 
schnell durch Politiker aus ihren zwei¬ 
ten Reihen (Straubinger und Nahles) 
wieder eingefangen. „Wissenschaftli¬ 
che“ Unterstützung bekamen die Re¬ 
alpolitiker dabei von Bert Rürup. Der 
ist seit einigen Jahren auf dem Ticket 
des Gesamtverbandes der deutschen 
Versicherungswirtschaft (GDV) un¬ 
terwegs. 


Diese Zusammenhänge und Be¬ 
rechnungen sind im Hause der So¬ 
zialministerin mit Sicherheit nicht 
unbekannt. Wieso sie dann in ihrem 
Antwortschreiben an rentenpolitik- 
watch.de zu dem „Randphänomen“ 
der Altersarmen zu der Prognoseaus¬ 
sage kommt „Diese noch relativ kleine 
Gruppe wird aber unter Umständen 
wachsen, wenn die Jahrgänge in Rente 
gehen, die nach der Wende zeitweise 
arbeitslos waren“, kann man nur noch 
als Verhöhnung der sozialen Wirklich¬ 
keit in diesem Land verstehen. 

Es sind gerade solche Verhöh¬ 
nungen und Kaltschnäuzigkeiten, die 
Menschen in die Fänge der Rechtspo¬ 
pulisten treibt. 

Reiner Heyse 

Dieser Beitrag wurde mit freundlicher 
Genehmigung des Autors der Seite 
www.seniorenaufstand.de entnom¬ 
men. 


250 Arbeitsplätze wegrationalisiert 

ln Bremen macht das Kellogg’s-Werk dicht 


Der KelloggVKonzern hat angekün¬ 
digt, seinen noch einzigen deutschen 
Produktionsstandort aufzugeben. Bis 
Februar 2018 soll der Betrieb in der 
Überseestadt scheibchenweise still¬ 
gelegt werden. 250 Kolleginnen und 
Kollegen sind davon betroffen und 
verlieren ihren Arbeitsplatz. Der Be¬ 
triebsrat und die Kolleginnen und Kol¬ 
legen wurden kalt erwischt. Dieter Ni¬ 
ckel von der Gewerkschaft Nahrung 
Genuss Gaststätten (NGG) findet die 
Schließung „befremdlich“. Schließlich 
sei erst Anfang des Jahres ein neues 
Schicht-System mit Produktion rund 
um die Uhr eingeführt worden. Dass 
es nun das Werk in Bremen treffe, ver¬ 
stehe kein Mensch. 

Begründet wird die Schließung vom 
KelloggVKonzern mit Überkapazitä¬ 
ten innerhalb des europäischen Pro¬ 
duktionsnetzwerks. Jetzt gehe es sei¬ 


tens des Betriebsrates darum, in Ver¬ 
handlungen mit dem Konzern Klarheit 
für die Mitarbeiter zu schaffen. Zum 
„Weser Kurier“ sagte ein Unterneh¬ 
menssprecher: „Von den europäischen 
Produktionsstandorten sei in Bremen 
der größte Rückgang beim Absatz 
zu verzeichnen. In Zukunft will der 
KelloggVKonzern nur noch in Spani¬ 
en und Großbritannien produzieren.“ 
Bereits vor zwei Jahren fing die Um¬ 
strukturierung in Deutschland an, da 
hatte der Konzern seine Nordeuropa- 
Zentrale von Bremen nach Hamburg 
verlegt. Die angeblich bessere Anbin¬ 
dung an die skandinavischen Märkte 
hielt die NGG 2014 für vorgeschoben 
und sah dies vielmehr als eine Auswir¬ 
kung des Sparprogramms „Projekt K“. 
Zuvor versicherte Kellogg's 2009, dass 
die Zentrale in Bremen langfristig si¬ 
cher sei. 


Der Grund, warum es keine gesi¬ 
cherten Arbeitsplätze gibt, wird nicht 
vor Wirtschafts- und Währungskrisen, 
vor Arbeitslosigkeit, vor den unsozia¬ 
len Folgen einer kapitalistisch genutz¬ 
ten Automation, vor Einkommensmin¬ 
derung oder sozialem Abbau schützen. 
Er liegt in den Eigentums- und Macht¬ 
verhältnissen. Denn unter kapitalisti¬ 
schen Produktionsverhältnissen dient 
die Entwicklung der Produktivkräfte 
und die Globalisierung allein der Ka¬ 
pitalverwertung. Der wissenschaft¬ 
lich-technische Fortschritt wird miss¬ 
braucht, um immer größere Profite für 
die Eigentümer der Produktionsmit¬ 
tel, die Kapitalisten, zu erzielen. Die 
Arbeiter und Angestellten werden zu 
noch schärferer Arbeitshetze gezwun¬ 
gen, Arbeitsplätze werden wegratio¬ 
nalisiert, die Massenarbeitslosigkeit 
steigt. 


Dies wird verstärkt durch das Feh¬ 
len echter Mitbestimmung. Wenn von 
Unternehmerseite immer wieder be¬ 
hauptet wird, dass durch das Betriebs¬ 
verfassungsgesetz Mitbestimmung ge¬ 
geben sei, dann ist das irreführend. 
Wirksame Mitbestimmung im Betrieb 
und am Arbeitsplatz erfordert mindes¬ 
tens, das Verbot der politischen Tätig¬ 
keit der Vertreter der Arbeiter aufzuhe¬ 
ben und in Personalfragen, Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen, bei Investiti¬ 
onen, Unternehmenszusammenschlüs¬ 
sen, der Produktions- und Absatzlage, 
aber vor allem bei der Sicherung der 
Arbeitsplätze die Entscheidungen im 
Interesse der Arbeiter zu treffen. 

Die DKP Bremen zeigt sich soli¬ 
darisch mit den KelloggVKolleginnen 
und Kollegen und fordert den Erhalt 
des Bremer KelloggVStandortes. 

DKP Bremen 


Tengelmann vor 
Zerschlagung 

Die von Gewerkschaft ver.di erhoff¬ 
te Rettung der angeschlagenen Super¬ 
marktkette Kaisers Tengelmann ist of¬ 
fensichtlich gescheitert. Aktuell stehen 
die einzelnen Filialen zum Verkauf. Hin¬ 
tergrund des Scheiterns der Übernahme¬ 
verhandlungen ist der Machtkampf der 
Lebensmittelkonzerne Edeka und Rewe, 
die die Vorherrschaft auf dem deutschen 
Lebensmittelmarkt anstreben. 

EVG erwartet 
konkrete Vorschläge 

Die erste Runde der Tarifverhand¬ 
lungen zwischen der Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG) und der 
Deutschen Bahn hat am 17. Oktober 
stattgefunden. Beide Seiten vereinbar¬ 
ten, sich zur nächsten Verhandlungs¬ 
runde, am Mittwoch, dem 9. November 
2016, in Berlin zu treffen. 

Schwerer Unfall bei BASF 

Am Hauptstandort des Chemiekon¬ 
zerns BASF in Ludwigshafen hat es 
am Montag eine schwere Explosion 
gegeben. Mindestens zwei Menschen 
starben. Nach Angaben der Werkslei¬ 
tung sei der Unfall bei Arbeiten an ei¬ 
ner Rohrleitung entstanden. Das Che¬ 
miewerk Ludwigshafen bezieht große 
Mengen an Ölderivaten zur Weiterver¬ 
arbeitung. 

Commerzbank übertreibt 
ihren Stellenabbau 

Verdi hat dem Vorstand der Commerz¬ 
bank vorgeworfen, den geplanten Ab¬ 
bau von 9600 Stellen bewusst übertrie¬ 
ben zu haben, um die Spekulanten zu 
beeindrucken. Tatsächlich ist die drit¬ 
te Abbauwelle in der Bank seit 2009 
schlimm genug. Vorstand und Betriebs¬ 
rat der Bank verhandeln derzeit über 
einen Abbau von 7100 Vollzeitstellen. 

Proteste bei GE 

Am Standort Mannheim des US-Kon- 
zerns General Electric (GE) haben 
etwa 800 Beschäftigte gegen geplante 
Stellenstreichungen protestiert. Sie zo¬ 
gen nach Angaben der IG Metall an¬ 
schließend zum Mannheimer Markt¬ 
platz. GE plant, die Turbinenfertigung 
in Mannheim zu schließen. Von den 
1800 Stellen sollen fast 1100 wegfallen. 

Italienische Bankenfusion 

Die Aktionäre der beiden italienischen 
Volksbanken Banco Popolare und Ban- 
ca Popolare di Milano haben dem ge¬ 
planten Zusammenschluss der Institu¬ 
te zugestimmt. Mit einer Bilanzsumme 
von 171 Mrd. Euro und mehr als 25 000 
Beschäftigten entsteht so die drittgröß¬ 
te Bank Italiens. Sie soll den Namen 
Banco BPM tragen. 

Gabriel plant 
Antiinvestitionsgesetz 

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
(SPD) will den Ausverkauf deutscher 
Unternehmen nach China stoppen. 
Entsprechend bereitet sein Ministerium 
eine Änderung des Außenwirtschafts¬ 
gesetzes (AWG) und der entsprechen¬ 
den Regelungen auf EU-Ebene vor, das 
bisher der Regierung nur in den Berei¬ 
chen Rüstung und wichtiger Infrastruk¬ 
tur das Recht gibt, gegen Übernahmen 
aus dem Ausland einzuschreiten. 

Immobilienpreisan¬ 
stieg beschleunigt 

Der Preisanstieg bei Eigentumswoh¬ 
nungen und Einfamilienhäusern hat 
sich nach Angaben des Immobilien¬ 
verbandes IVD im zweiten und drit¬ 
ten Quartal 2016 verglichen mit dem 
Vorjahreszeitraum noch beschleunigt. 
Vor allem in den Großstädten klettern 
die Immobilienpreise demnach rasant. 
Laut dem Wohnpreis-Spiegel des Ver¬ 
bands verteuerten sich Eigentumswoh¬ 
nungen mit mittlerem Wohnwert um 
gut 6 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
Im vergangenen Jahr hatte die Rate in 
diesem Segment bei knapp 5 Prozent 
gelegen. 
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Gesinnungsurteil 

Am vergangenen Donnerstag endete der 
§-129b-Prozess gegen den kurdischen Ak¬ 
tivisten Ali Özel. Das Oberlandesgericht 
Stuttgart verhängte eine Haftstrafe von 
3 Jahren und 6 Monaten - obwohl dem 
Angeklagten keinerlei strafbare Hand¬ 
lungen zugerechnet werden konnten. 
Ali Özel wurde vorgeworfen, als PKK- 
Gebietsleiter in verschiedenen Regio¬ 
nen der BRD tätig gewesen zu sein. „In 
diesen Prozessen steht die Verurteilung 
schon im Vorfeld fest, nur das Strafmaß 
unterscheidet sich in Nuancen“, kritisierte 
Özels Rechtsanwalt Martin Heiming. Die 
„Rote Hilfe“ rief zur Solidarität auf. Der¬ 
zeit seien Dutzende Aktivistinnen und 
Aktivisten aus der Türkei in deutschen 
Gefängnissen, die in der Regel der Mit¬ 
gliedschaft in einer terroristischen Verei¬ 
nigung im Ausland 4 nach § 129b StGB be¬ 
schuldigt würden. „Welche Organisation 
als terroristisch zu gelten hat, legen dabei 
die Bundesregierung und ihre Verbün¬ 
deten je nach den aktuellen politischen 
Konstellationen fest“, erklärte die linke 
Solidaritätsorganisation. 

„junge Welt“ in Gefahr 

Die Existenz der in Berlin erscheinen¬ 
den überregionalen Tageszeitung „jun¬ 
ge Welt“ ist gefährdet. Zwar konnte 
die Zeitung die verkaufte Auflage in 
den letzten fünf Jahren von 17 500 auf 
19400 steigern, die für die Ökonomie 
entscheidende Zahl der Abonnements 
sei aber um 2 000 zu niedrig, so Diet¬ 
mar Koschmieder, Geschäftsführer der 
Verlag 8. Mai GmbH, in der die Zeitung 
erscheint. Daher hätten die Einnahmen 
mit der Kostenentwicklung nicht mit¬ 
halten können. 

Es sei nicht einfach, in Zeiten ei¬ 
nes rechten Vormarsches erfolgreich 
eine linke Tageszeitung zu machen. 
„Eine linke unabhängige Zeitung ist 
aber gerade jetzt notwendiger denn je“, 
stellte jW-Chefredakteur Stefan Huth 
fest. Entscheidend für das weitere Er¬ 
scheinen sei der Bestand an bezahlten 
Abonnements, weil darüber die laufen¬ 
den Kosten für die Zeitungsherstellung 
finanziert werden, so die Leitung von 
Verlag, Redaktion und Genossenschaft 
im Offenen Brief an die Leserschaft. 

Rechter Straftäter in Haft 

Nachdem es in den letzten Wochen 
in Dortmund wieder verstärkt zu ge¬ 
walttätigen Übergriffen von Neonazis 
kam, die sich unter anderem auch ge¬ 
gen die örtliche DKP richteten, wurde 
ein 21-jähriger Neonazi am vergange¬ 
nen Sonntagmorgen gegen 2 Uhr von 
der Polizei festgenommen. Der Mann 
hatte zuvor einen 17-Jährigen bedroht. 
Bei seiner Festnahme leistete der Neo¬ 
faschist laut Polizei „heftigen Wider¬ 
stand“, sodass ihm Hand- und Fußfes¬ 
seln angelegt werden mussten. Im Auto 
der Beamten spuckte er mehrfach und 
trat mit den Beinen um sich. Außerdem 
zeigte er den sogenannten Hitlergruß, 
rief mehrfach „Sieg Heil“, randalierte im 
Polizeigewahrsam weiter und verletzte 
dabei einen Polizeibeamten leicht. Der 
Mann war bereits zuvor zu einer Be¬ 
währungsstrafe verurteilt worden. Der 
Haftrichter widerrief die Bewährung, 
der Tatverdächtige befindet sich in Haft. 

Neuwahl in Sachsen? 

Mehrere Experten fordern Neuwah¬ 
len in Sachsen. Sie bemängeln, dass die 
Landtagswahl vor zwei Jahren ungültig 
gewesen sei, da die AfD einen umstrit¬ 
tenen Kandidaten unzulässigerweise 
von der Wahlliste gestrichen habe. Der 
Landtag sei daher „nicht verfassungsge¬ 
mäß zusammengesetzt“. 

Erinnern an Burak 

Antifaschistische Organisationen rufen 
für Samstag, den 29. Oktober zu einer 
Kundgebung am Krankenhaus in Berlin- 
Neukölln auf. Im vergangenen Jahr wa¬ 
ren dort NPD-Anhänger und Neonazis 
aufmarschiert. Anlass dafür war der To¬ 
destag des NPD-Kaders Jürgen Rieger, 
der 2009 in diesem Krankenhaus starb. 
Die antifaschistische Kundgebung ist 
gleichzeitig der Auftakt für die Aktions¬ 
woche „Gedenken und Widerstand“. Da¬ 
bei soll auch an den Mord an Burak Bek- 
tas gegenüber dem Krankenhaus Neu¬ 
kölln erinnert werden, der in der Nacht 
vom 4. auf den 5. April 2012 stattfand 
und bis heute nicht aufgeklärt wurde. 


Nach Fall Al-Bakr fordern Hardliner, Freiheitsrechte weiter zu beschneiden 


Eine Art Schutzhaft 



Schon jetzt kann der Verfassungsschutz auf sensible Daten von Flüchtlingen zugreifen: Registrierung von Flüchtlingen auf 
dem Fliegerhorst Erding im Januar. 


I m Windschatten des Selbstmordes 
des islamistischen Terrorverdäch¬ 
tigen Dschaber Al-Bakr in der Jus¬ 
tizvollzugsanstalt Leipzig mehren sich 
Forderungen nach weiteren Gesetzes¬ 
verschärfungen und Überwachungs¬ 
maßnahmen. Vor allem die innenpoli¬ 
tischen Hardliner aus CDU/CSU, AfD, 
Geheimdiensten und Polizei fordern, 
die Behörden mit weiteren Rechten 
auszustatten, und sprechen sich damit 
faktisch für einen weiteren Abbau der 
Grund- und Freiheitsrechte aus. 

Bei den anderen Parteien stießen For¬ 
derungen, etwa zukünftig vermeintliche 
Gefährder ohne Hinweise auf konkret 
geplante Straftaten in Haft zu nehmen, 
auf Ablehnung. „Das ist nichts ande¬ 
res als die Forderung nach einer Art 
Schutzhaft. Und das ist ebenso grund- 
rechts- wie verfassungswidrig“, mo¬ 


nierte die Innenpolitische Sprecherin 
der Linksfraktion, Ulla Jelpke. Auch 
der Ruf nach einer Ausweitung von 
Geheimdienstbefugnissen sei absolut 
fehl am Platze. „Denn der Fall Chem¬ 
nitz hat erneut gezeigt, dass es den 
Geheimdiensten nicht an Kompeten¬ 
zen, sondern an Kompetenz mangelt 44 , 
so Jelpke weiter. Die Bundestagsab¬ 
geordnete wies außerdem darauf hin, 
dass die Dienste schon jetzt die Daten 
vieler Asylsuchender frei Haus zur Si¬ 
cherheitsüberprüfung erhalten würden. 
„Ergeben sich während der Asylanhö¬ 
rung kleinste Anhaltspunkte für sicher¬ 
heitsrelevante Erkenntnisse, werden die 
Dienste schon jetzt durch das Bundes¬ 
amt für Migration und Flüchtlinge in¬ 
formiert“, sagte die Innenpolitikerin. 
Somit erfolge schon jetzt der „Zugriff 
auf sensible Daten von Asylsuchenden 44 . 


Auch die sächsische Linksfraktion wies 
Forderungen nach Gesetzesverschär¬ 
fungen zurück und forderte stattdessen, 
das Versagen von sächsischer Politik 
und Behörden im Falle des vereitelten 
Terroranschlags aufzuklären. „Dabei 
kann es nicht um populistische Law- 
and-Order-Maßnahmen gehen, wie sie 
Sachsens CDU-Generalsekretär for¬ 
dert“, stellte der Linksfraktionschef 
Rico Gebhardt klar. Die sächsische 
Linksfraktion forderte die aus CDU 
und SPD bestehende Staatsregierung 
daher auf, den Landtag „über Anlass, 
Vorbereitung, Umstände, Leitungs Ver¬ 
antwortung und konkretes Handeln 
der Polizei-, Justiz- und weiteren zu¬ 
ständigen Behörden in Land und Bund 
sowie über deren Zusammenwirken zu 
informieren“. Außerdem solle über die 
Ursachen und Umstände der Selbsttö¬ 


tung Al-Bakrs berichtet werden und 
darüber, welche Festlegungen zum 
Vollzug der Untersuchungshaft getrof¬ 
fen worden waren. 

Gebhardt forderte zudem Antworten 
auf die Frage, warum etwa die Tür 
zur Wohnung, in der der der Terror¬ 
verdächtige Dschaber Al-Bakr ver¬ 
mutet wurde, aufgesprengt wurde, 
wo doch davon ausgegangen wer¬ 
den musste, dass sich in ihr Spreng¬ 
stoff befand. Weshalb wurde Al-Bakr 
trotz eines Großaufgebotes nicht in 
Chemnitz gefasst? Weshalb wurde 
die Wohnung in Eilenburg, in der er 
gemeldet war, offenbar nicht obser¬ 
viert, sodass Al-Bakr sie, Berichten 
von Nachbarn zufolge, während der 
Fahndungsmaßnahmen unbehelligt 
aufsuchen konnte? Weshalb wurde 
er am Hauptbahnhof in Leipzig trotz 
Großfahndung nicht erkannt, fragte 
Gebhardt weiter? 

Harsche Kritik übte der Linksfrak¬ 
tionschef auch generell an der säch¬ 
sischen CDU, die nunmehr seit mehr 
als 26 Jahren im Freistaat regiert. „Es 
ist das von der CDU-Regierung ver¬ 
schuldete Staatsversagen, das zu dem 
Gesamtbild führt, das Sachsen heute 
abgibt. Jahrelang scheiterte man vor 
dem NSU-Terror. Jahrelang bekämpf¬ 
te man in Dresden eher die Zivilgesell¬ 
schaft als die Nazis, die zum 13. Febru¬ 
ar aufmarschierten. Hilflos stand man 
rassistischen Aufwallungen in Heide¬ 
nau, Freital, Clausnitz, Bautzen gegen¬ 
über. Zur Einheitsfeier am 3. Oktober 
ließ man hasserfüllte Pöbler gewähren, 
die sogar Besucher eines Gottesdiens¬ 
tes beleidigen und die Berichterstat¬ 
tung dominieren konnten“, kritisierte 
Gebhardt und bezichtigte die Landes¬ 
regierung des „Staatsversagens“. 

Markus Bernhardt 
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Heilige Parteiendemokratie 

Hamburger Gericht gegen Volksentscheid 


Was wissen die 
Geheimdienste? 


Opferanwalt: „Das Thema 
Umfeld des NSU virulent“ 

Nachdem neue Ungeheuerlichkeiten 
über anscheinende Straftaten des neo¬ 
faschistischen Terrornetzwerks „Natio¬ 
nalsozialistischer Untergrund“ (NSU) 
für öffentliches Entsetzen sorgen, wird 
zunehmend deutlich, dass die angebli¬ 
che Aufklärung der Sicherheitsbehör¬ 
den und auch der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse vollends 
mangelhaft ist. 

So sollen die Terroristen von 2000 
bis 2006 nicht nur insgesamt neun 
Migranten und am 25. April 2007 in 
Heilbronn die Polizistin Michele Kie¬ 
sewetter ermordet haben. Mittlerwei¬ 
le mehren sich Hinweise auf Verstri¬ 
ckungen der Nazis in Fälle von Kin¬ 
desmissbrauch und weitere Morde. So 
wurde die DNA des NSU-Terroristen 
Uwe Böhnhardt vor wenigen Tagen an 
Beweismitteln gefunden, die am Fund¬ 
ort der Leiche des über 15 Jahre ver¬ 
schwundenen und im Alter von neun 
Jahren ermordeten Mädchens Peggy K. 
sichergestellt worden waren. 

Böhnhardt galt außerdem schon 
vor seinem Ab tauchen in den Unter¬ 
grund als Verdächtigter im Falle des 
1993 ermordeten aus Jena stammen¬ 
den Bernd B. Eine Tatbeteiligung 
konnte ihm damals zwar nicht nachge¬ 
wiesen werden. Jedoch ist Böhnhardt 
nicht der Einzige aus dem NSU-Netz- 
werk, dessen Name mit Kindesmiss¬ 
brauch und ähnlich gelagerten Vorwür¬ 
fen in Verbindung gebracht wird. So 
wurde Tino Brandt jahrelang V-Mann 
des sogenannten Verfassungsschutzes 
und zugleich Anführer des „Thürin¬ 
ger Heimatschutzes“, aus dem sich der 
NSU später herausbildete, wegen se¬ 
xuellen Missbrauchs von minderjäh¬ 
rigen Jungen verurteilt. Auch auf dem 


Kindesmissbrauch war im 


Computer der offensichtlichen drei 
NSU-Kernterroristen Uwe Böhnhardt, 
Uwe Mundlos und Beate Zschäpe in 
der von ihnen bewohnten Wohnung in 
der Zwickauer Frühlingsstraße hatten 
Ermittler Kinderpornografie gefun¬ 
den. Ein entsprechendes Strafverfah¬ 
ren gegen Zschäpe wurde von den Be¬ 
hörden jedoch eingestellt. „Das Thema 
Kindesmissbrauch war die ganze Zeit 
im Umfeld des NSU virulent“, konsta¬ 
tierte jüngst auch Opferanwalt Meh¬ 
met Daimagüler. 

Die neuerlichen Erkenntnisse dürf¬ 
ten vor allem für die Geheimdienste ein 
neuerliches Desaster darstellen, waren 
diese doch in das mörderische Treiben 
der Naziterroristen involviert. Somit 
stellt sich mittlerweile die Frage, ob 
die Inlandsgeheimdienste nicht auch 
weitergehende Erkenntnisse über die 
Mordfälle Peggy K. und Bernd B. und 
mögliche Täter hatten und diese be¬ 
wusst zurückhielten. Dass die Schlapp¬ 
hüte keinerlei Kenntnis über das Trei¬ 
ben ihres V-Mannes Tino Brandt im 
Bereich des Kindesmissbrauches und 
der Förderung der Prostitution gehabt 
haben, dürfte ausgeschlossen sein. Der¬ 
lei war selbst anderen bei den besagten 
Behörden unter Vertrag stehenden V- 
Leuten bekannt. 

Weitere Fragen wirft unterdessen 
auf, dass die einst in der „Soko Peggy“ 
eingesetzte Polizistin Anja W. mit dem 
späteren NSU-Mordopfer, der Polizei¬ 
beamtin Michele Kiesewetter befreun¬ 
det war. Antworten auf die offenen Fra¬ 
gen und jeweiligen Mordhintergründe 
dürften neben Beate Zschäpe also vor 
allem die Inlandsgeheimdienste und 
Polizeibehörden geben können. 

Markus Bernhardt 


Die Richter am Hamburgischen Ver¬ 
fassungsgericht haben den Anhängern 
der direkten Demokratie einen K.O.- 
Schlag verpasst. Das Volksbegehren 
„Rettet den Volksentscheid“ darf nicht 
stattfinden. Das verkündete das Gericht 
in einer Entscheidung am Donnerstag 
letzter Woche. In einer ersten Stufe, der 
Volksinitiative, hatten die Begründer 
über 10 000 Unterschriften gesammelt. 
Sie wollten Volksentscheide stärken 
und die Rechte des Stadtparlaments, 
der Bürgerschaft, beschneiden. 

Dieser Gesetzentwurf verstoße gegen 
das „Koppelungsverbot“, so das Gericht. 
Demnach wurden zu viele unterschiedli¬ 
che Verfassungsänderungen in ein Geset¬ 
zespaket geschnürt. „Die Änderungsvor¬ 
schläge verstoßen auch einzeln betrach- 


Während die Parteien über eine Berli¬ 
ner Koalition verhandeln, ist die Ent¬ 
scheidung über die insgesamt 12 Be¬ 
zirksbürgermeister offenbar gefallen. 
In dieser Woche geht es mit den Stadt¬ 
räten weiter - und da hat die AfD An¬ 
spruch auf sieben Posten. 

Die SPD wird wahrscheinlich fünf 
Bürgermeister stellen (bisher neun), 
die CDU zwei (bisher zwei), die Grü¬ 
nen zwei (bisher einen). Die Linkspar¬ 
tei profitiert nicht nur von ihrem rela¬ 
tiv guten Abschneiden bei den Wahlen 
am 18. September, sondern auch davon, 
dass es dieses Mal - anders als im Jahr 
2011 in Lichtenberg und Marzahn- 
Hellersdorf - in den Bezirken keine 
Zählgemeinschaften von SPD, CDU 
und Grünen gegen ihre Kandidatin¬ 
nen bzw. Kandidaten geben wird: Die 
wahrscheinliche „Rot-Rot-Grüne“-Ko- 


tet gegen höherrangiges Recht“, heißt es 
in der Urteilsbegründung. 

Die Initiatoren des Volksbegeh¬ 
rens wollten das Quorum für gültige 
Volksentscheide auf ein Viertel der im 
Parlament vertretenen Stimmen redu¬ 
zieren. Die Richter sehen damit das 
Mehrheitsprinzip verletzt. Das gelte 
auch für Gegenvorlagen zu Referenden 
des Parlaments, die von nur 2,5 Prozent 
der Wahlberechtigten unterstützt wer¬ 
den müssten, wenn es nach „Rettet den 
Volksentscheid“ ginge. 

„Das Urteil klingt wie eine Heilig¬ 
sprechung der Parteiendemokratie“, be¬ 
klagt sich Initiator Manfred Brandt, „es 
sieht aber auch nach einer Generalab¬ 
rechnung mit der direkten Demokratie 
aus“. Mirko Knoche 


alition auf Landesebene hat teilweise 
auch auf die Stadtbezirke Auswirkun¬ 
gen. Die Partei „Die Linke“ wird in den 
drei östlichen Bezirken Pankow, Mar- 
zahn-Hellersdorf und Lichtenberg die 
Bürgermeister stellen. 

Für der AfD zustehende Stadtrats¬ 
posten soll in Marzahn-Hellersdorf 
vermutlich Manfred Bittner antreten, 
der in den 1990er-Jahren für die CDU 
in Hellersdorf Wirtschaftsstadtrat war. 
Bittner ist Jahrgang 1949 und damit 
nach dem Gesetz zu alt für den Job. 
Zudem musste er sich nach seiner Zeit 
als Stadtrat vor Gericht verantworten. 
Im Rahmen der „Hellersdorfer Bauaf¬ 
färe“ wurde ihm Bestechlichkeit bei ei¬ 
ner Grundstücksvergabe vorgeworfen. 
Eindeutig konnte ihm nichts nachge¬ 
wiesen werden, Zweifel bleiben. 

nh 


Rot-Rot-Grüne Bezirke 

Berlin: Keine Zählgemeinschaften gegen 
„Linke“-Bürgermeister 
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Teurer Gemischtwarenladen 

Berliner Stadtschloss: Bund zahlt für preußisches Erbe 


M itten in Berlin stand einmal 
ein Schloss. Zunächst war es 
königlich-preußische, ab 1871 
kaiserliche Residenz. Es wurde im 2. 
Weltkrieg schwer zerstört und ab 1950 
abgerissen. 

Nun wird wieder eines gebaut, als 
Rekonstruktion des einstigen Schlos¬ 
ses und an der Stelle des 1990 geschlos¬ 
senen, dann entkernten und zwischen 
2006 und 2008 abgerissenen „Palastes 
der Republik“, Sitz der Volkskammer 
der DDR und Ort vieler Kulturveran¬ 
staltungen. Der Abriss hatte weder äs¬ 
thetische noch bauliche Gründe. Alter¬ 
nativvorschläge hatten keine Chance. 
Der Palast der Republik hätte saniert 
werden können. Es waren politische 
Gründe, die zum Beschluss des Deut¬ 
schen Bundestages im Jahr 2002 - ge¬ 
gen die Stimmen der damaligen PDS- 
Abgeordneten - führten, den Palast ab¬ 
zureißen. Mit diesem verschwand ein 
weiteres „Stück DDR“ aus dem Zen¬ 
trum der Stadt. 

Bereits 1993 erregte die Fassade 
des Stadtschlosses als Attrappe auf 
dem Schlossplatz Aufsehen und lockte 
viele Touristen nach Berlin. Die Forde¬ 
rungen nach einem Neubau des alten 
Stadtschlosses wurden lauter. Die Be¬ 
fürworter setzten sich durch, obgleich 
viele Kritiker das rückwärtsgewandte, 
„historisierende“ Vorhaben ablehnten. 
Mit dem Segen der Bundesregierung 
und des Bundestages wurde der Bau 
begonnen. 2013 erfolgte die Grund¬ 
steinlegung. 

Der Filmemacher Volker Heise 
schrieb im Juni 2015 - nach der Richt¬ 
feier für das neue Gebäude - in der 
„Frankfurter Rundschau“: „Bisher 
hast du gedacht, Gebäude würden er¬ 
richtet, weil sie nötig sind ... Nicht so 
das neue Schloss. Es wurde ersonnen, 
obwohl keiner wusste, was damit an¬ 
zufangen ist, schließlich gibt es kei¬ 
nen König mehr, der darin wohnen 
könnte. Es wird noch immer viel dis¬ 
kutiert, welchen Sinn das Gebäude ha¬ 


ben soll. Derzeit sieht es nach einem 
Gemischtwarenladen aus, halb eth¬ 
nologisches Museum, halb Berliner 
Nabelschau, ein bisschen Veranstal¬ 
tungsort, aber das kann sich morgen 
schon wieder ändern ...Da war man 
in Braunschweig konsequenter, hat 
gleich eine Shopping-Mall hinter die 
Schlossfassade geknallt.“ 

(FR, 15.6.2015) 

Aktuell gibt es zwar 
mehr Klarheit über das, 
was man mit dem fertigen 
Gebäude anfangen will - 
es ist aber immer noch 
ein Gemischtwarenladen. 

Das bestätigen alle Kriti¬ 
kerinnen und Kritiker, 
die auf die politischen 
Hintergründe des Baus 
aufmerksam machen und 
darauf, dass hier Vergan¬ 
genheit zurückgeholt 
werden soll - vor allem 
das preußische Erbe: Auf 
23 000 Quadratmetern 
des Gebäudes will die 
Stiftung Preußischer Kul¬ 
turbesitz die Sammlun¬ 
gen des Ethnologischen 
Museums - nicht um den 
Bau zu „konterkarieren“, 
denn darunter wären ei¬ 
nige Sammlungen aus 
der Kolonialzeit - und 
des Museums für Asiati¬ 
sche Kunst präsentieren. 

Das Land Berlin will nun 
auf 4 000 Quadratme¬ 
tern eine Ausstellung zur 
Stadtgeschichte zeigen, 
obgleich es beispielswei¬ 
se dafür ja das Märki¬ 
sche Museum gibt. Ursprünglich sollte 
im ersten Stockwerk eine Ausstellung 
zur Welt der Sprachen präsentiert wer¬ 
den. Auf weiteren 1000 Quadratmetern 
soll die Humboldt-Universität vertreten 
sein. Im Erdgeschoss ist ein Museum des 
Ortes geplant, inklusive Schlosskeller. 


Andere Vorschläge blieben (na¬ 
türlich) unberücksichtigt. So auch der 
Vorschlag von namhaften Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten wie Esther 
Bejarano, Heinrich Fink u.a., die be¬ 
reits 2015 vorgeschlagen hatten, im 
Schloss einen zentralen Gedenk- und 
Lernort einzurichten, an dem an die 


Nazi-Vergangenheit erinnert wird: 
„Jedes Nutzungskonzept wird die Ge¬ 
schichte des Platzes berücksichtigen 
müssen. Das Massaker vom 18. März 
1848, als hier der ,Kartätschenprinz’, 
der spätere König und Kaiser Wil¬ 
helm I., auf Demonstranten schießen 


ließ, die Reichs- und Weltmachtpläne, 
die hier geschmiedet, die Kriege, die 
von hier aus geführt wurden - all das 
gehört wesentlich zur Vorgeschichte 
des deutschen Faschismus. Wir sehen 
in Berlin keinen passenderen Ort für 
das Museum als diesen“. 

Nun gibt es aktuell neuen Zoff um 


das Geld und die Befürchtung, dass 
der Bau mehr als die geplanten 600 
Millionen Euro kosten wird. Für Ber¬ 
lin wäre das das dritte Großprojekt 
neben dem BER, der U-Bahn-Linie 
5, dessen Kosten den geplanten Um¬ 
fang sprengen würde und dessen Fer¬ 


tigstellungstermin möglicherweise ver¬ 
schoben werden müsste. Nicht nur die 
„Umplanungen“ des Landes Berlin im 
Zusammenhang mit der Nutzung des 
Gebäudes, sondern auch die dem alten 
Vorbild nachempfundenen Schlossfas¬ 
saden werden mehr kosten. Bei Bau¬ 
beginn 2013 hieß es noch „Der Staat 
finanziert das Humboldt- 
Forum, die Schlossfassa¬ 
den werden privat finan¬ 
ziert - und kosten so den 
Steuerzahler kein Geld.“ 
Doch der „Förderverein 
Berliner Schloss e.V“, 
der die privaten Spen¬ 
den einsammelt, bestritt 
schon im vergangenen 
Jahr, sich je auf ein sol¬ 
ches Abkommen einge¬ 
lassen zu haben. Man 
wollte nur Spenden für 
den Sandstein für die 
Fassade sammeln. Alle 
anderen Kosten, mein¬ 
te man, sollten das Land 
Berlin und der Bund 
übernehmen. 

Die zügige Fertigstel¬ 
lung der Fassaden - so 
die Schlossbefürworter - 
sei wegen des notwendi¬ 
gen Wetterschutzes nö¬ 
tig, eine Unterbrechung 
der Arbeiten nicht ver¬ 
tretbar. Sie würde zu¬ 
dem die für den 14. Sep¬ 
tember 2019 geplante 
Eröffnung gefährden. 
Jetzt soll die Bundesre¬ 
gierung - also „der Steu¬ 
erzahler“ - die fehlende 
Summe für die Fassaden 
„zwischenfinanzieren“, denn die Spen¬ 
den für die Rekonstruktion der Ba¬ 
rockfassade fließen langsamer als die 
Arbeiten vorankommen. Sollen die Ar¬ 
beiten weitergehen, wird also bald - um 
weitere Verzögerungen zu vermeiden - 
Geld gebraucht. Nina Hager 



Noch ein Berliner Großprojekt: Dem Preußen-Idyll fehlt die Fassade. 


Die Sagbarkeitsgrenzen verschieben Gesicht zeigen 

Inszenierter Flügelkampf in Baden-Württemberg nutzt der AfD DKP bereitet sich auf Landtagswahlen in NRW vor 


Nach den Wahlerfolgen der „Alterna¬ 
tive für Deutschland“ (AfD) bei den 
Landtagswahlen im März und ihrem 
Programmparteitag richteten sich ei¬ 
nige Hoffnungen und Befürchtungen 
derer, die diese Partei beobachten, auf 
Baden-Württemberg. Diejenigen, die 
den Aufstieg dieser zur Partei gewor¬ 
denen Stahlhelm-Fraktion der alten 
Dregger-CDU mit Sorge beobachte¬ 
ten, hatten gehofft, dass die Spaltung 


der frisch gewählten AfD-Landtags- 
fraktion mit ihrem Bundesvorsitzen¬ 
den Jörg Meuthen an der Spitze, der 
Beginn einer erfolgreichen Selbstzer- 
fleischung der Partei sein könnte. Die 
Sorge war nicht unbegründet, wie die 
entsprechenden Befürchtungen der 
Wochenzeitung „Junge Freiheit“ (JF), 
die so eine Art Zentralorgan der neu¬ 
en Rechten geworden ist, zeigten. Dort 
gab es beschwörende Rufe, die Spal¬ 
tung zu beenden und einen klaren 
Trennungsstrich zu den - so auch die 
JF - offen antisemitischen Äußerun¬ 
gen ihres Fraktionsmitgliedes Wolf¬ 
gang Gedeon zu ziehen. 


Nun sind beide Fraktionen politisch 
wieder vereint, Jörg Meuthen ist erneut 
nicht nur AfD-BundesVorsitzender, son¬ 
dern im Südwesten auch Fraktionsvor¬ 
sitzender, Gedeon bleibt fraktionslos. 
Diejenigen, die in seinen Äußerungen 
nichts Aufregendes entdecken konnten, 
sind wieder in der Fraktion. Der Vor¬ 
gang könnte unter der Rubrik „Pack 
schlägt sich, Pack verträgt sich“ abge¬ 
legt werden. Er könnte auch genutzt 
werden, um genauer die 
Konfliktlinien nachzuzeich¬ 
nen - in der weiter beste¬ 
henden Hoffnung, entlang 
dieser Linie könnte es doch 
noch eine Spaltung und da¬ 
mit Schwächung dieser Par¬ 
tei geben, die zum Sprung in 
den Deutschen Bundestag 
ansetzt und gegenwärtig in 
den Umfragen noch vor der 
Partei „Die Linke“ und den 
„Grünen“ gehandelt wird. 

Beides würde den Blick 
verstellen auf die viel dra¬ 
matischeren Lehren, die die 
Spaltung und nun - viel¬ 
leicht sogar nur vorübergehende - Wie¬ 
dervereinigung dieser Landtagsfrakti¬ 
on vermittelt. 

In Köln hat es vor einiger Zeit eine 
heftige in den Medien ausgetragene 
Auseinandersetzung gegeben, nachdem 
junge Antifaschisten eine Podiumsdis¬ 
kussion mit AfD-Mitgliedern beendet 
hatten. Es ging in der Debatte um die 
Frage der Meinungsfreiheit, zu der es 
im „Kölner Stadtanzeiger“ am 15. Juni 
folgende Wortmeldung von Naika Fo- 
routan gab, die von dem Abbruch der 
Diskussion als Podiumsteilnehmerin 
betroffen war, aber Verständnis dafür 
hatte, der AfD „öffentliche Bühnen 


zu entziehen“. Sie legte den Mechanis¬ 
mus offen, durch den es der AfD unter 
kräftiger Mithilfe der meisten Medien 
der Republik gelingt, Aufmerksamkeit 
und am Schluss sogar Zustimmung her¬ 
vorzurufen: „Dazu gehören inszenierte 
,Flügelkämpfe 4 zwischen dem Führungs¬ 
personal der AfD. Sie dienen dazu, ras¬ 
sistische Positionen vorzutragen, die im 
ersten Schritt für Empörung und Auf¬ 
merksamkeit sorgen. Im zweiten Schritt 
kommen die Schein-Beschwichtiger der 
AfD und platzieren das Gedankengut 
ihrer Partei mit einer vermeintlich er¬ 
klärenden Position breitflächig im Dis¬ 
kurs. Damit verschieben sich nach jeder 
Provokation die Sagbarkeitsgrenzen mit 
den Koordinaten. ,Das wird man doch 
wohl noch sagen dürfen 4 und ,Den oder 
das kann man doch nicht ernst nehmen 4 . 
Der Protestraum wird damit immer wei¬ 
ter eingeengt, und die menschenverach¬ 
tenden Positionen der AfD erscheinen 
als immer weniger radikal.“ 

Unter diesem Gesichtspunkt ist es 
müßig, sich an den weidlichen Speku¬ 
lationen zu beteiligen, ob in diesem Ba¬ 
den-Württemberger Schmierentheater 
nun Frau Petry oder Herr Meuthen ob¬ 
siegt hätten. Das wesentliche Ergebnis 
ist ein anderes: Diese ganze Debatte 
hat keinen Schaden für die Partei ange¬ 
richtet. Ob Antisemitismus oder nicht - 
noch während der Spaltungsdebatten 
im Südwesten wurde die AfD Anfang 
September vor der CDU zweitstärkste 
Partei bei den dortigen Landtagswah¬ 
len im Nordosten, zog eine Woche spä¬ 
ter überall dort, wo sie angetreten war, 
in die Rathäuser und Kreistage in Nie¬ 
dersachsen ein, „triumphierte auch in 
Berlin und zieht in das zehnte Landes¬ 
parlament ein“, wie die JF am 23. Sep¬ 
tember stolz titelte. Manfred Sohn 


Am 23. Oktober werden die Mitglie¬ 
der der DKP-Bezirke Ruhr-Westfalen 
und Rheinland-Westfalen auf einer Mit¬ 
gliederversammlung über ihr Wahlpro¬ 
gramm für die Landtagswahl, über ihre 
Kandidatinnen für den Landtag und 
über eine Landesliste für die Bundes¬ 
tagswahl entscheiden. 

Als Entwurf des Landtagswahlpro¬ 
gramms legen die Bezirksorganisatio¬ 
nen der DKP ein „Sofortprogramm der 
DKP für Nordrhein-Westfalen“ vor. Die 
inhaltliche Grundlage für den Landtags¬ 
und den Bundestagswahlkampf ist das 
Sofortprogramm „Geben wir uns Fünf 44 
der DKP. 

Für NRW fordert die DKP unter an¬ 
derem 

★ die Einstellung von 10 000 zusätzli¬ 
chen Lehrerinnen. 

★ die Einstellung von 10 000 zusätzli¬ 
chen Erzieherinnen. 

★ die Schaffung 34 000 Arbeitsplätzen, 
die in den Krankenhäusern fehlen. 

★ die Einstellung von 10 000 zusätzli¬ 
chen Sozialarbeiterinnen. 

★ die Aufstockung der Ausgaben für die 
berufliche Qualifizierung von Erwerbs¬ 
losen, für Umschulungen etc. um 400 
Mio. Euro pro Jahr. 

Nach Auffassung der DKP können 
mit einem Bau- und Sanierungspro¬ 
grammen vor allem im Bau und in bau¬ 
nahen Gewerben dauerhaft etwa 21000 
Arbeitsplätze geschaffen werden. 

„Geld ist genug da“, heißt es in dem 
Entwurf. Es müsse nur umverteilt wer¬ 
den. Und weiter heißt es: 

„Die Reichen und Superreichen wer¬ 
den immer vermögender. Mit 30 Milliar¬ 
dären leben die meisten Superreichen in 
NRW. Die Millionäre und Milliardäre in 
NRW haben ein Vermögen von 600 Mil¬ 
liarden Euro. Bei einer Millionärssteu¬ 


er von zwei Prozent könnten jährlich 
12 Milliarden Euro in NRW zusätzlich 
eingenommen werden. Eine Kürzung 
der Rüstungsausgaben um 20 Prozent, 
die Streichung der Hochrüstungspläne 
des Kriegsministeriums und die Beendi¬ 
gung der weltweiten Kriegseinsätze der 
Bundeswehr brächten für NRW weitere 
vier Milliarden Euro Mehreinnahmen. 
Damit stünden jährlich 16 Milliarden 
Euro für die Schaffung von Arbeitsplät¬ 
zen, Schulen, KITAs und Wohnungen in 
NRW zur Verfügung.“ 

In den Kreisen der DKP Ruhr gibt 
es Bestrebungen, zusätzlich Direktkan¬ 
didatinnen für die Landtags- und Bun¬ 
destagswahlen aufzustellen. Eine erste 
Wahlversammlung fand am Donnerstag 
letzter Woche in Gladbeck statt, in der 
die Mitglieder der DKP im Kreis Reck¬ 
linghausen die Direktkandidatinnen für 
die Landtagswahl wählten. Es kandidie¬ 
ren Werner Sarbok (Wahlkreis 69), Ant¬ 
je Potratz, (Wahlkreis 71), Klara Heim 
(Wahlkreis 72) und Peter Jarosch (Wahl¬ 
kreis 73). Die Wahl für den Wahlkreis 70 
musste vertagt werden, weil der vorge¬ 
sehene Kandidat Detlev Beyer-Peters 
aus persönlichen Gründen verhindert 
war. 

In der Debatte wurde verdeutlicht, 
dass sich die Kandidatur der DKP nicht 
gegen die Partei „Die Linke“ richtet. 
Absicht der DKP sei, linke Inhalte in 
den Wahlkampf einzubringen. Wenn 
es der DKP gelingt, einen attraktiven 
Wahlkampf zu entwickeln, würde davon 
auch die Partei „Die Linke“ profitieren. 

Werner Sarbok 

Landesmitgliederversammlung NRW 
der DKP-Bezirke Ruhr und Rheinland: 
23.Oktober,9.00 Uhr, Else-Lasker-Schü- 
ler-Gesamtsch ule, Wuppertal. 



Weiß, was man wohl noch sagen darf: Jörg 
Meuthen beim AfD-Parteitag im Mai. 
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SYRIZA-Chef wiedergewählt 

Die griechische Regierungspartei SY- 
RIZA hat erwartungsgemäß mit 92,39 
Prozent der Stimmen der Delegierten 
Alexis Tsipras an der Parteispitze be¬ 
stätigt. Tsipras war der einzige Kandi¬ 
dat. Für ihn stimmten 2 548 Delegierte, 
es gab 176 Enthaltungen und 34 ungül¬ 
tige Stimmen. 

Während des viertägigen Parteitages 
versprach Tsipras, der auch Minister¬ 
präsident Griechenlands ist, sein Land 
bis 2021 „aus der Krise zu führen“. 
Tsipras erklärte, warum er vergangenes 
Jahr den harten Sparmaßnahmen zu¬ 
gestimmt habe: Konservative Kreise in 
„Europa“ bestünden darauf. Sollte das 
Land nicht einlenken, könnte es aus der 
Eurozone geworfen werden. Anführer 
dieser Bewegung sei Bundesfinanzmi¬ 
nister Wolfgang Schäuble, meinte Tsi¬ 
pras weiter. Seine Regierung werde alle 
von den Gläubigern geforderten Refor¬ 
men in die Tat umsetzen. Dafür erwar¬ 
tet Tsipras Maßnahmen zur Reduzie¬ 
rung des griechischen Schuldenbergs. 
Dies sei auch Teil der Vereinbarung mit 
den Gläubigern, sagte er. 

Rotstift-Politik in Belgien 

Belgien steht vor weiteren Haushalts¬ 
kürzungen. Ministerpräsident Charles 
Michel kündigte letzten Sonntag in ei¬ 
ner Regierungserklärung sieben Maß¬ 
nahmen an, darunter „Reformen“ der 
Renten- und Gesundheitssysteme so¬ 
wie eine weitere Verschlechterung der 
Regulierung des Arbeitsmarktes. 

Seine Koalition hat einen Budgetkom¬ 
promiss ausgehandelt, mit dem er sich 
diese Woche einer Vertrauensabstim¬ 
mung im Parlament stellen musste. 
Seine Kürzungspolitik sorgt bereits seit 
zwei Jahren immer wieder für Massen¬ 
proteste. Rund 900 Millionen Euro 
sollen allein dem Gesundheitswesen 
entzogen werden. Geplant sind auch 
zusätzliche Einnahmen durch Erhö¬ 
hung der Quellen- und Börsensteuern. 
Auf Tankkarten für Dienstwagen wird 
künftig eine Abgabe erhoben. 

Michel sagte, er werde sich in den 
nächsten Tage mit den „Sozialpart¬ 
nern“ treffen, um die Maßnahmen zu 
erklären und den sozialen Frieden zu 
wahren. Die sozialistische Gewerk¬ 
schaft FGTB hatte den Haushaltsent¬ 
wurf kritisiert, weil er zu Lasten der 
Schwächsten gehe. Vom Unternehmer¬ 
verband FEB kam dagegen Lob. 

Ungarn ändert Verfassung 

Nach dem umstrittenen Referendum 
Anfang Oktober, das die Aufnahme 
von Flüchtlingen entsprechend der 
in der EU vereinbarten Kontingen¬ 
te in Ungarn in Frage stellte, begann 
am 17. Oktober die Debatte über eine 
entsprechende Verfassungsänderung in 
Ungarn. 

Es wäre die siebte Änderung der Ver¬ 
fassung unter Viktor Orbän. Noch vor 
fünf Jahren bezeichnete Orbän die Ver¬ 
fassung als „in Stein gemeißelt“. Mit der 
neuesten Änderung soll das Votum des 
Referendums umgesetzt werden, das 
nur von 37 Prozent der Wahlbevölke¬ 
rung unterstützt wurde. Obwohl Or- 
bäns Partei Fidesz nicht die für eine 
Verfassungsänderung benötigte Zwei¬ 
drittelmehrheit im Parlament besitzt, 
wird diese wohl durch die Unterstüt¬ 
zung der rechtsextremen Partei Jobbik 
in Kraft treten. Wesentlicher Bestand¬ 
teil der Änderung soll sein, dass keine 
„fremde“ Bevölkerung in Ungarn ange¬ 
siedelt werden darf. Das Asylrecht wird 
weiter eingeschränkt. 

In Bezug auf EU-Richtlinien heißt es, 
dass diese „Ungarns unveräußerliche 
Souveränität über seine territoriale In¬ 
tegrität, Bevölkerung, Regierungsform 
und Staatsstruktur“ nicht begrenzen 
dürfen. 

Kommandeur ermordet 

In Donezk wurde der Kommandeur 
der Volksmiliz, Arsenij Pawlow (Mo¬ 
torola), ermordet. Pawlow und einer 
seiner Leibwächter starben bei einer 
Explosion eines Sprengsatzes. Alexan¬ 
der Sachartschenko, Präsident der „der 
„Donezker Volksrepublik“ (DVR), 
machte die ukrainische Regierung für 
den Mord verantwortlich: „Poroschen- 
ko hat die Waffenruhe gebrochen und 
uns den Krieg erklärt“. 


Hände weg von der Wohnbeihilfe 

i ooo folgten dem Aufruf der KP in der Steiermark 



• • 

ber 1000 Menschen demonstrier¬ 
ten am 12. Oktober in Graz ge¬ 
gen die Abschaffung der Wohn¬ 
beihilfe in der Steiermark. Zum 1. Sep¬ 
tember war sie von den Landesregierern 
SPÖ und ÖVP zur massiv schlechteren 
„Wohnunterstützung“ gekürzt worden. 
Die KPÖ Steiermark hatte gemeinsam 
mit dem Kommunistischen Studentin¬ 
nenverband (KSV) unter der Parole 
„Hände weg von der Wohnbeihilfe“ 
zum Widerstand aufgerufen. 

Die Wohnbeihilfe ist ein Zuschuss 
des Landes zur Miete, abhängig vom 
Einkommen. Ohne ihn können sich 
viele Menschen die Wohnung nicht 
mehr leisten. Zuletzt bezogen 31 500 
Menschen in der Steiermark Wohn¬ 
beihilfe, darunter ca. 6 000 Studieren¬ 
de. Überfallartig hatte die Landesre¬ 
gierung in der letzten Sitzung vor den 
Ferien die Kürzung auf die Tagesord¬ 
nung des Landtages gesetzt. Mit den 
Stimmen von ÖVP und SPÖ wurde sie 
beschlossen. 

Mit Bekanntwerden des Vorhabens 
organisierten KSV und KPÖ den Wi¬ 
derstand. Ein Mix aus Aufklärung über 
Presse, Internet, Flugblätter, Infostän¬ 
de und Veranstaltungen, hunderten per¬ 
sönlichen Beratungen, Unterschriften¬ 
aktionen für eine Petition an den Land¬ 
tag - online und auf Papier -, Anträgen 
im Landtag und Gemeinderat, Protest¬ 
aktionen vor der Landtagssitzung folg¬ 
te. So konnte die Kürzung der Wohnbei¬ 
hilfe nicht still und heimlich vollzogen 
werden. Empörung und Widerstand bei 
Betroffenen und in der Öffentlichkeit 
wurden unüberhörbar. Fünftausend 
Studentinnen Unterzeichneten während 
der Sommerferien die Online-Petition, 
tausende Steirerlnnen die Petition auf 
Papier, die erst seit dem 7. September 
im Umlauf ist. 

Erster Höhepunkt des Widerstands 
war die Demonstration der 1000 Stei- 
rerinnen und Steirer während des Fei¬ 
erabendverkehrs durch die Grazer In¬ 
nenstadt. „Das Wohnen ist schon jetzt 
für viele Menschen kaum noch leist¬ 


bar. Sie geben dafür oft mehr als die 
Hälfte des Haushaltseinkommens aus. 
Die Wohnbeihilfe wurde geschaffen, 
um diesem Trend entgegen zu wirken. 
Sie müsste ausgebaut werden - nicht 
gestrichen“, betonte die Grazer Vize¬ 
bürgermeisterin und KPÖ-Wohnungs- 
stadträtin Elke Kahr in ihrer Rede vor 
dem Landtag. 

Die am 1. September eingeführten 
Kürzungen sind massiv. Einer berufs¬ 
tätigen, alleinerziehenden Mutter z.B. 
wurde von der Wohnbeihilfenstelle des 
Landes mitgeteilt, dass sie anstatt wie 
bisher 169,83 Euro künftig nur noch 
14 Euro beziehen werde. Der Höchst¬ 
beitrag der Wohnunterstützung soll 
in Zukunft nur noch Menschen mit 
einem Einkommen von maximal 628 
Euro monatlich zustehen, bis August 
waren es immerhin noch 872 Euro. 


Auch die Obergrenze wurde gesenkt. 
Verdient jemand 967 Euro im Monat, 
wird keine Wohnunterstützung mehr 
gezahlt, bisher waren es 58,85 Euro 
Wohnbeihilfe. Besondere Empörung 
rief hervor, dass andere Transferleis¬ 
tungen wie Familienbeihilfe und Ali¬ 
mente zukünftig als Einkommen zäh¬ 
len und dadurch die Wohnunterstüt¬ 
zung schneller wegfällt. 

Gekürzt wurde bei der Wohnbeihil¬ 
fe schon seit Jahren. 2009 gab das Land 
Steiermark noch 73,4 Mio. Euro dafür 
aus (34 500 Haushalte), 2014 war es nur 
noch 46,3 Mio. Euro (27 000 Haushal¬ 
te). 2011 wurde die Betriebskostenpau¬ 
schale halbiert. Gleichzeitig steigen die 
Kosten für Mietwohnungen enorm an. 
In den fünf Jahren von 2011 bis 2015 
verteuerten sich die Mieten (inklusive 
Betriebskosten) im österreichweiten 


Schnitt um weitere 14,9 Prozent, das ist 
EU-weit der höchste Wert. Bei privat 
vermieteten Wohnungen sind es sogar 
16,5 Prozent. 

„Die KPÖ wird ihren Widerstand 
gegen die Abschaffung der Wohnbei¬ 
hilfe auf jeden Fall fortsetzen. Auch 
im Vorfeld der nächsten Landtagssit¬ 
zung werden wieder Protestaktionen 
stattfinden“, beendete Claudia Klimt- 
Weithaler, Fraktionsvorsitzende der 
KPÖ im Steiermärkischen Landtag, 
die Schlusskundgebung. Die Demons- 
trantlnnen sind optimistisch: Auch der 
Pflegeregress - also die Rückforde¬ 
rung von Kosten für einen Pflegeplatz 
von Kindern der Betroffenen -, muss¬ 
te auf Grund von massiven Protesten 
2014 zurückgenommen werden. Die 
rot-schwarze Koalition hatte ihn 2012 
eingeführt. Anne Rieger 



Linke Alternative zum ANC? 

Die Economic Freedom Fighters 



Mitglieder der EFF bei der Vereidigung im Parlament. 


Foto: GCIS 


Julius Malema scheint es zu gelingen, sei¬ 
ne vor drei Jahren gegründete Partei, die 
Economic Freedom Fighters (EFF), als 
drittstärkste Kraft in Südafrika zu eta¬ 
blieren. Nachdem der African National 
Congress (ANC) bei den jüngsten Kom¬ 
munalwahlen weitere Stimmverluste 
hinnehmen musste, verlor er in einigen 
Metropolen sogar die absolute Mehr¬ 
heit. Die EFF, wegen ihrer Uniformie¬ 
rung auch oft Rothemden genannt, nutz¬ 
ten dort ihren Einfluss, um Vertretern der 
größten Oppositionsparteien - meist 
handelt es sich um die „Democratic Al¬ 
liance“ (DA) - ins Amt zu verhelfen. 

Dass die als linke Alternative zum 
ANC angetretene Partei damit eine 
rechte Partei unterstützt, begründet sie 
mit der Notwendigkeit, den als kor¬ 
rupt empfunden ANC abzustrafen. Das 
scheint ein grundlegendes Herzensanlie¬ 
gen Julius Malemas, der jahrelang Vorsit¬ 
zender des ANC-Jugendverbandes war 
und ein politischer Ziehsohn des südaf¬ 
rikanischen Präsidenten Jacob Zuma ist. 
Nachdem Malema mehrfach öffentlich 
ausfällig geworden war - gegen Weiße, 
ausländische Journalisten, oder Zuma 
selbst - wurde er aus dem ANC gewor¬ 
fen. Mehrmals war er in juristische Aus¬ 
einandersetzungen verstrickt und musste 
sich vorwerfen lassen, rassistisch und se¬ 
xistisch zu sein. Auch seine Luxusunter¬ 
künfte und sein kostspieliges Privatleben 
deuten darauf hin, dass die linke Rhe¬ 
torik der Rothemden vor allem Mittel 
zum Zweck ist, um politischen Einfluss 
zu gewinnen. Dass diese Rhetorik ver¬ 
fängt, zeigt aber wiederum, dass sie reale 
Probleme vieler Südafrikaner auf greift. 

Die Wähler der EFF sind überwie¬ 
gend junge, schwarze Männer. Es sind 
vor allem arme Menschen, die nach 


Sieg über die Apartheid aufwuchsen 
und deren soziale Probleme trotz Ver¬ 
sprechungen des ANC noch immer 
nicht gelöst wurden. Die EFF haben 
während der jüngsten Kommunalwahl 


acht zentrale Forderungen in den Mit¬ 
telpunkt gestellt: die entschädigungs¬ 
freie Beschlagnahmung von Ackerland, 
die Verstaatlichung der Minen, kosten¬ 
freie Bildung, das Streichen einer aus 


der Zeit er Apartheid stammenden 
Strophe aus der Nationalhymne, die 
Aufhebung von Mautgebühren, keine 
Unterzeichnung des Atom-Deals mit 
Russland und die Absetzung Zumas 
als Präsident. 

Nach Auffassung der Südafrikani¬ 
schen Kommunistischen Partei (SACP) 
steckt in den Forderungen allerdings 
mehr Populismus als politische Weit¬ 
sicht. Oft liegt die Krux im Detail, wie 
die Frage der Verstaatlichung der Mi¬ 
nen beispielhaft zeigt. Weil die Minen 
noch immer hoch verschuldet sind, ver¬ 
mutet die SACP hinter der Forderung 
nach Verstaatlichung eher das Ziel, dem 
Volk die Verluste aufzubürden, und 
nicht die Vergesellschaftung entschei¬ 
dender Produktionsmittel. 

Nach eigener Aussage sehen sich 
die EFF zwar in einer marxistisch-le¬ 
ninistischen Tradition, aber vieles deu¬ 
tet darauf hin, dass Malema, der selbst 
Anteilseigner großer Unternehmen ist, 
seinen eigenen Einfluss mit verbalradi¬ 
kalen Phrasen erweitern will. Das ver¬ 
kündete Ziel, die Macht der ausländi¬ 
schen und weißen Bourgeoisie zu be¬ 
schneiden, zeigt darüber hinaus, dass 
die Erfolgsgeschichte der EFF auch da¬ 
mit zusammenhängt, dass es eine wach¬ 
sende Schicht aufsteigender schwarzer 
Unternehmer gibt, die ihre Interessen 
weder von ANC noch DA vertreten se¬ 
hen. Politisches Ziel der jüngsten Par¬ 
tei Südafrikas scheint damit vor allem 
eine Verschiebung der politischen Rolle 
einzelner Kapitalfraktionen sowie eine 
stärkere Kontrolle der Wirtschaft durch 
den Nationalstaat zu sein - nicht aber 
die konsequente Interessenvertretung 
der Werktätigen. 

Paul Rodermund 
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Klassenkämpfertreffen 

17. Kongress des Weltgewerkschaftsbundes in Durban, Südafrika 



D er Gewerkschaftsverband CO¬ 
SATU, der Teil des Regierungs¬ 
bündnisses in Südafrika ist, hat 
sich selbst mit der Ausrichtung des 17. 
Kongresses des Weltgewerkschaftsbun¬ 
des (WGB) ein Geschenk zu seinem 
30-jährigen Bestehen gemacht. Über 1 
500 Delegierte aus aller Welt waren ge¬ 
kommen - doppelt so viele wie zum 16. 
Kongress 2011 in Athen. 

Charles Hoareau, der in ganz 
Frankreich bekannte Führer der Ar¬ 
beitslosenkomitees der Gewerkschaft 
CGT in der Region Marseille, schrieb 
in seinem Bericht, dass er überrascht 
war von den vielen Transparenten 
und Plakaten auf den Straßen, die zur 
Begrüßung der internationalen Kon¬ 
gress-Delegierten aufgehängt worden 
waren. 

Der COS ATU-Vorsitzende eröff- 
nete als Gastgeber protokollgemäß, 
begann jedoch mit einem Arbeiter¬ 
lied in Zulu - der riesige Saal bebte. 
In seiner kurzen Ansprache, in der er 
den Kapitalismus und den Imperialis¬ 
mus geißelte, begründete er die Mit¬ 
gliedschaft COSATUs im IGB (dem 
reformistisch ausgerichteten Internati¬ 
onalen Gewerkschaftsbund) historisch 
mit der Geschichte des Kampfes gegen 
die Apartheid. Ob der IGB eine Dop¬ 
pelmitgliedschaft tolerieren wird, muss 
sich erst noch zeigen. 

Auch der südafrikanische Staatsprä¬ 
sident Jacob Zuma erhielt Gelegenheit, 
sich für die erwiesene Solidarität des 
WGB im Kampf gegen die Apartheid 
zu bedanken. Zum Motto des Kongres¬ 
ses „Klassenkampf - Internationalis¬ 
mus - Einheit“ hatte er zu sagen, dass 
nach dem Kampf Nummer 1, sich von 
Apartheid zu befreien, Kampf Nummer 
2 komme: Für die sozial-ökonomische 
Befreiung. 

1 500 Delegierte, davon 340 Frau¬ 
en, die 149 Gewerkschaften mit fast 80 
Millionen Mitgliedern aus 111 Ländern 
vertraten, kamen in Durban zusammen. 
Der WGB konnte 14 Millionen Mitglie¬ 
der hinzugewinnen, das ist ein Plus von 
18 Prozent in fünf Jahren. 69 Prozent 
der Delegierten kamen aus der Privat¬ 
wirtschaft, 31 Prozent aus dem öffent¬ 
lichen Sektor. 


Schon seit 1979 ist Syrien Sanktionen 
insbesondere der USA ausgesetzt - mal 
mehr, mal weniger. Im April 2011 ver¬ 
schärfte US-Präsident Obama unter 
dem Vorwand der Proteste in Syrien die 
Sanktionen, die EU folgte. Offiziell hieß 
es, die Sanktionen richteten sich gegen 
„das Regime“. 

Banküberweisungen wurden ein¬ 
gestellt, Entwicklungsprojekte der 
EU und der Golfstaaten abgebrochen, 
selbst die Verkehrsverbindungen wur¬ 
den unterbrochen. Gab es noch 2011 
Direktflüge nach Syrien aus Paris, Istan¬ 
bul und London, wurden sie im Früh¬ 
jahr 2012 eingestellt. Damaskus konn¬ 
te nur noch über Moskau und Teheran 
erreicht werden. Tatsächlich war es für 
Terroristen einfacher, über die türki¬ 
sche Grenze illegal ins Land zu gelan¬ 
gen, als es für Syrer war, ins Land ein- 
oder auszureisen. 

Ein Bericht der UN-Kommission für 
ökonomische und soziale Fragen Westa¬ 
siens (ESCWA) beschreibt die Auswir¬ 
kungen der Sanktionen: sie gehören zu 
den weitestgehenden und umfassends¬ 
ten, die je verhängt wurden. Diejeni¬ 
gen Organisationen, die Hilfe leisten 
wollen, berichten von einem Dickicht 
von Vorschriften, die schwer zu durch¬ 
schauen sind und häufig kostspielige ju¬ 
ristische Analysen verlangen. Schnelle 
Hilfslieferungen werden dadurch be¬ 
hindert. 


Nach dem Rechenschaftsbericht 
umriss Georgios Mavrikos, der alte und 
neue Vorsitzende des WGB, die politi¬ 
schen Schwerpunkte. In seiner Analy¬ 
se der internationalen Klassenkämpfe 
hob er die normalen Grausamkeiten 
der Ausbeutung in einer von kriegeri¬ 
schen Auseinandersetzungen geprägten 
Welt hervor. Allein die Zahl der töd¬ 
lichen Arbeitsunfälle bezifferte er mit 
2,3 Millionen. 

Mavrikos verurteilte in seiner Rede 
die Politik des sozialdemokratisch do¬ 
minierten IGB, der jegliche Zusammen¬ 
arbeit verweigere, und auch Georges 
Hoareau vermerkt in seinem Bericht, 
dass die französische CGT die Solida¬ 
rität des IGB in ihrem Kampf gegen die 
Aushöhlung des Arbeitsrechts vermis¬ 
se. Der WGB-Vorsitzende betonte die 
finanzielle Unabhängigkeit des WGB, 
die sich ausschließlich auf Beiträge 
der Mitgliedsgewerkschaften stütze - 
im Unterschied zum IGB, der „starke 
Subventionen kapitalistischer Institu¬ 
tionen“ erhalte. Die IGB-Positionen zu 
Libyen, Palästina, Irak, Mali kommen¬ 
tierte Mavrikos mit: „Überall ist er mit 
dem Imperialismus.“ Er verurteilte da¬ 
rüber hinaus die Bemühungen des IGB, 
den arabischen Verband CISA aufzulö¬ 
sen, im Gegensatz dazu unterstütze der 
WGB denVerband. 

Pseudo-NGOs warf Mavrikos vor, 
dass sie „in ihrer Mehrheit Instrumente 
des Imperialismus“ seien und erinner¬ 
te daran, dass die UNO in acht Jahren 
25 Resolutionen zu Palästina beschloss, 
die alle nicht umgesetzt wurden, die zu 
Libyen aber sofort. 

Trotz der Stärke des Imperialis¬ 
mus haben die klassenkämpferischen 
Gewerkschaften seit ihrem Kongress 
2005 in Havanna international an Be¬ 
deutung gewonnen. Das Ziel des WGB 
für die nächsten fünf Jahre ist, die Mit¬ 
gliederzahl auf über 100 Millionen zu 
steigern. Das politische Gewicht hat 
sich von Europa nach Asien, Afrika 
und Lateinamerika verschoben. Eine 
Initiative des WGB, das „Internationa¬ 
le Gewerkschaftsforum“, zeugt davon. 
Es wird von ACFTU (Dachverband 
der chinesischen Gewerkschaften), 
CISA (Internationale Konföderati- 


Syrien unterliegt einem allgemeinen 
Export-Embargo und finanziellen Res¬ 
triktionen der USA. Dies betrifft nicht 
nur US-Güter und -Dienstleistungen 
selbst, sondern weltweit alle Güter, in 
denen US-Produkte mindestens 10 Pro¬ 
zent des Wertes ausmachen. In all die¬ 
sen Fällen muss vor einem Export nach 
Syrien eine US-Genehmigung eingeholt 
werden. Die Furcht vor den US-Behör- 
den treibt seltsame Blüten. So wurden 
schon Geldüberweisungen innerhalb 
Europas gestoppt, weil auf der Über¬ 
weisung als Betreff „Syrien“ angegeben 
war. Die betroffenen Banken fürchte¬ 
ten Folgen für ihr US-Geschäft. 

Dies beschreibt auch der Bericht 
der ESCWA: an sich zulässige Hilfslie¬ 
ferungen werden behindert oder ver¬ 
hindert, weil aus Furcht vor Reaktionen 
der US-Behörden Banküberweisungen 
nicht möglich scheinen. So haben sich 
Sanktionen gegenüber Bank-Transakti¬ 
onen als wirksamste Waffe des Embar¬ 
gos herausgestellt. 

Medizinische Geräte und die Soft¬ 
ware für ihren Betrieb benötigen be¬ 
sondere Lizenzen, die die Lieferung er¬ 
schweren. Üblicherweise gibt es für sol¬ 
che Fälle „allgemeine Lizenzen“ - nicht 
im Falle Syriens. Tatsächlich gibt es ein 
Chaos unterschiedlicher Vorschriften 
und Umsetzungen, die die Lieferung 
von solchen Geräten deutlich erschwe¬ 
ren. 


on arabischer Gewerkschaften), und 
OUSA (Organisation der afrikani¬ 
schen Gewerkschaftseinheit) alle zwei 
Jahre organisiert. Das in diesem Jahr in 
Peking stattfindende Forum dient vor 
allem dem Erfahrungsaustausch und 
der weiteren Vernetzung bestehender 
regionaler Strukturen. Die Gründun¬ 
gen von Regionalbüros in den USA/ 
Kanada und Südafrika - für den eng¬ 
lischsprachigen Teil Afrikas - und in 
Gabun - für den französischsprachi- 


Die Wiederherstellung der zerstör¬ 
ten Infrastruktur des Landes wird er¬ 
schwert, weil gerade die benötigten 
Mittel und Ersatzteile den Sanktionen 
unterliegen - unter dem Vorwand, sie 
könnten auch militärisch eingesetzt 
werden. Selbst Bohrausrüstungen und 
Rohrleitungen für die Wasser- bzw. Ab¬ 
wasserversorgung benötigen aufgrund 
der Sanktionen besondere Genehmi¬ 
gungen. Die Genehmigungsgebühren 
können dabei die Kosten der eigent¬ 
lichen Güter weit übersteigen. Bei¬ 
spielsweise können die Kosten, die US- 
Genehmigung zu erhalten, um einen 
Computer zu liefern, dreimal so hoch 
sein wie die Kosten des Gerätes selbst. 


gen Teil - sollen weitere Impulse ge¬ 
ben. 

Georgios Mavrikos wandte sich zum 
Schluss an die afrikanischen Kollegen 
mit dem Versprechen, der WGB wer¬ 
de an ihrer Seite kämpfen, und an die 
junge Generation: „Ihr müsst an die Sa¬ 
che der Arbeiterklasse glauben, an un¬ 
sere Rechte, unsere Ziele, diese Über¬ 
zeugung führt uns wagemutig in den 
Kampf, macht uns stark.“ 

Georges Hallermayer 


Der Bericht der ESCWA zeigt, 
dass die Sanktionen gegenüber Syri¬ 
en sehr viel schärfer sind als in ande¬ 
ren vergleichbaren Fällen (Sudan, So¬ 
malia, Kuba). Der „Spiegel“ berichte¬ 
te im Juni 2011 in lakonischen Worten 
von verschärften Sanktionen, die zwei 
Cousins von Staatschef Assad und vier 
Unternehmen beträfen, denen die Fi¬ 
nanzierung des Assad-Clans vorgewor¬ 
fen wird. 

Was so harmlos klang, richtete sich 
in Wirklichkeit gegen ganz Syrien und 
alle Syrer und war eine klare Botschaft: 
Mit Assad habt ihr keine Zukunft. Ziel 
der Sanktionen: Regime-Change. 

Manfred Ziegler 


Reale Angriffe- 
Gefühlte Bedrohung 

Am 1. Oktober griffen Truppen der 
Ansarollah (Huthi) bzw. der mit ihnen 
verbündeten jemenitischen Armee ein 
Schiff der Arabischen Emirate an. Das 
Schiff war Teil des Militärbündnisses 
Saudi-Arabiens und war mit unbe¬ 
kanntem Auftrag unterwegs. Es wurde 
schwer beschädigt, mit Sicherheit gab 
es Opfer unter den Besatzungsmitglie¬ 
dern. 

Schon eine Woche später, am 8. Ok¬ 
tober, eskalierte Saudi-Arabien: ein 
Luftangriff auf eine Beerdigung tötete 
mehr als 150 Menschen, über 400 wur¬ 
den verletzt. Soweit die bekannten Tat¬ 
sachen. 

Am folgenden Tag meldete die 
US-Marine einen Angriff auf eines ih¬ 
rer Schiffe, zwei Flugkörper hätten die 
Mason bedroht. Ansarollah bestritt ei¬ 
nen Angriff. 

Vier Tage darauf meldete die US- 
Marine einen weiteren Angriff und da¬ 
mit waren Fakten endgültig unter dem 
Nebel der Propaganda verborgen. 

Der Sprecher des Pentagon sprach 
davon, die Mannschaft der Mason hätte 
sich „bedroht gefühlt“. Ob es wirklich 
einen Angriff gab und von wem er aus¬ 
ging wissen nur die beteiligten Militärs 
bzw. Geheimdienste. 

Die „gefühlte Bedrohung“ lenkte 
von den realen Angriffen Saudi-Ara¬ 
biens ab. Den USA gab es die Möglich¬ 
keit, direkt in den Krieg einzugreifen. 
Und es gab erneut die Gelegenheit, 
von der „Freiheit der Seefahrt“ zu re¬ 
den, einem Propagandabegriff, mit dem 
Aktivitäten der US-Marine vom Roten 
Meer bis zum Südchinesischen Meer 
gerechtfertigt werden sollen. 

Mittlerweile berichtet das Penta¬ 
gon von einem erneuten Angriff auf 
die Mason am 16. Oktober. 


Libyen findet keine Ruhe 

Freitagabend letzter Woche ereigne¬ 
te sich in Tripolis ein Putschversuch. 
Der ehemalige islamistische Regie¬ 
rungschef der „Regierung des Nati¬ 
onalwohles“ Khalifa al-Gheweil und 
Mitglieder seiner Regierung besetzten 
Regierungsgebäude und den religiö¬ 
sen Fernsehender „Tanasah TV“. Dort 
erklärte er die Regierung von Minis¬ 
terpräsident al-Sarraj für abgesetzt. In 
einer in „Tansah TV“ verlesenen Erklä¬ 
rung bezeichnete er die Machtübernah¬ 
me als „historische Initiative zur Ret¬ 
tung Libyens“. 

Die „Regierung der Nationalen 
Einheit“ von al-Sarraj und die Regie¬ 
rung al-Gheweils kämpfen seit 2014 
um die Macht in Lybien. Im Gegensatz 
zu al-Gheweil und der islamistischen 
Gruppe „Fajr Libya“ werden al-Sarraj 
und seine Regierung von der UNO an¬ 
erkannt. Seit dem gewaltsamen Sturz 
Gaddafis befindet sich der Nordafrika¬ 
nische Staat in einem Bürgerkriegszu¬ 
stand. Es gab seitdem mehrere Macht¬ 
wechsel. 


„Langer Marsch“ im All 

Zu sechsten Mal schickt China Taiko- 
nauten ins All. Das Raumschiff „Shenz- 
hou 11“ startete am Montag. An Bord 
sind Jing Haipeng und Chen Dong, die 
30 Tage im All verbringen und dabei 
Wartungsarbeiten und Experimente 
durchführen sollen. Damit sollen Vo¬ 
raussetzungen für den Bau einer eige¬ 
nen chinesischen Raumstation geschaf¬ 
fen werden. Diese soll ca. 2022 fertig¬ 
gestellt werden. 


Kubanische Ärzte 
nach Haiti 

38 Angehörige der „Brigade Henry 
Reeve“ sind im medizinischen Hilfs¬ 
einsatz in Haiti. Hunderte Menschen 
kamen dort durch den Hurrikan 
„Matthew“ ums Leben, weitere sind 
von Cholera und anderen Krankhei¬ 
ten bedroht. Die Mitgliedsländer des 
linken Staatenbundes ALBA schicken 
Lebensmittel. Kuba mobilisierte die 
„Brigade Henry Reeve“, die auf den 
Einsatz bei Katastrophen spezialisiert 
ist. 


Solidarität mit Kuba 

Nach dem Sturm 

Die DKP ruft Freundinnen des sozialistischen Kubas zu Spenden für die von 
Hurrikan „Matthew“ Betroffenen auf. Kuba hat u.a. mit effektiver Zivilvertei¬ 
digung den Verlust von Menschenleben verhindern können, doch die Schäden 
an Gebäuden und Infrastruktur im Osten des Landes sind massiv.Trotzdem hat 
Kuba Hilfskontingente in das verwüstete Haiti geschickt. 

Spendenkonto: 

DKP-Parteivorstand 
GLS-Bank I BIC: GEN0DEM1GLS 
IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02, Stichwort: Kubahilfe 


Zerstörerische Wirkung 

Sanktionen gegen Syrien treffen Infrastruktur und medizinische Versorgung 
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Bild links: Terror und Berufsverbote: München, Karlsplatz 8.- Firmentafeln jüdischer Rechtsanwälte (Dr.Th. Erlanger, 
Ludwiger Erlanger, Dr. Adolf Mayer) mit Aufkleber „Jude", Schild zur Vermietung von Geschäftsräumen 1933. - Bild 
in der Mitte: Ein eindeutiges Signal. Der preußische Justizminister Kerrl besucht das Referendarlager in Jüterbog, 
hier bei der Besichtigung des Galgens mit dem daran aufgehangenen Paragraphen. Links neben ihm der Lagerleiter 
Oberstaatsanwalt Spieler und Sturmführer Heesch. August 1933 


HefE IS 


Berlin, den 1 . AugUSI I&S 4 


39 . Jahrgang 


Deutsche Juristen-Zeitung 

Of*-sn 

der Eeiclisittshgiuppu HwhschultahTCr 
des Bundes Hfl]iä.jia.ljcdia]istisclieT DaulscEier JuiisJen 

QTe 4 ce UilnrlEiQg *f[ UiinllehE ttl 

EK.V.BRUN 5 Dr. G. DAHM Pf-Dr-G Ä, £MGE Dr, W. GRAFGLEtSFACfl 

hi Vl&Vrt i„ KhH Pi 6 fet«r io TkHin 

Dtickbr ix* NKli«cb:• i'u-ciiriaa Wiidu 

Di, HECKEI Dl * EL HU BES Dt. W. KBCH Dt. I. KEAUS!N<J 

u Jfer» rraHl.« U> Kl* ft». Tr-Irn™ d JllKbra Pralia« , a »V.iLd.n jl. 11 . 

r^LF TrljlEiK i. JjL.l.a.j I. 

Dr. H. LAfCE Dr. J. fOPiTZ Dr. p. ErTtEfiUPSCH 


tifrva!^p'm Tom Reitsfafjahjjruji[ mqJüIL« 

Dr. CARL SCHMITT 

äulirit. PrsfiTOvr m fcltta 

C. H. Bpi-t k'ir;hp Verla-rrij'iahhnr.d]urig Uii-n^ka-n und 
Ouplirhrilllnluj. Elasb-p W $$, TjtCBMtc nslT. » — L-Kvllk.luli uuü GnchUl'ilvll*: Knrlia W 5). Pdltdimer StT, 91 

tu tccüH «J« Jir. 45üti hfittMftUI Be na WW 7 

Alle ISÜklHIlIll üTfilÜ^rl. AhI ’il ^^hiSirl^ilü]^ ” 

EvHtai Hi"ST_ FnLriacKi Slr.tfe erb-it*. JUJ^r kifi-cmiBrrj 
Ldcsc. flTztparto l 4J.r^n, Ammtm-Azt .übc fcr 

urt iHlilWSr. hM« 9 r. % fc hl M*m 

H^sanril. Auiiw-: ***t*t. Uai^itanBlaC&flB. 

- — 



** Hv* RH Pmipr.itfftJIu 


.„H.Jh.jO.rl-H KNVhvik 'Ui 


:c ÖKli=uacihfl mid 


i Ffltq: Jwwnifrttgggpejj d^äu 4 »b 

7., n.i^h.iTn.rn.u i. .ir-.is lfm » r, unn ■ Qiii einer J'iirlci :b.r Ttr liii □ taimhifor« Rccb*. ia 


Bild links: „Der wahre Führer 
ist immer auch Richter" - Carl 
Schmitts Apotheose gilt als 
besondere Perversion des 
Rechtsdenkens (Deutsche 
Juristen-Zeitung 1934) 
Schmitt gilt noch heute bei 
einigen Historikern (Münkler) 
und Staatsrechtlern als 
„Klassiker des politischen 
Denkens". 

Bild unten: Berlin - Volks¬ 
gerichtshof, Prozess nach 
dem 20. Juli 1944; Hermann 
Reinecke, Roland Freisler, 
Heinrich Lautz. 



Das Bundesjustizministerium und die alten Nazis 

„Die Akte Rosenburg“ bestätigt lang Bekanntes 


D er Alliierte Kontrollrat hatte im 
Artikel IV seines Gesetzes N. 4 
vom 30. Oktober 1945 auf der 
Grundlage des Potsdamer Abkommens 
verfügt: „Zwecks Durchführung der 
Umgestaltung des deutschen Gerichts¬ 
wesens müssen alle früheren Mitglieder 
der Nazipartei, die sich aktiv für deren 
Tätigkeit eingesetzt haben, und alle an¬ 
deren Personen, die an den Strafmetho¬ 
den des Hitler-Regimes direkten An¬ 
teil hatten, ihres Amtes als Richter und 
Staatsanwalt enthoben werden und dür¬ 
fen nicht zu solchen Ämtern zugelassen 
werden.“ 

Wenige Jahre später waren im Wes¬ 
ten Deutschlands nicht wenige Verant¬ 
wortliche wie „Mittäter“ oft schon wie¬ 
der in Amt und Würden. Dazu trug auch 
das 131er Gesetz aus dem Jahr 1951 bei. 

Emil Carlebach schrieb in „Hitler 
war kein Betriebsunfall“: „Die Bundes¬ 
republik wurde aufgebaut mit Leuten, 
die in jedem zivilisierten Lande wegen 
ihrer Untaten im NS-Regime vor Ge¬ 
richt und ins Gefängnis gekommen wä¬ 
ren. Und sie zogen ihre Mittäter nach, 
in Justiz und Polizei, in den Beamtenap¬ 
parat und in das Parteiensystem. Bun¬ 
despräsidenten wurden zum Beispiel: 
Heuss, der für Hitlers Ermächtigungs¬ 
gesetz gestimmt hatte und dann für das 
Leibblatt von Goebbels ,Das Reich’ 
schrieb; Carstens, Mitglied der NSDAP 
und der SA; Lübke, der vorzeitig zurück¬ 
trat, als ihm vorgehalten wurde, dass er 
als Ingenieur Konstruktionszeichnun¬ 
gen für Konzentrationslager angefertigt 
hatte. Bundeskanzler wurde der Alt¬ 
nazi Kiesinger, der im Reichsrundfunk 
für den Außenminister Ribbentrop (als 
Kriegsverbrecher hingerichtet) die an¬ 
tisemitische Auslandspropaganda mit 
Goebbels koordinierte.“ 

Aber auch viele Juristen machten 
Karriere: „Ministerpräsident wurde der 
,blutige Schwabe 4 Lilbinger, und mit 
ihm, dem Kriegsrichter Hitlers, kamen 
die blutbefleckten Kriegs- und Sonder¬ 
richter unbeanstandet in die Justiz des 
Rechtsstaates’. Keiner von ihnen wurde 
... zur Verantwortung gezogen. Sie und 
ihresgleichen waren es, die dann den 
Nachwuchs für die BRD-Justiz ausbilde¬ 
ten ... “ ( Zitiert nach der 5. Auflage, 1993) 
All das und auch, dass in den Minis¬ 
terien der Bundesrepublik viele alte Na¬ 
zis saßen, ist lange bekannt - und nicht 
nur durch Veröffentlichungen in der 
DDR. „Ungesühnte Nazijustiz - Doku¬ 
mente zur NS-Justiz“ war der Titel einer 
Ausstellung, die am 27. November 1959 
erstmals in Karlsruhe gezeigt wurde 
und von Mitgliedern des Sozialistischen 


Deutschen Studentenbundes organi¬ 
siert worden war. Sie wurde danach in 
verschiedenen Universitätsstädten der 
Bundesrepublik und in West-Berlin ge¬ 
zeigt. Namen wurden genannt, die Tätig¬ 
keit von Juristen während der Zeit des 
Faschismus benannt. Die unter ihrer Be¬ 
teiligung ergangenen Todesurteile wur- 
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Plakat der Ausstellung in Berlin i960 


den dokumentiert. Verwiesen wurde auf 
die aktuelle Tätigkeit der Betroffenen in 
der westdeutschen Justiz. 

Das galt als „Tabubruch“. Die Stu¬ 
denten wurden als „Handlanger Pan¬ 
kows“ diffamiert. Die mehr als ein¬ 
hundert in der SDS-Ausstellung bloß¬ 
gestellten Blutrichter kamen nicht vor 
Gericht: Man eröffnete ihnen stattdes- 
sen zu Beginn der sechziger Jahre den 
Weg in den vorzeitigen Ruhestand. An¬ 
dere - vor Gericht gestellte - Täter wur¬ 
den weiterhin freigesprochen und ihre 
Taten als Beihilfe verharmlost. So ließ 
etwa das Berliner Landgericht 1968 den 
Angeklagten Hans-Joachim Rehse, den 
Beisitzer Roland Freislers am Volksge¬ 
richtshof, straffrei ausgehen. Rehse war 
wegen der Unterzeichnung von mehr 
als einhundert Todesurteilen angeklagt 
worden. 

Dass weitaus mehr alte Nazis als nur 
100 auch in der Justiz der Bundesrepu¬ 
blik auf hohen Posten saßen, wurde im 
1965 in der DDR erschienen Braunbuch 
nachgewiesen. Dort hieß es unter der 
Überschrift „Bonn schützt die Mörder 44 : 
„Entgegen den offiziellen Verlautbarun¬ 
gen des Bundesjustizministeriums sind 
heute in Westdeutschland noch über 800 
Juristen der nazistischen Ausnahmege¬ 
richte tätig. Nicht einer der zum Teil mit 
über 100 Bluturteilen belasteten Na¬ 
zi-Juristen wurde vor Gericht gestellt. 


Diese ,Rechtsprecher’, die ausnahmslos 
im Dienste der Unmenschlichkeit, des 
Unrechts und der Aggression standen, 
sind bis in die höchsten Positionen des 
westdeutschen Staats- und Justizappa¬ 
rates gelangt. 

Westdeutsche Gerichte stellten so¬ 
gar die Ermittlungsverfahren ein, die 
auf Grund von Strafanzeigen gegen 
Nazi-Juristen eingeleitet worden wa¬ 
ren. Selbst von Staaten der Antihitler¬ 
koalition rechtskräftig verurteilte Nazi- 
und Kriegsverbrecher wurden in voller 
Kenntnis ihrer Vergangenheit in Bon¬ 
ner Dienste übernommen.“ Dann wur¬ 
den Beispiele angeführt und Namen ge¬ 
nannt. Viele Nazi-Juristen erhielten nach 
dem Ausscheiden hohe Pensionen, ande¬ 
re machten in der Politik Karriere. Im 
„Braunbuch“ wurden auch Namen jener 
genannt, die hohe Posten im Bundesjus¬ 
tizministerium inne hatten. (https://web. 
archive. org/w eh/20101119233 343/http:// 
braunbuch, de/index. shtml) 

Das „Braunbuch“ wurde von der 
Bundesregierung als „kommunistisches 
Propagandawerk“ diffamiert. Eine wei¬ 
tere Auflage wurde 1967 auf der Frank¬ 
furter Buchmesse beschlagnahmt. Die 
Bundesregierung behauptete, die erho¬ 
benen Vorwürfe träfen nicht zu - spätere 
Analysen zeigten, dass die Angaben im 
„Braunbuch“ außerordentlich korrekt 
waren. Es erlebte mehrere Neuauflagen. 

Als in der vergangenen Woche Bun¬ 
desjustizminister Heiko Maas (SPD) in 


Berlin den Abschlussbericht einer unab¬ 
hängigen wissenschaftlichen Kommis¬ 
sion vorstellte, war die Aufregung groß, 
denn im Bericht der Kommission „Die 
Akte Rosenburg“ heißt es, dass von 170 
Juristen, die zwischen 1949 und Anfang 
der 1970er Jahre im Bundesjustizmi¬ 
nisterium Leitungspositionen hatten, 
90 Mitglieder der NSDAP gewesen wa¬ 
ren (< die UZ berichtete). 

Die an der Untersuchung beteiligten 
Wissenschaftler zeigten sich überrascht 
von der hohen Anzahl der ehemaligen 
NSDAP-Mitglieder in hohen Positionen 
des Ministeriums, obgleich ja viele Fak¬ 
ten schon lange bekannt sind. Die Spitze 
sei 1957 erreicht worden, so der Leiter 
der Historikerkommission, der Rechts¬ 
wissenschaftler Christoph Safferling. 
„Damals waren 77 Prozent der leitenden 
Beamten ehemalige NSDAP-Mitglieder, 
vom Referatsleiter aufwärts.“ „Wie sich 
zeigt, war die NS-Belastung im Justizmi¬ 
nisterium womöglich die höchste unter 
allen Bonner Ministerien.“ („Süddeut¬ 
sche Zeitung“, 10. Oktober) 

„Auch wenn jedem Hinweis nach¬ 
gegangen wurde, fand eine wirklich kri¬ 
tische Prüfung nicht statt; die betroffe¬ 
nen Personen wurden lediglich um Stel¬ 
lungnahmen gebeten, die von anderen 
Ministeriumsmitarbeitern zusammen¬ 
gefasst und ausgewertet wurden - zu¬ 
meist von Josef Schafheutle, der indes¬ 
sen selbst schwer belastet war. Negative 
Konsequenzen ergaben sich daher aus 



Ein Beispiel von vielen: Willi Geiger 
(seit 1937 Mitglied der NSDAP) war 
als Staatsanwalt am Sondergericht 
Bamberg tätig und für mindestens fünf 
Todesurteile verantwortlich. In seiner 
Dissertationsschrift rechtfertigte er 
unter anderem die Berufsverbote für 
jüdische Journalisten. Nach 1945 wurde 
er Oberlandesgerichtsrat am Oberlan¬ 
desgericht Bamberg und 1949 Leiter 
des Verfassungsreferates im Bundes¬ 
ministerium der Justiz. Er entwarf im 
Ministerium das Bundesverfassungs¬ 
gerichtsgesetz. 1950 wurde er dann an 
den Bundesgerichtshof berufen, wo er 
ab 1951 Präsident eines Senates war. 
Gleichzeitig war er von 1951 bis 1977 
Richter des Bundesverfassungsgerichts. 
Er war auch als Hochschullehrer tätig. 
Maßgeblich prägte Geiger u.a. die 
Urteile des Bundesverfassungsge¬ 
richtes zum Grundlagenvertrag vom 
31. Juli 1973 und die Entscheidung des 
Gerichtes zum „Radikalenerlass". 

den Vorwürfen kaum ...“ ( http://www. 
bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/ 
Akte_Rosenburg.pdf) 

Die frühere Bundesjustizministe¬ 
rin Sabine Leutheusser-Schnarrenber- 
ger (FDP), die die Studie ursprünglich 
in Auftrag gegeben hatte, stellte fest: 
Viele der nach dem Krieg leitenden 
Mitarbeiter des Hauses hätten wäh¬ 
rend der NS-Zeit als Richter bei Son¬ 
dergerichten gewirkt und seien damit 
verantwortlich für Todesurteile. Später 
hätten sie als Abteilungsleiter, Unter¬ 
abteilungsleiter oder Referatsleiter im 
deutschen Justizministerium gearbei¬ 
tet. So sei etwa ein Mitarbeiter, der an 
den Rassengesetzen der Nazis mitge¬ 
wirkt habe, später für Familienrecht zu¬ 
ständig gewesen. („Deutschlandfunk“ 
10.8.2016) „Entschuldigt“ wurde das 
damit, dass man ja schließlich zum 
Neuaufbau - auch der Justiz - „erfah¬ 
rene“ Fachkräfte gebraucht habe ... 

nh 



22. Bundesparteitag der CDU in Hamburg (v.l.n.r: Hans Karl Filbinger, Dr. 
Gerhard Stoltenberg, Kurt Georg Kiesinger, Ludwig Erhard) [im Plenum sitzend] 
18.-20.11.1973. Von 1966 bis 1978 war Filbinger Ministerpräsident Baden-Würt¬ 
tembergs, von 1971 bis 1979 zudem Landesvorsitzender, von 1973 bis 1979 auch 
einer der stellvertretenden Bundesvorsitzenden der CDU. 1978 wurde bekannt, 
dass Filbinger in der Zeit des Faschismus als Marinerichter 1943 und 1945 vier 
Todesurteile beantragt oder gefällt hatte. Am schließlich 7. August 1978 trat er 
als Ministerpräsident zurück. 1979 gründete er das rechtskonservative Studien¬ 
zentrum Weikersheim, dem er bis 1997 Vorstand. 
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Zurück zur Deutschland AG 

Um die Deutsche Bank zu retten, eine Kampfansage an die USA? • 
Von Klaus Wagener 


D ie deutsche Wirtschaftselite fühlt 
sich verfolgt. Zu Unrecht natür¬ 
lich. „VW, Apple, Deutsche Bank 
- droht jetzt der Wirtschaftskrieg?“ 
fragt besorgt die „FAZ‘.‘ Eine „Trans¬ 
atlantische Feindschaft“ will die „Zeit“ 
ausgemacht haben. Und der Ramsauer 
Peter (CSU) hat in der „Welt“ gar er¬ 
kannt, dass es in Washington eine „lan¬ 
ge Tradition“ gebe, Wirtschaftskriege zu 
führen. Gerade noch imTTIP-Bett und 
nun im Krieg? 

Nach dem Motto „Not kennt 
kein Gebot“ hätten sich nach 
Meldung der „Welt am Sonntag“ 
(WamS) „zahlreiche Vorstands¬ 
chefs verschiedener Dax-Kon- 
zerne und die Spitzen des Indus¬ 
trieverbands BDI“ verständigt. 

Man sei sich einig gewesen, dass 
man die Bank brauche und ihr 
im Notfall daher auch beisprin¬ 
gen werde. Von einer „ideellen 
Wiederbelebung der Deutsch¬ 
land AG“, sei die Rede gewesen. 

„Nicht als Zeichen der Schwä¬ 
che, sondern als Kampfansage.“ 

So stand es in der WamS. „Wir 
dürfen uns die Deutsche Bank 
nicht kaputtmachen lassen. Der 
Wirtschaftsstandort braucht 
sie“, glaubt auch der CDU-Wirt¬ 
schaftslobbyist Michael Fuchs. 

Es sei ganz richtig, dass die Dax- 
Konzerne über Hilfe nachdäch¬ 
ten. 

Die „ideelle Wiederbelebung der 
Deutschland AG“ als „Kampfansage“, 
um die Deutsche Bank zu retten. Da¬ 
rauf muss man erst einmal kommen. 
Aber „Hinter den Kulissen formiert 
sich die neue Deutschland AG“, spinnt 
auch „Die Welt“ den Faden weiter: 
„Eines ist klar: Protektionismus ist in 
Deutschland kein Schimpfwort mehr.“ 
So schnell ändern sich die Zeiten - 
wenn es der Deutschen Bank an den 
Kragen geht. 

Deutschland geht es gut und Frau 
Merkel führt die „erfolgreichste Bun¬ 
desregierung seit Menschengedenken“. 
Das Berliner Establishment kann sich 
naturgemäß nicht vorstellen, dass es ir¬ 
gendwo auf diesem Globus Menschen 
geben könnte, die dieses gepflegte Un¬ 
derstatement nicht teilen. 


Mitte der 1990er Jahre hat sich die 
Deutsche Bank mit Brachialgewalt ins 
anglo-amerikanische Investmentge¬ 
schäft gedrängt. Auf den Finanzmärk¬ 
ten herrschte Wildwest. Die Frankfurter 
hatten die Dollarzeichen in den Augen 
und für ihre 25 Prozent Eigenkapital¬ 
rendite eine nicht gerade zimperliche 
Broker-Truppe engagiert. Massenbe¬ 
trug inklusive. Als 2007 die Party zu 
Ende war, wurde klar, dass es auch Ver¬ 


Diensten, stellte die notwendigen Un¬ 
ternehmensverkäufe denn auch kom¬ 
plett steuerfrei. 

Die Dax-Unternehmen können und 
werden die Deutsche Bank nicht retten. 
Die gigantische Zockerbude hat bei 
einem Börsenwert von gerade mal 15 
Mrd. Euro eine Bilanzsumme von 1,8 
Billionen Euro (entsprechend 60 Pro¬ 
zent der deutschen Wirtschaftsleistung) 
und ein Derivatevolumen von 46 Billi¬ 


Grafik: Hannes Schinder 



lierer gab. Zum einen die Millionen, die 
um ihre Ersparnisse, ihre Arbeitsplät¬ 
ze, ihre Häuser und ihre Zukunft Ge¬ 
brachten. Zum anderen einige Zocker, 
die nun dem großen Aufräumen, sprich, 
der kapitalistischen Konzentration, zum 
Opfer fallen würden. 

Die Wiederbelebung der „Deutsch¬ 
land AG“ ist aus gutem Grund eine ide¬ 
elle. 1990 war die Deutsche Bank noch 
in 35 Aufsichtsräten der 100 größten 
deutschen Unternehmen vertreten. 
2014 noch in zwei. Die Bank betrieb 
die Auflösung der mit dem Imperialis¬ 
mus entstandenen Verflechtungsstruk¬ 
tur, weil im Casino eines globalisierten 
Finanzmarktes das noch größere Geld 
lockte, das mit Beteiligungen in der 
Realwirtschaft nicht zu machen war. 
Rot-Grün, in solchen Fällen immer zu 


We creale chemistry 


onen Euro (mehr als das 15-fache der 
deutschen Wirtschaftsleistung). Dazu 
kommen rund 6000 Rechtsstreitigkei¬ 
ten. Wie bei der Atomindustrie dürfte 
es auch bei der Deutschen Bank wohl 
niemanden geben, der die Risiken 
beziffern kann, die in dieser giganti¬ 
schen Finanzmülldeponie schlummern 
und erst recht kein Dax-Vorstand, der 
sie übernehmen wird. Die Schimäre 
„Deutschland AG“ ist also nicht mehr 
als ein auf Patriotismus lackiertes Wer¬ 
beplakat, mit dem der Schrotthaufen 
der öffentlichen Hand angedreht wer¬ 
den soll. 

Dass Berlin finanzielle Hilfen de¬ 
mentiert, besagt gar nichts. Alles andere 
würde zu einem sofortigen Bank-Run 
führen, der ja gerade verhindert wer¬ 
den soll. 


Uwe Koopmann zur Geschichtsaufarbeitung des Justizministeriums 


Keine maaslose Überraschung 


Als das Bundesministerium der Justiz 
am 1. April 1950 im Bonner Stadtteil 
Kessenich die „Rosenburg“ bezog, war 
es kein Aprilscherz, dass sich dort alte 
Nazis blitzschnell einen neuen Schreib¬ 
tisch sicherten, denn ihren alten hatten 
sie im Reichsjustizministerium in der 
Wilhelmstraße 65 wegen eines Luftan¬ 
griffes im Dezember 1944 - ein halbes 
Jahr vor dem Finale - aufgeben müssen. 
Der Fisch fängt immer am Kopf an zu 
stinken. So wie Adenauer sich mit Alt¬ 
nazis wie Hans Globke umgab, hatte 
auch Thomas Dehler (FDP) als erster 
Bundesjustizminister keine Scheu, sich 
vieler alter Nazis zu bedienen. Es stinkt 
bis in die Gegenwart. So behauptet die 
aktuelle Homepage des Justizministe¬ 
riums: „Unter seiner (Dehlers, UK) Fe¬ 
derführung musste die ganze Rechts¬ 
ordnung von dem gedanklichen Unrat 
der Nazis entsorgt und mit dem jetzt 
maßgebenden Grundgesetz in Einklang 
gebracht werden.“ Ausgerechnet für die¬ 
se Aufgabe wurden Altnazis eingesetzt. 

Die Ambivalenz wurde nach 1982 
unter Justizminister Hans A. Engel¬ 
hard (FDP) fortgesetzt. Ihm bescheinigt 
das heutige Ministerium, er habe sich 
„bleibende persönliche Verdienste um 
die Erforschung der furchtbaren Rol¬ 
le der Justiz in der Nazizeit erworben.“ 
Viele Altnazis waren allerdings inzwi¬ 
schen in den gut dotierten Ruhestand 
gewechselt. 


Und nun die neue, durchaus ver¬ 
dienstvolle Analyse durch den Histo¬ 
riker Manfred Görtemaker und den 
Juristen Christoph J.M. Safferling. Sie 
ordneten die bisherige „Aufarbeitung 
des Justizministeriums“ neu ein: Der 
8. Mai 1945 war kein personeller Bruch. 
Die militärische Zerschlagung des Fa¬ 
schismus war keine Garantie für demo¬ 
kratisches Denken, für demokratische 
Strukturen im Ministerium, denn die 
alten Sessel waren noch warm: Über 
50 Prozent der Führungskräfte waren 
ehemalige Angehörige der NSDAP, 20 
Prozent waren SA-Mitglieder. Andere 
verurteilten in Sondergerichten und als 
Wehrrichter. 1968 wurden Zehntau¬ 
sende von Strafverfahren gegen NS- 
Täter eingestellt. 

Der „Geist der Rosenburg“ weht 
noch länger durch manche Flure des 
Ministeriums: 

So dauerte es über 50 Jahre, bis 
die Juristen ein Gesetz formulieren 
konnten, mit dem Todesurteile gegen 
Nazi-Gegner kassiert wurden. Umge¬ 
kehrt konnten die Politiker, die diese 
Urteile gefällt hatten, zum Beispiel in 
Baden-Württemberg Ministerpräsi¬ 
dent werden. Homosexuelle, Sinti und 
Roma wurden auch nach 1945 in das 
NS-Rechtsverständnis gepresst. 70 Jah¬ 
re nach Kriegsende kommt „plötzlich“ 
die Überlegung, diese Betroffenen zu 
entschädigen. 


Ein Versagen des Ministeriums 
ist auch in der juristischen „Bewälti¬ 
gung“ der NS-Verbrechen zu sehen: 
Ernst Thälmann hatte im Sinne der 
Justiz keinen Mörder, der hätte ver¬ 
urteilt werden müssen. Viele andere 
Mörder aus den Konzentrationslagern 
verließen als freie Bürger die Gerichts¬ 
säle. Es geht auch anders: Für Beihilfe 
zum Mord im KZ Auschwitz gibt es vor 
dem Landgericht Detmold im Februar 
fünf Jahre Haft. Das war 70 Jahre nach 
Kriegsende. Ob der Mann aus dem SS- 
Totenkopfsturmbann seine Haftstrafe 
noch absitzen muss, ergibt sich aus sei¬ 
nem Gesundheitszustand. 

Die Spielregeln des Rechtsstaats 
wurden auch mit der Hilfe von Alt¬ 
nazis so gestaltet, dass die KPD 1956 
erneut verboten werden konnte. Die 
Berufsverbote gegen Kommunisten 
und andere Demokraten, seit 1972 Teil 
des „Rechtsstaates“, wurden bis heu¬ 
te nicht aufgehoben. Auf die Bitte, die 
Betroffenen der Berufsverbote ähnlich 
wie die Homosexuellen zu rehabilitie¬ 
ren, antwortete der Minister nicht. 

Nach Aussage von Justizminister 
Heiko Maas (SPD) sollen Schlussfol¬ 
gerungen aus der „Akte Rosenburg“ 
für die Juristen gezogen werden. Das 
wäre gut so. Nur eine Schlussfolgerung 
ergibt sich nicht: Eine Überraschung 
war „Rosenburg“ nun ganz und gar 
nicht. 


Lucas Zeise zur Bundesfernstraßengesellschaft 


Geschenk an das 
Finanzkapital 


Wie kann man Banken und Versi¬ 
cherungen aus dem Elend der dürf¬ 
tigen Zinsen erlösen? Das ist nicht 
einfach, aber es geht. In Deutschland 
muss allerdings eine Änderung des 
Grundgesetzes her. Die wurde am 
vorigen Freitag fest zwischen Bund 
und Ländern vereinbart. Im Zuge 
der Neuregelung des Finanzaus¬ 
gleichs einigten sich die Regierungen 
von Bund und Ländern auf einen 
Kompetenzzuwachs für den Bund. 
Er darf statt der Länder künftig die 
Fernstraßen planen. Man könnte 
meinen, es könne den Bürgern ziem¬ 
lich egal sein, wer die Autobahnen 
plant, so lange es einigermaßen zü¬ 
gig, kostengünstig und unter Rück¬ 
sichtnahme auf Umweltschutz und 
Bürgerinteressen geht. 

Da unterschätzt man aber unsere 
Politiker. Denn sie haben vereinbart, 
dass der Bund die Planung und Fi¬ 
nanzierung der Straßen einer privat¬ 
rechtlich organisierten Gesellschaft 
überträgt, der „Bundesfernstraßen¬ 
gesellschaft“. Diese soll formell noch 
dem Bund gehören, aber über Kre¬ 
dit- und Besorgungsverträge jährlich 
9,5 Mrd. Euro an Investitionen auf¬ 
bringen, unser schönes Verkehrsnetz 
wieder voll benutzbar machen und 
die Investoren dafür mit einer hüb¬ 
schen Rendite belohnen. Wir verdan¬ 
ken diesen Vorschlag einem Dream- 
Team, bestehend aus Sigmar Gabriel, 
Alexander Dobrindt und dem durch¬ 
setzungsstarken Wolfgang Schäuble. 
Die drei Minister (für Wirtschaft, Ver¬ 
kehr und Finanzen) hatten im August 
2014 eine „Expertenkommission“ 
eingesetzt, die sich über die Finan¬ 
zierung der Infrastruktur Gedanken 
machen sollte. Seit Jahren beklagen 
Industrie, Bauwirtschaft, Bürger und 
Gewerkschaften, dass die Infrastruk¬ 
tur immer mehr verfällt. Bund, Län¬ 
der und Gemeinden behaupten, sie 
wegen der von den staatstragenden 
Parteien durchgesetzten Schulden¬ 


bremse nicht mehr finanzieren zu 
können.Der von den Experten vor¬ 
gelegte Privatisierungsvorschlag der 
Fernstraßen wurde deshalb nun zum 
politischen Konsens erhoben. 

Weil deutsche Bürger im vergan¬ 
genen Vierteljahrhundert schon sehr 
viel Privatisierungen über sich haben 
ergehen lassen müssen, sind diese 
nicht populär. Der Bundesrechnungs¬ 
hof hat zudem vorgerechnet, dass die 
Privatfinanzierung von Infrastruktur 
für den Steuerzahler nur teurer ist. 
Kein Wunder, der Bund erhält heu¬ 
te einen Zehnjahreskredit zu unter 
0 Prozent. Die Allianz, Ergo und die 
Deutsche Bank wollen für einen Kre¬ 
dit an die neue Gesellschaft dreiein¬ 
halb bis vier Prozent. Die Rendite 
ist schließlich der Zweck der Übung. 
Das ist keine Kleinigkeit. Nimmt man 
über die Jahre hinweg ein Finanzvo¬ 
lumen für die Fernstraßen von etwa 
150 Mrd. Euro an, dann addiert sich 
eine konservativ geschätzte Zins¬ 
differenz von vielleicht 3 Prozent¬ 
punkten zu Mehrkosten für die Öf¬ 
fentliche Hand (und entsprechende 
Gewinne der Privaten) von 4,5 Mrd. 
Euro im Jahr. 

Der Plan ist zwei Jahre alt. Es lag 
den Tätern - den drei oben Genann¬ 
ten und ihrer Chefin A. Merkel - sehr 
viel daran, ihren Klienten, dem Fi¬ 
nanzkapital, dieses Dauergeschenk zu 
überreichen. Deshalb wurde das Vor¬ 
haben und die dazu nötige Grundge¬ 
setzänderung in den Verhandlungen 
zum Länderfinanzausgleich und der 
Verteilung der Steuereinnahmen 
versteckt. Wie wichtig der Regierung 
die Sache war, sieht man auch daran, 
dass der Bund dabei finanzielle Zu¬ 
geständnisse an die Länder gemacht 
hat, um deren Ja zu dieser Frechheit 
zu kaufen. Die ihrerseits sind auch 
dieses Mal käuflich. Es besteht kein 
Grund, warum die Bürger des Landes 
sich diese weitere Frechheit gefallen 
lassen müssen. 


Klara Bina über den Fall Al-Bakr 


Ein komischer Terrorist 


Jetzt wissen wir es: Der so genannte 
Islamische Staat ist nicht eine hoch 
professionelle, fürchterlich gut orga¬ 
nisierte Terrororganisation, sondern 
eine Ansammlung von Amateuren 
und Idioten. Und wir wissen noch 
mehr: Der US-Auslandsgeheim- 
dienst CIA leistet ganze Arbeit in 
der BRD - er hört IS-Verbindungs¬ 
leute ab und beobachtet sie, er über¬ 
wacht das Internet. Die CIA war es 
also, die Al-Bakrs Telefonat mit dem 
IS-Verbindungsmann in Deutschland 
via Telefonüberwachung sagen hörte, 
die zwei Kilo Sprengstoff seien nun 
fertiggestellt. Der IS-Mann: „Dies¬ 
mal sollen es aber nicht Züge sein, 
sondern besser ein Flughafen.“ Kino 
ist wahrscheinlich nicht halal, sonst 
hätten auch diese beiden Terroris¬ 
ten den Film „Snowden“ geschaut 
und gewusst: Dein Telefon wird ab¬ 
gehört, Mann! Kurze Zeit vorher soll 
die CIA die deutschen Behörden da¬ 
rüber informiert haben, dass da „ir¬ 
gendjemand im Internet nach Bauan¬ 
leitungen für Sprengstoff suche“. Was 
soll eigentlich Al-Bakr dann in einem 
IS-Trainingscamp in Syrien oder Irak, 
wo er vor kurzem gewesen sein soll, 
gemacht haben? Sprengstoffbauan¬ 
leitungen musste er ja noch im Inter¬ 
net kurz vor dem Anschlag suchen, 
Sicherheitsmaßnahmen wurden ihm 
auch nicht nahegelegt, aber wenigs¬ 
tens das Wegschlurfen vor der säch¬ 
sischen Polizei ist ihm gelungen. Ein 
komischer Terrorist. Aber immerhin 
ein waschechter islamistischer Terro¬ 
rist, denn die sind ja bekanntlich am 
echtesten, wenn sie tot sind. Und der 
ist jetzt mausetot. 


Das schafft die deutsche Polizei 
auch ganz ohne US-amerikanische 
Nachhilfe. Tod in der Polizeizelle, da¬ 
rin hat sie Übung. Und wie gut, dass 
das in einem ostdeutschen Teil der 
BRD geschehen konnte. Das Prob¬ 
lem ist dann sächsisch und nicht mehr 
der tiefe BRD-Staat, der faschistische 
Terrorbanden wie den Nationalsozia¬ 
listischen Untergrund (NSU) gepäp¬ 
pelt, finanziert und gedeckt hat und 
bis heute deckt. 

Es bleibt nur noch die Frage: Wer 
profitiert? Offensichtlich schafft 
auch diese, wenn auch so dümmli¬ 
che, Inszenierung eine Stimmung 
der Angst, ein Klima also in dem 
Rufe nach einem starkem Staat, 
nach Sicherheit und Ordnung lauter 
werden. Unter anderem durch die 
Enthüllungen der NATO-geführten 
Terrororganisationen Gladio und 
Stay behind wissen wir, dass solche 
Schock-Strategien zum normalen 
Repertoire der imperialistischen 
Staaten gehören. Nach dem Motto 
„Schockiere und Herrsche“ werden 
Ausnahmezustände, so genannte 
Anti-Terrorgesetze, Überwachungs¬ 
maßnahmen als Teil eines autoritä¬ 
ren Staatsumbaus vorangetrieben. 
Wie lange wird das Publikum diese 
sich ständig wiederkehrenden Mus¬ 
ter der Anschlagsabläufe mit immer 
mehr Toten, die noch ein paar Infor¬ 
mationen hätten haben können, un- 
hinterfragt akzeptieren? Diese un¬ 
beantwortete Frage, weist auf ein 
Restrisiko für den Staat. Wird sich 
die Angst vor dem Terror in ein tie¬ 
fes Misstrauen gegen ihn selbst wan¬ 
deln? 
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Voluntarios de la Libertad - Freiwillige der Freiheit 

Zum Jahrestag der Gründung der Internationalen Brigaden (Teil i) • Von Werner Abel 



Aus dem Album zum i. Jahrestag der Internationalen Brigaden 


S elbst das Wetter schien es gut 
gemeint zu haben. „Es war ein 
Oktobersonntag voller Sonne. 
So früh schon soviel ungewohnte Be¬ 
wegung! Die kleine Stadt Albacete, 
Wiege der Internationalen Brigaden, 
ist früh auf den Beinen“ schrieb der 
Kriegskommissar der Base Albacete, 
Maurice Lampe, wenige Zeit später 
für das Album „Un ano de las Bri- 
gadas Internationales“ Gemeint war 
der 17. Oktober 1937, an dem mit ei¬ 
ner machtvollen Manifestation und 
mit aktiver Teilnahme der Bevölke¬ 
rung von Albacete der 1. Jahrestag ei¬ 
ner internationalen Kampfgruppe be¬ 
gangen wurde, die wohl ohne Beispiel 
in der Geschichte war. Ein Jahr zuvor 
waren in der Provinzstadt Albacete, 
gelegen in der Mancha und zu dieser 
Zeit mit den umliegenden Gemein¬ 
den gerade mal 42 000 Einwohner 
zählend, die ersten internationalen 
Freiwilligen angekommen. 

Base orgänica de las 
Brigadas Internacionales 

Die Wahl Albacetes als zukünftiges 
Verwaltungszentrum für die Inter¬ 
nationalen Brigaden hing wohl mit 
seiner strategisch günstigen Lage im 


Hinterland zusammen, nicht zu weit 
entfernt von der Zentralfront, mit 
Eisenbahnanschluss, einem kleinen 
Flugplatz, lokaler Industrie, vor allem 
aber mit militärisch nutzbaren Ge¬ 
bäuden wie der gewaltigen Kaserne 
der Guardia Nacional. Albacete war 
durch das legendäre 5. Regiment, der 
aus der Volksmiliz der Kommunisti¬ 
schen Partei Spaniens hervorgegange¬ 
nen militärischen Formation, von den 
Nationalgardisten, die sich den Put¬ 
schisten angeschlossen hatten, freige¬ 
kämpft worden. Das republikanische 
Verteidigungsministerium nutzte die 
Stadt überdies, um einige Divisionen 
der neuen Volksarmee aufzustellen. 
Damit war der Präsident der Cortes, 
der Republikaner Diego Martinez 
Barrio, beauftragt. 

Damit in Albacete die „Base or¬ 
gänica de las Brigadas Internaciona¬ 
les“, wie dieses Verwaltungszentrum 
amtlich hieß, entstehen konnte, war 
man auch auf die Hilfe der lokalen 
Behörden angewiesen. Man brauch¬ 
te für den riesigen entstehenden Mi- 
litärapparat nicht nur alle verfügba¬ 
ren Gebäude der Stadt, so z.B. auch 
das Sportstadion, sondern auch die 
umhegenden Ortschaften für Ausbil¬ 


dungslager und Militärschulen. Hilfe, 
wenn oft auch widerwillig, kam von 
dem damaligen Zivilgouverneur Justo 
Martinez Amutio, Linkssozialist und 
kein Anhänger der Kommunisten, 
aber seit 1934 befreundet mit Hans 
Beimler. 

Solidarität mit der Republik 

Es war kein Geheimnis, dass die Idee 
zur Bildung internationaler Freiwilli- 
gen-Einheiten von französischen und 
deutschen Kommunisten kam und 
dass die Kommunistische Internatio¬ 
nale (Komintern), jene weltumspan¬ 
nende Vereinigung kommunistischer 
Parteien, diese Idee aufgegriffen und 
die Organisation übernommen hat¬ 
te. Am 27. August 1936 war bereits 
im Politbüro der KPdSU, wie Geor- 
gi Dimitroff, Generalsekretär der KI, 
in seinem Tagebuch berichtete, die 
Bildung eines internationalen Frei- 
willigen-Korps angeregt worden. Zur 
gleichen Zeit rief die Auslandsleitung 
der KPD alle waffenerfahrenen Ge¬ 
nossen dazu auf, sich der Spanischen 
Republik zur Verfügung zu stellen. 
Am 27. September 1936 beschloss das 
Exekutivkomitee der Kommunisti¬ 
schen Internationale (EKKI) alles zu 
tun, um die Spanische Republik per¬ 
sonell, materiell und propagandistisch 
zu unterstützen. Die weltweite Soli¬ 
daritätsaktion, die auch in den kom¬ 
menden Jahren eher noch zunahm, 
basierte größtenteils auf den Initiati¬ 
ven der Komintern und der Kommu¬ 
nisten vieler Länder. 

Die Gründung 
der Interbrigaden 

Im Herbst 1936 hielten sich schon 
mehrere Tausend ausländische Anti¬ 
faschisten in Spanien auf. Sie waren in 
der Mehrheit den gegen die Putschis¬ 
ten kämpfenden Milizen beigetreten. 
Die Milizen, so bewundernswert ihr 
Einsatz auch war, hatten inzwischen 
schon immense Verluste zu beklagen. 
Es gab keine straffen Befehlsstruk¬ 
turen, keine Koordination zwischen 
den einzelnen Einheiten und kein ge¬ 
meinsames Oberkommando. 

Neben den Militärs waren auch 
die in Organisationsfragen erfahre¬ 
nen kommunistischen Funktionäre 
der Auffassung, dass Milizen auf Dau¬ 
er nicht effizient gegen eine hochge¬ 
rüstete und hierarchisch geführte Ar¬ 
mee, wie es die der Putschisten war, 
kämpfen können. Ein Problem war 
aber auch, dass mit dem Putsch die 
spanische Armee quasi zerfallen war 
und ein großer Teil des Landheeres im 
Gegensatz zur Luftwaffe und zur Ma¬ 
rine zu den Putschisten überlief. Das 
bedeutete auch, dass die Bildung in¬ 
ternationaler Kampfeinheiten im 
Grunde mit der Neuformierung der 
Armee der Republik zusammenfal¬ 
len musste. Diese Armee, und das war 
auch programmatisch gedacht, sollte 
einen neuen Charakter haben, der 
sich in ihrem Namen „Ejercito popu¬ 
lär“, also Volksarmee ausdrückte. Den 
Kern der neuen Volksarmee bildete 
ohne Zweifel das schon erwähnte 
„5. Regiment“. Diese Einheit leite¬ 


te ihren Namen davon ab, dass es im 
Militärbezirk Madrid vier Regimen¬ 
ter der alten, sich nun aber neufor¬ 
mierenden Armee gab. Die Bezeich¬ 
nung „Regiment“ sollte den Grad der 
Militarisierung und den Unterschied 
zu einer Miliz deutlich machen. Im 
„5. Regiment“ machten dann auch 
Funktionäre der Komintern ihre ers¬ 
ten Erfahrungen mit dem Krieg in 
Spanien. 

Jose Diaz, Generalsekretär der 
KP Spaniens, hatte empfohlen, dass 
Funktionäre der Komintern die spa¬ 
nische Regierung über ihre Absicht, 
internationale Einheiten zu bilden, 
informieren und die Erlaubnis der 
Regierung dazu einzuholen. Am 
22. Oktober 1936 sprachen der Itali¬ 
ener Luigi Longo, der Franzose Pierre 
Rebiere und der Pole Stefan Wisniew- 
ski zunächst mit Manuel Azana, dem 
Präsidenten der Republik, der keine 
Einwände hatte, aber zu erkennen 
gab, wie sehr er als Intellektueller 
den Krieg als Mittel der Politik hasse. 
Wesentlich komplizierter war das Ge¬ 
spräch mit dem Ministerpräsidenten 
der Volksfrontregierung, dem linken 
Sozialisten und ehemaligen Gewerk¬ 
schaftsfunktionär Largo Caballero. 
Dieser war ebenso wie die zu dieser 
Zeit noch mächtigen Anarchisten der 
Meinung, dass Spanien vor allem Waf¬ 
fen brauche, keine Männer. Dahinter 
stand aber auch die Befürchtung, dass 
eine von der Komintern organisierte 
Armee den schon groß gewordenen 
Einfluss der KP Spaniens noch ver¬ 
stärken könnte. Letztlich aber gab 
Caballero durch Kopfnicken wortlos 
sein Einverständnis und schickte die 
Abgesandten der Komintern zu Di¬ 
ego Martinez Barrio nach Albacete. 

Eine Militärorganisation 
aus dem Nichts 

Dort waren schon am 14. Oktober die 
ersten Freiwilligen eingetroffen und 
was nun begann, war eine Aktion, der 
man auch nach 80 Jahren nicht die Be¬ 
wunderung versagen kann. Innerhalb 
weniger Tage gelang es, wie Luigi Lon¬ 
go später schrieb, „eine Militärorgani- 
sation aus dem Nichts“ aufzustellen. 
Das besorgte eine Handvoll Männer 
des Organisationskomitees, das aus 
dem ehemaligen Offizier der Roten 
Armee Manfred Stern („General Kle¬ 
ber“), dem weltkriegserfahrenen Deut¬ 
schen Hans Kahle („Jorge Hans“), den 
Italienern Luigi Longo (später unter 
dem Namen „Gallo“ Generalinspek- 
teur-Generalkommissar der Interna¬ 
tionalen Brigaden) und Giuseppe Di 
Vittorio („Nicoletti“) und dem franzö¬ 
sischen Arzt Dr. Jacob Kalmanovitch 
(„Calman“) bestand. 

Die Leitung übernahm ein Mili- 
tärkomitee, dem die Franzosen Andre 
Marty, Mitglied des Exekutivkomitees 
der Komintern, und Vidali Gayman 
(„Vidal“) vorstanden. Der frühere Of¬ 
fizier Vidal war zunächst Stabschef, 
dann der erste Kommandant der neu 
geschaffenen „Base orgänica de las Bri¬ 
gadas Internacionales“, wie das Verwal¬ 
tungszentrum in Albacete zukünftig ge¬ 
nannt wurde. 


Verteidiger Madrids 

Die erste Brigade, die aufgestellt wur¬ 
de, enthielt entsprechend der Zählung 
der Brigaden der Spanischen Volks¬ 
armee die Zahl XI. Diese XI. Briga¬ 
de, zunächst befehligt von Manfred 
Stern, dann von Hans Kahle, war 
nicht nur ihrer Kommandostruktur 
entsprechend die „deutscheste“ aller 
Internationalen Brigaden, sondern 
auch von ihrer Zusammensetzung 
her gesehen, denn zur „Deutschen 
Sprachengruppe“ wurden neben den 
Deutschen auch die Österreicher, 
Schweizer, Skandinavier und Nieder¬ 
länder gezählt. Die XI. Brigade wur¬ 
de sofort nach ihrer Aufstellung am 
4. November an die Front nach Ma¬ 
drid geschickt, wo ihre Angehörigen, 
von den Madrilenen begeistert emp¬ 
fangen, unmittelbar in die Kämpfe 
um das Universitätsviertel, den Park 
Casa de Campo und die Französische 
Brücke eingriffen. Madrid konnte 
entlastet werden, aber die Brigade 
erlitt ernste Verluste. Am 1. Dezem¬ 
ber kamen auch Hans Beimler, der 
Vertreter der KPD in Spanien und 
Verantwortlicher für die deutschen 
Kommunisten, und Louis Schuster 
(Fritz Vehlow), der Politkommissar 
des Ernst-Thälmann-Bataillons der 
XI. Brigade, bei einer Inspektion der 
Front vermutlich durch marokkani¬ 
sche Scharfschützen ums Leben. 

Am 9. November war in Albacete 
unter dem Kommando von General 
Lukacz (das war das Pseudonym des 
ungarischen Schriftstellers und Welt¬ 
kriegsoffiziers Mate Zalka) die Aufstel¬ 
lung der XII. Brigade abgeschlossen 
worden, die ebenfalls an die Front von 
Madrid ging. Madrid konnte bis zum 
Ende des Krieges nicht durch die Fran- 
quisten eingenommen werden. Dass es 
dazu nicht gekommen war, verdankte 
die heldenhaft kämpfende Stadt auch 
den internationalen Freiwilligen. 

Gegen den Faschismus, 
für die Demokratie 

Inzwischen hielt der Zustrom von Frei¬ 
willigen ungebrochen an. Obwohl es 
sich bei allen um Antifaschisten han¬ 
delte, waren ihre Motivationen durch¬ 
aus verschieden. Diejenigen, die aus 
faschistischen Ländern und Diktatu¬ 
ren kamen, in denen die Arbeiterbe¬ 
wegung Niederlagen erlitten hatten, 
sahen nun die Chance, den Faschisten 
mit der Waffe in der Hand entgegen¬ 
treten zu können. Andere wieder, die 
die Demütigungen der Emigration er¬ 
leiden mussten, sahen in einem demo¬ 
kratischen Spanien auch für sich eine 
Zukunft. Freiwillige aus den bürger¬ 
lichen Demokratien folgten dem Ruf 
ihrer nationalen kommunistischen Par¬ 
teien. Für sie war der Faschismus vor 
allem eine Bedrohung der Demokratie. 

Natürlich spielte auch die Solidari¬ 
tät mit dem spanischen Volk und mit 
der Spanischen Republik eine überra¬ 
gende Rolle, aber noch wichtiger war 
wohl die Auffassung, dass wenn der Fa¬ 
schismus in Spanien geschlagen wird, 
er auch überall besiegt werden kann. 
„Der Weg nach Berlin führt über Ma¬ 
drid“, ließ Gustav Regler in seinen Er¬ 
innerungen Hans Beimler sagen, und 
dieser Satz steht wohl programmatisch 
für das, was viele Freiwilligen zu die¬ 
ser Zeit bewegte und zu den Waffen 
greifen ließ. 

Die Freiwilligen kamen auf unter¬ 
schiedlichen Wegen, manchmal legal, 
meist illegal auf abenteuerlichen Rou¬ 
ten. Sie kamen mit der Eisenbahn, mit 
dem Schiff oder zu Fuß. Für viele war 
das Gebäude in der Rue Lafayette, das 
die KP Frankreichs von der Gewerk¬ 
schaft CGT gemietet hatte, der erste 
Anlaufpunkt. Hatten sie Spanien er¬ 
reicht, wurden sie zuerst nach Figue- 
ras gebracht. Die alte Festung der Stadt 
diente als Sammelpunkt, in dem die 
Freiwilligen registriert, ihre Personali¬ 
en überprüft und die Transporte nach 
Albacete oder direkt an die Front zu¬ 
sammengestellt wurden. 

Der 2. Teil und Schluss erscheint in der 
kommenden UZ 
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Ein Spielmann ist tot 

Zufällig starb in der letzten Woche ein großer Anarchist: Dario Fo 


Dario Fo selbst würde vielleicht so be¬ 
ginnen: Am 24. März 1926 plumpste 
ich zwischen den Beinen meiner Mut¬ 
ter unsanft ins Leben und war sofort 
hellwach, am 13. Oktober 2016 schloss 
ich müde, aber mit einem Lachen im 
Gesicht meine Augen. 

Aus einer Eisenbahnerfamilie 
stammend, an mehreren Orten der 
Oberitalienischen Seen aufgewach¬ 
sen, beginnt er ein Doppelstudium in 
Mailand, Architektur an der TH und 
Bühnenbild und Ausstattung an der 
Kunstakademie. Seine Begeisterung 
und seine Begabung für das Theater, 
für das Geschichten erzählen und die 
szenische Umsetzung führen zur Mit¬ 
arbeit an Mailänder Bühnen, u.a. am 
„Piccolo Teatro“ von Giorgio Streh¬ 
ler. Das Studium bricht er ab, er lernt 
Franca Rame kennen und dies wird 
eine der fruchtbarsten Künstlerehen, 
die wir kennen. 

Sein oder besser ihr gemeinsamer 
Weg geht zurück zu den mittelalter¬ 
lichen Formen des Theaters, zu den 
Spielleuten, den Gauklern, Narren, 
Possenreißern. In Italien nennt man 
solche Künstler „Giullare“, schwierig 
zu übersetzen, von Dario Fo am liebs¬ 
ten mit „Der mit der Zunge schneidet“. 

Die beiden trennen sich vom her¬ 
kömmlichen Theaterbetrieb, gründen 
1959 die erste einer Reihe von unab¬ 
hängigen Theatergruppen und reisen 
kreuz und quer durchs Land. 

Die Stücke, die seit dieser Zeit in 
rascher Folge erscheinen, tragen immer 
den Stempel des Vorläufigen, sie wer¬ 
den laufend verändert und variiert, aus 
dem Stegreif gefundene Szenen werden 
eingebaut, wieder verworfen, werden 


später doch wieder verwendet. Die Stü- 
cke-Titel sind selbst schon kleine Köst¬ 
lichkeiten: „Wer einen Fuß stiehlt, hat 
Glück in der Liebe“ oder „Der Teufel 
hat immer schuld“, „Zufälliger Tod ei¬ 
nes Anarchisten“, „Mamma hat den 
besten Shit“. 

Sein bekanntestes und am häu¬ 
figsten im In- und Ausland gespieltes 
Stück heißt „Mistero buffo“, das No¬ 
belpreiskomitee begründet 1997 sei¬ 
ne Entscheidung, Dario Fo den Lite¬ 
raturnobelpreis zu verleihen, mit aus¬ 
drücklichem Verweis auf die groteske 
Überbietung mittelalterlicher Origi¬ 
naltexte. 

Dario Fo selbst erklärt sein Spiel 
und sein Schreiben so: Komik könne 
„nur gepaart mit einer ernsten Grund¬ 
situation entstehen, wo die Tragödie 
verschwindet, geht auch die Satire un¬ 
ter und es bilden sich die beiden Pole 
der bürgerlichen Kunst, also Drama 
und Komödie. Im Schwank, im Variete 
(heute sollte man die Comedy-Clowns 
dazuzählen) gibt es dann degradierte 
Formen der Komik, die sich nicht mehr 
gegen die Herrschaft richten, sondern 
die sich über die Schwachen lustig ma¬ 
chen, über Minderheiten, über Rand¬ 
gruppen. Das Lachen wird zum Verla¬ 
chen.“ 

Dario Fo und Franca Rame haben 
nicht nur jede Menge Anfeindungen 
und Verrisse erlebt, mehrfach wurden 
Aufführungen kurz vor Beginn noch 
verboten, Fo von der Bühne herab 
verhaftet, unzählige Verfahren wegen 
Verleumdung und Herabwürdigung 
der Staatsgewalt eingeleitet und wie¬ 
der eingestellt. Seine Zusammenarbeit 
mit der Gruppe „Lotta Continua“ oder 


mit dem Kollektiv „La Commune“ ru¬ 
fen die politische Polizei immer wieder 
auf den Plan, selbst nach dem Nobel¬ 
preis gibt es Aufführungsverbote, Ra¬ 
dio- und Fernsehboykott, die USA ver¬ 
weigern ihm die Einreise zu Festivals 
und Inszenierungen. 

Dario Fo und Franca Rame waren 
zeitweise Mitglieder der IKP, standen 
auch anarchistischen und trotzkisti- 
schen Gruppen nahe, aber die Rei¬ 
bungsflächen schienen immer zu groß. 
„Wir wollten unsere Arbeit in den 
Dienst der Klassenbewegung stellen, 
aber Dienst hieß für uns nicht, in ei¬ 
nen von anderen geschneiderten An¬ 
zug zu schlüpfen, also ,linke Künstler 4 
zu sein, die es der Partei überließen, 
die Linie auszuarbeiten.“ In den letz¬ 
ten Jahren unterstützen die beiden die 
„Fünf-Sterne-Bewegung“ von Beppe 
Grillo, dies sicherlich aus persönlicher 
Freundschaft und Zusammenarbeit. 

Dario Fo attackierte die auf vier 
Beinen stehende Macht aus Regierung, 
Industrie, Kirche und Justiz in Italien, 
ähnlich wie P. P. Pasolini in „Salö oder 
die 120 Tage von Sodom“, seine Ver¬ 
bundenheit mit den arbeitenden Men¬ 
schen, den Ausgemusterten, Unter¬ 
drückten und Verachteten blieb 
zeit seinen Lebens treibende 
Kraft seiner Arbeit und 
seines Lebens. 

Mit der Nach¬ 
richt, den Nobel¬ 
preis zu erhalten, 
ging er ganz typisch für 
ihn um: „Ich bin bestürzt. 

Ich kann mich nicht mehr hal¬ 
ten vor Lachen“. 

Herbert Becker 


Schreiben, Schwulsein, 
Kommunistsein 

DKP queer fordert eine Straße für Ronald M. Schernikau 


„Am 9. November 1989 hat in Deutsch¬ 
land die Konterrevolution gesiegt. Ich 
glaube nicht, dass man ohne diese 
Erkenntnis in der Zukunft wird Bü¬ 
cher schreiben können“ So Ronald 
M. Schernikau auf dem Kongress der 
Schriftsteller der DDR, 1. März 1990 

Nach diesem Kongress blieben un¬ 
serem Genossen Ronald M. Scherni¬ 
kau noch 595 Tage. Von den 31 Jahren 
seines Lebens hat er zehn Jahre mehr¬ 
heitlich in der DDR verbracht, sieben 
davon als deren Bürger: Die ersten 
sechs in Magdeburg, 1986 erfolgt die 
„Heimkehr“, am 1. September 1989 er¬ 
hält er die DDR-Staatsbürgerschaft. 
Die DDR lebt danach noch ein Jahr, 
Schernikau wiederum überlebt die 
DDR nicht lange. Er starb, am 20. Ok¬ 
tober 1991 an AIDS. 

Wer war dieser Mensch? Ro¬ 
nald M. Schernikau wird am 

11. Juli 1960 in Mag¬ 
deburg, DDR, ge- 


Mai 1986 wird Ronald als erster und 
einziger Westdeutscher/Westberliner 
am Literaturinstitut „Johannes R. Be¬ 
cher“ in Leipzig mit Dauervisum zum 
Studium zugelassen. 1989 schließt er 
das Studium erfolgreich ab. 

Am 18. Januar 1990 gab er der 
DDR-Zeitschrift „Temperamente“ 
ein Interview. Thomas Blume, Redak¬ 
teur der Zeitschrift, fragte: „Was reizt 
dich denn an der DDR?“ Schernikau 
gab ihm eine für ihn typische Antwort: 
„Es ist wirklich ein ganz egoistischer 
Grund: In der DDR werden die bes¬ 
seren Bücher geschrieben. Und natür¬ 
lich mache ich den idealistischen Um¬ 
kehrschluss: Wenn man in der DDR 
lebt, schreibt man die besseren Bücher. 

Auch wenn das logisch nicht 
haltbar ist.“ 

Rückwirkend be¬ 
trachtet hat Ronald M. 

Schernikau mit vielem 
Recht behalten, auch 
wenn er damals von 
vielen dafür belächelt 
oder gar angefeindet 
wurde. Zwei Zi¬ 
tate von 


Ehrung für einen Spielmann 

Zufällig wurde letzte Woche Bob Dylan genobelt 



Auf der Namensliste der Literaturno¬ 
belpreisträgerinnen stehen viele, deren 
Spur in der Literaturgeschichte nicht 
allzu tief ist. Die Auswahl folgte schon 
oft weniger literarischen als den Krite¬ 
rien der Opportunität, sei es, dass ein 
Land oder ein Erdteil endlich mal „dran 
war“ oder als Ehrung für politisch ge¬ 
wünschtes Wohlverhalten, vorzugswei¬ 
se Verdienste um die Verbreitung von 
Antikommunismus. Der Stifter hatte 
sich gewünscht der Preis und die damit 
verbundene Geldsumme möge an jene 
gehen, die „das Vorzüglichste in idea¬ 
listischer Richtung geschaffen“ haben. 
Schön, aber ... Immerhin ist nicht be¬ 
kannt, dass eine oder eine der damit 
Geehrten nach der Annahme des Prei¬ 
ses gleich einen Krieg angefangen hätte. 
Beim Friedensnobelpreis ist das anders. 

Wir schreiben das Jahr 2016. The 
winner is: Bob Dylan. Einer, der sich 
wohl maßlos darüber ärgert, ist Mar¬ 
tin Walser, der schon Jahrzehnte nach 
dem Preis giepert, um endlich mit Böll 
und Grass gleichzuziehen. Einst ein Pro¬ 
gressiver, hatte er 1978 gefragt, was denn 
an diesem „herumzigeunernden Israeli¬ 
ten“ so Besonderes wäre, und sich damit 
dauerhaft und lange vor seiner Pauls- 
kirchen-Rede 1998 ins Aus geschossen. 

Man muss den Preis wie die Juroren 
nicht allzu ernst nehmen. Die meistge- 
stellte Frage in den Medien: Darf man 
das? Diesen Preis? An den? Dylan gilt 
denen, die jetzt die Preis vergäbe kom¬ 
mentieren mussten, in erster Linie als 
Musiker und erst in zweiter als Poet. 

Einer mit einer starken Lobby. 
Nämlich denen, die in seinen Texten 
und seiner Musik den Soundtrack ih¬ 
res Lebens erkennen, die einmal ange¬ 
treten waren mit dem Willen, die unge- 
fügte Welt besser zu machen, den Krieg 
zu bannen, Rassismus und Ungerech¬ 
tigkeit zu besiegen und anders zu le¬ 
ben als in den Vorgefundenen Bahnen. 
Irgendwann erkannten die meisten, 
dass ihnen die Ziele zu groß waren und 
Kompromisse leicht, und doch blieb da 
das Uneingelöste, der Widerspruch zwi¬ 
schen dem was ist und was sein soll. Das 


ist Dylans Thema, ob es um die Liebe 
zwischen zwei Menschen geht oder um 
die Liebe zur Menschheit, immer ist da 
Vergeblichkeit des Strebens, das Wel¬ 
ken von Gefühlen und die Endlich¬ 
keit. Das gestaltet er mit ungehörten 
Sprachbildern und mit dem Vermögen 
seines wichtigsten Instruments, dieser 
unfassbar wandelbaren Stimme, die 
raunen kann, knarzen, grunzen, bellen, 
schmeicheln und zärteln und auch den 
Beicanto beherrscht. In verschiedenen 
Interpretationen seiner Songs erlaubt 
es ihm diese Stimme, durch eine leichte 
Veränderung der Stimmfarbe, durch an¬ 
dere Betonung eines Wortes, durch Ver¬ 
schlucken von Silben einem Text einen 
anderen Spin zu geben. Das ist höchste 
Sprachkunst. Macht aber, dass sich der 
Sinn seiner Texte nicht eindeutig festle¬ 
gen lässt. Die Wohlmeinenden sprechen 
dann von Ambivalenz, die Kritiker von 
Opportunismus. Dahinter steckt aber 
wohl, dass er als „Song and dance man“, 
wie er sich in gespielter Bescheidenheit 
einmal nannte, sich weigert, Rezepte für 
die Küche des Lebens zu liefern. 

Die Kommentatoren der letzten Wo¬ 
che bezogen sich in erster Linie auf die 
frühe Schaffensperiode des Künstlers: 
„Blowin 4 in the Wind“, „The Times are 
Achanging“ und „Like a Rolling Stone“ 
rauf und runter und oft mit einer Empa¬ 
thiefähigkeit, die ein durchschnittliches 
Rhinozeros leichtfüßig überbietet. Das 
ist auffällig und belegt, dass ihre Kennt¬ 
nisse überwiegend aus Martin Scorseses 
Dreieinhalbstundenfilm „No Direction 
Home“ über den Dylan der sechziger 
Jahre stammen. Das spätere, insbesonde¬ 
re das schon 1997 mit dem Album „Not 
dark yet“ beginnende Alterswerk wur¬ 
de völlig ausgeblendet. Allenfalls fand 
noch die so genannte „religiöse Phase“ 
ab Ende der 70er Jahre Erwähnung - die 
war und ist ein echter Stresstest für Fans, 
mit Nachwirkungen bis zuletzt. Aber mit 
fast vierzigjährigem Abstand lässt sich 
auch dieser Schaffensphase Dylans mit 
ihrer alttestamentarischen Bräsigkeit et¬ 
was abgewinnen, aus den Texten wie aus 
den Kompositionen. 


Der Bogen spannt sich vom Debüt¬ 
album mit dem schlichten Titel „Bob 
Dylan“ 1962 bis zu „Tempest“ 2012. 
Dieses 35. Studioalbum zieht einen 
Schlussstrich, danach kann nichts mehr 
von Belang kommen - das letzte Dra¬ 
ma Shakespeares hieß ebenfalls „The 
Tempest/Der Sturm“, und das ist ein 
Fingerzeig, wo sich der Meister selbst 
einordnet. Dieser Selbsteinschätzung 
muss man nicht folgen, im riesigen 
Werk von Bob Dylan findet sich na¬ 
turgemäß auch viel Mist, mit dem man 
etwa die deutsche Schlagerbranche 
über Jahrzehnte düngen könnte. 

Ins ganz Große greift der Meister 
im titelgebenden Song des Albums. Zu 
einer gemütlichen Schunkelmelodie im 
6/8-Walzertakt erzählt er eine Viertel¬ 
stunde lang die Geschichte vom Un¬ 
tergang der „Titanic“ neu, in einfachen 
Worten und in einer raffinierten Ver¬ 
schränkung der Perspektiven. Die Ge¬ 
schichte der Namenlosen und der Rei¬ 
chen, der Guten und Bösen, der Tap¬ 
feren und Feiglinge, Männer, Frauen 
und Kinder, die einander beistehend 
oder einander niedertretend mit dem 
großen Schiff zugrunde gehen. Es gibt 
kein Entrinnen und es gibt nichts zu 
verstehen. Denn der Untergang ist die 
Vollstreckung von Gottes Urteil. So 
sieht Bob Dylan die Geschichte der 
Menschheit, drunter tut’s einer wie 
er nicht, und prophezeit ihr nahen¬ 
des Ende. Von Klassenkampf weiß er 
nichts, historischer Optimismus ist auch 
kein Pflichtfach für Künstler. Was die¬ 
ser Songtext in Fülle hat ist Welthaltig- 
keit. Er besteht darin neben Percy Bys- 
she Shelleys „Masque of Anarchy“ und 
Arthur Rimbauds „trunkenem Schiff“. 

So beliebig, wie der Nobelpreis 
vergeben wird, hat nicht Bob Dylan 
ihn, sondern er Bob Dylan verdient. 
Er wird ihn zu den anderen Würdigun¬ 
gen packen, den zwei Ehrendoktorti¬ 
teln, dem Orden der Ehrenlegion, der 
„Medal of Arts“ der „Presidential Me- 
dal of Freedom“, all den Grammys und 
Ehrenmitgliedschaften. 

Manfred Idler 


boren. 

Ab 1966 
wächst er in 
Lehrte, einer 
Kleinstadt nahe 
Hannover, BRD, auf. Mit 14 kommt er 
zur SDAJ, 16-jährig wird er Mitglied 
der DKP. 

Mutter und Sohn begehen 1966 Re¬ 
publikflucht, nicht um in den „goldenen 
Westen“ zu kommen und auch nicht 
„wegen was Politischem“, wie Ellen 
Schernikau immer wieder betont. Es 
geschah aus Liebe. Ronalds Vater hat¬ 
te Ellen immer wieder bedrängt zu ihm 
in den Westen zu kommen. Irgendwann 
gab sie dem Drängen nach und schon 
waren sie, ihr Sohn und noch zwei wei¬ 
tere im Kofferaum eines Schleusers. 
Doch kaum in der BRD angekom¬ 
men, zeigte sich das wahre Gesicht des 
Erzeugers von Ronald: Er hatte schon 
eine Familie und im Wohnzimmer hing 
ein Hakenkreuz. Ellen erzog ihren 
Sohn im Sinne des Sozialismus. Kinder 
und Jugendbücher werden in der DDR 
bestellt, die Sender DDR1 und DDR2 
konnten in Lehrte empfangen werden. 

Wenige Wochen vor seinem Abitur 
erscheint 1980 „Kleinstadtnovelle“ im 
Rotbuchverlag, an der er 16-jährig, in 
seinem Zimmer, ohne Wissen Ellens zu 
schreiben begonnen hatte.Mit 20 zieht 
Ronald zum „Schreiben, Schwulsein, 
Kommunistsein“ nach Westberlin, er 
tritt in die Sozialistische Einheitspar¬ 
tei Westberlins, SEW, über und beginnt 
an der FU Germanistik, Philosophie 
und Psychologie zu studieren. Seinen 
Lebensunterhalt verdient er mit Satz¬ 
arbeiten und als Babysitter, denn sein 
Stammverlag lehnt ein Manuskript 
nach dem anderen ab. Er veröffent¬ 
licht in vielen bedeutenden linken und 
schwulen Medien. So schreibt er für das 
SEW-Zentralorgan „Die Wahrheit“, 
die „Deutsche Volkszeitung“ und das 
Schwulenmagazin „Siegessäule 44 . Zu 
dieser Zeit ist er manchem allerdings 
nur als „Tuntendiva“ bei „Ladies Neid“ 
im SchwuZ bekannt. Ronald liebt den 
DDR-Schlager und schreibt für Mari¬ 
anne Rosenbergs LP „Spiegelbilder 44 
ein Lied über einen anderen Ronald. 
Im Lied „Amerika“ geht es um Ronald 
Reagan. 

Nach dem Kulturabkommen zwi¬ 
schen DDR, BRD und Westberlin im 


ihm, beide 
von Anfang 1990: 

„Noch am vierten 
November, auf dieser riesigen Demo, 
hätte ich meine rechte Hand darauf 
verwettet, dass es keine einzige Person 
in der Deutschen Demokratischen Re¬ 
publik gibt, die die Wiedervereinigung 
will. (...) (Die Konterrevolution) war 
eine konzertierte Aktion gegen den 
Weltgeist. Aber da ich unsterblich bin, 
nimmt mir das meinen Historischen 
Optimismus noch lange nicht.“ 

„Was die Öffnung der Mauer zum 
Beispiel bedeutet, ist das Signal: Ihr 
könnt teilhaben an den Bananen. Ich 
halte die Banane für ein ganz gutes 
Symbol. Es hat was Orales, man fühlt 
sich in frühkindliche Phasen versetzt. 
Und es hat was von Imperialismus. Das 
sind unsere Bananen. Und wir kriegen 
die.“ 

Im Juni 1990 kam die Diagno¬ 
se AIDS. Er nahm den Kampf gegen 
die Zeit auf, er will sein Lebenswerk 
vollenden, das eintausend Seiten um¬ 
fassende Werk „Legende“! Acht Jahre 
nach Ronalds Tod erscheint es. 

Den 25. Todestag von Ronald M. 
Schernikau nimmt DKP queer zum 
Anlass seines 32. Bundestreffens in 


Die Anmaßung der Welt vergessen 

und uns ihr zu wenden. 

Rona Id U. Schernikau (11.7.1 96 & 2Ch 10.1991) 

In diesem Haus lebte der Stbriftsldlir Runufd M. Schernikau 
vom 1. September 1369 bis zu seinem Tod. hier vollendete 
er seinen alle CfCi'iZOn sprengenden, posthum erschienener 
Berlin-Roman LEGENDE. 

' '.MHAMV' i" 


Gedenktafel in Berlin-Hellersdorf 

Berlin an diesem Wochenende. Der 
Samstag steht ganz im Zeichen von 
RMS. Um 9.30 Uhr werden wir zu sei¬ 
nem Grab fahren, es wird eine Akti¬ 
on vor seiner letzten Wohnung geben, 
denn DKP queer fordert die Umbe¬ 
nennung der Cecilienstraße in Ronald- 
M.-Schernikau-Straße. Inhaltlich wer¬ 
den wir uns mit seiner zu Beginn ange¬ 
rissenen Rede auseinandersetzen und 
um 20 Uhr wird es eine Lesung mit El¬ 
len Schernikau in der Jonasstraße 29, 
Berlin-Neukölln geben. 

Unvergessen - Ronald M. Schernikau! 

Wolfgang Sluga 
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D ie Architekturdiskussion heu¬ 
te nimmt weitestgehend keinen 
Bezug zu gesellschaftlichen Fra¬ 
gen. In Zeiten des revolutionären Auf¬ 
bruchs im vorigen Jahrhundert war das 
anders. In den Zwanzigern, unmittelbar 
nach der Oktoberrevolution, war das 
Neue Bauen mit Forderungen für eine 
bessere Gesellschaft verbunden. Die 
Dreißiger Jahre waren für die Sowjet¬ 
union Jahre der politischen Zuspitzung. 
In der Entwicklung des Sozialismus auf 
sich allein gestellt, musste sich die SU 
mit dem forcierten Industrieaufbau 
und einer dafür notwendigen Kollek¬ 
tivierung der Landwirtschaft nach in¬ 
nen und außen als überlebensfähig und 
widerstandsfähig erweisen. Warum war 
damit die Hinwendung der Architektur 
zur Tradition verbunden? 

Der Mainstream im Westen ist ge¬ 
genüber der sowjetischen Architektur 
der Zwanziger wohlwollend bis be¬ 
geistert, anders verhält er sich zur Ar¬ 
chitektur der Dreißiger: da habe die 
Avantgarde aufgehört zu wirken. 

Der bekannte russische Architek¬ 
turhistoriker Selim O. Chan-Mago- 
medow, Leitfigur auch für westliche 
Kritiker, schreibt: „Der allgemeine 
gesellschaftliche und politische Klima¬ 
wechsel im Lande zu Beginn der drei¬ 
ßiger Jahre sollte sich unmittelbar hem¬ 
mend auf die kreativen Tendenzen in 
der Architektur auswirken. Das spie¬ 
gelte sich in einer erneuten Themati- 
sierung der Form und der gesellschaft¬ 
lichen Funktion wider.“ 1 Schon vorher 
hatte Magomedow sein Weltbild fol¬ 
gendermaßen erläutert: „Unser sozi¬ 
ales Experiment (in der Sowjetunion; 
AH) hat gezeigt, dass die in breitem 
Maßstab angewendeten altruistischen 
Stimuli nicht wirksam werden. Heut¬ 
zutage ist das private, persönliche In¬ 
teresse der einzig mächtige ,Motor 4 für 
die Entwicklung der Zivilisation. Das 
Abschalten dieses ,Motors 4 verzögert 
die Entwicklung der Produktivkräfte 
der Gesellschaft und ruft zum Zwecke 
ihrer Beschleunigung verschiedene 
Formen des Zwangs hervor, was eine 
Absage an die Demokratie bedeutet. 442 

Die Thematisierung der Form und 
der gesellschaftlichen Funktion der 
Architektur wird also negativ beur¬ 
teilt. Ist das nicht der L’art-pour-l’art- 
Standpunkt? Und wie ist es mit der 
Avantgarde, die da aufgehört habe, zu 
wirken? Der Sozialismus in den dreißi¬ 
ger Jahren konnte doch sicherlich nur 
durch die Avantgarde, die Partei der 
Arbeiterklasse, gesichert und entwi¬ 
ckelt werden, und da hatten die Archi¬ 
tekten ihren Platz. 

Mein besonderes Interesse gilt der 
Avantgarde zwischen Tradition und 
Moderne, ihrem „Verhältnis zu Traditi¬ 
on und Sozialismus“ in dieser Zeit 3 und 
keinesfalls losgelöst aus gesellschaftli¬ 
chen Zusammenhängen. Daher zitie¬ 
re ich Hans Heinz Holz: „Moderne ist 
kein Prinzip, sondern ein Relationsbe¬ 
griff; dieser Begriff füllt sich nur mit 
Inhalt, wenn man das Ziel kennt und 
benennt, auf das hin die jeweils zur Ver¬ 
gangenheit werdende Gegenwart über¬ 
schritten werden soll. Nur wer dieses 
Ziel begründen und die Wege zu sei¬ 
ner Verwirklichung umreißen kann, ist 
Avantgarde.“ 4 

Der Philosoph Lothar Kühne er¬ 
gänzt: „Eine Avantgarde, die mit dem 
Monopolkapitalismus kooperiert, wie 
dies Mies, Gropius, Le Corbusier u. a. 
getan haben, ist im gesellschaftlichen 
Sinn keine Avantgarde. Ihr Arbeitszu¬ 
sammenhang war die Stadt und Archi¬ 
tektur als Objektivation der imperialis¬ 
tischen Ideologie, die ein Illusionäres, 
die Transparenz der Gegensätze ab¬ 
schwächendes Gesellschaftsbild spie¬ 
gelt.“ 5 

Ich habe im Juni dieses Jahres die 
drei größten Städte Russlands nach 
Moskau und St. Petersburg - Nowosi¬ 
birsk, Jekaterinburg und Nischni-Now- 
gorod - besucht, um dort die Archi¬ 
tektur der dreißiger Jahre zu erleben. 
Glückliche Umstände ergaben, dass ich 
auf meiner Reise in diese Städte über 
Internet und Couchsurfing Kontak¬ 



Avantgarde - Tradition - Moderne 

Architektur der dreißiger Jahre in der Sowjetunion (i. Teil) • Von Andreas Hartle 


gung der negativen Seiten des Alten; 2. 
Bewahrung, Fortführung der positiven 
Seiten der Vergangenheit; 3. Hebung 
auf eine höhere Stufe und Qualität, 
womit sich das Neue erst tatsächlich 
konstituiert. 

Die analytische Methode des Funk¬ 
tionalismus - das steht hier für das 
Neue Bauen - orientiert auf die Be¬ 
stimmung des Gebrauchswertes und 
steht damit „faktisch im Gegensatz 
zum Produktionssinn des Kapitals, dem 
Profit 10 .Unter kapitalistischen Verhält¬ 
nissen geht es immer um die Verkauf¬ 
barkeit, den Tauschwert. Funktiona¬ 
lismus verweist auf Zentrum und Ziel 
des Produzierens, auf die Konsumtion. 
Damit ist er eindeutig als Grundprinzip 
sozialistischer gestalterischer Praxis be¬ 
stimmt. Aber in den Dreißigern ist das 
neue Bauen unterlegen. 11 

Dazu schreibt 1932 der Schweizer 
Architekt Hans Schmidt: „Sowjetruss¬ 
land fordert die Einordnung in die Ge¬ 
nerallinie der Revolution und Haupt¬ 
punkte gegen das Neue Bauen sind: 

1. Die Ideen des Neuen Bauens ... sind 
das Resultat des heutigen Kapitalismus, 
seiner rationalisierten und standardi¬ 
sierten Technik 

2. Die Abkehr des Neuen Bauens von 
der Monumentalität und vom Sym¬ 
bol, seine Verleugnung der absoluten 

Schönheit, sei¬ 
ne Unfähigkeit, 
die künstlerisch¬ 
ideologische 
Aufgabe zu er¬ 
füllen, sind Aus¬ 
druck für den 
Verfall der bür¬ 
gerlichen Kultur. 

3. Die idealis¬ 
tisch-utopische 
Richtung des 
Neuen Bauens 
(Le Corbusier) 
sucht wie die 
„linken Utopis¬ 
ten“ auf dem 
Gebiet der Poli¬ 
tik notwendige 
Etappen auf dem 
Weg zum Sozia¬ 
lismus zu über¬ 
springen und 
wirkt dadurch 
im politischen 
Sinne gegenre¬ 
volutionär. 

4. Es ist nicht das 
Ziel des Sozialis¬ 
mus, die kulturellen Werte der Vergan¬ 
genheit zu vernichten, sondern im Ge¬ 
genteil und im Gegensatz zum heute 
zerfallenden Kapitalismus diese Werte 
zu übernehmen und weiterzuführen. 

... unter diesen Bedingungen ist der 
Rückschlag, den das Neue Bauen in der 
Sowjetunion heute erleidet, verständ¬ 
lich und bedauerlich, aber er beweist 
noch gar nichts gegen die Richtigkeit 
unserer Forderungen“ 

Die Wirklichkeit der Dreißiger ist 
schärfster Klassenkampf innen und au¬ 
ßen. 


Im 2. Teil des Artikels wird die Rolle 
der Avantgarde in den Dreißigern wei¬ 
ter ausgeführt. 


i In: Ausstellungskatalog Berlin-Moskau 
Moskau-Berlin 1900-1950,1995 
2S.Chan-Magomedow in: Avantgarde II, So¬ 
wjetische Architektur 1924-1937,1993 

3 Barbara Kreis:das Verhältnis der Avantgar¬ 
de zu Tradition und Sozialismus, in: Avant¬ 
garde I 1 1924-1937, Sowjetische Architektur, 
Verlag Gerd Hatje, Stuttgart 1993 

4 H. H. Holz: Zeichen der Gegenaufklärung, 
Irrationalismus - Moderne - Postmoderne, 
in Deutsche Ideologie nach 1945, Impulse 
2003, S.119 

5 L. Kühne: Stadt als ideologischer Organis¬ 
mus, in Deutsche Architektur 11,1967 

6C.Schnaidt,in:Was man überdas Bauhaus 
weiß, zu wissen glaubt und ignoriert, Fun¬ 
dus 83/84 VEB Verlag der Kunst, 1982 

7 Elke Pistorius, der Architektenstreit nach 
der Revolution, S. 75. Birkhäuser Verlag 1992 

8 s. Elke Pistorius: S. 84 

9 Simone Hain, Dissertation 1986 - s. ab- 
schließendeThesen. 

10 L. Kühne in: Gegenstand und Raum, S.75, 
VEB Verlag der Kunst, Dresden 1981 

11 H. Schmidt, die SU und das Neue Bauen, in 
Pistorius s.o.S.140 ff. 


te zu jungen Architekten fand, die für 
dieses Thema aufgeschlossen sind und 
mir wichtige Hinweise gaben. 

Rekapitulieren wir kurz den Weg 
der modernen Architektur nach His¬ 
torismus, Arts and Crafts - einer briti¬ 
schen Erneuerungsbewegung in Kunst 
und Design - und Jugendstil: „Das 
Neue Bauen anerkennt die Klassen¬ 
situation unter den Bauwerken nicht, 
zum Beispiel die künstlerische Höher¬ 
wertung einer Villa gegenüber einem 
Reihenhaus oder eines Verwaltungsge¬ 
bäudes gegenüber einer Fabrik. Damit 
hat das Neue Bauen eine Gesellschaft 
zur Voraussetzung, der diese Wertstu¬ 
fen unbekannt sind, mit anderen Wor¬ 
ten: eine klassenlose Gesellschaft.“ 6 

Hannes Meyer, nach Walter Gropi¬ 
us der Direktor des Bauhauses, woll- 

Das heutige Museum der Geschichte 
in Nowosibirsk wurde 1910 von A.D. 
Krjatschkow geplant als Handelshaus 
mit der Stadt-Duma und der Filiale 
der Staatsbank. Es ist architektonische 
Repräsentation der wichtigsten 
öffentlichen Einrichtungen dieser Zeit. 


In den 2oern und zu Beginn der 30er plante Krjatschkow viele öffentliche 
Gebäude im Stadtzentrum von Nowosibirsk im konstruktivistischen Stil - so 
das Gebäude des Kreisexekutivkomitees des Sowjets der Deputierten der 
Werktätigen (Abb. oben). Für Krjatschkow kann diese Periode seines Schaffens 
als Unterbrechung auf einem völlig anderen Gleis der Formbildung betrachtet 
werden - insofern, als er unmittelbar anschließend mit dem Stockvartiny- 
Wohnhaus (Abb. rechts) seine traditionsorientierte Architektur weiterentwickelt. 
Hier erkennen wir in der Fassadengestaltung dekorative Elemente, die sich auf 
die Arbeit des französischen Architekten August Perret beziehen - also eher im 
Sinne des Art deco als des Klassizismus. (Alle Fotos: A. Hartle) 


te mit den modernen Mitteln und mit 
Möglichkeiten der Architektur die Pro¬ 
bleme der Massen lösen. Unter dem 
Motto „Dem Volke dienen - Volks¬ 
bedarf statt Luxusbedarf“ sollte L 4 art 
pour l 4 art - die Kunst um der Kunst 
willen - ersetzt werden durch die In- 
dienstnahme der neuen Technologie. 
Um die von Kubismus und „de Sti- 
jl“ einer künstlerischen Bewegung in 
den Niederlanden, beeinflussten For¬ 
malismen der 1920er Jahre - auch im 
Bauhaus unter Walter Gropius - zum 
Funktionalismus und darüber hinaus 
vom positivistischen Funktionalismus 
hin zur sozialpolitischen Strategie zu 
überwinden, bedurfte es der materialis¬ 
tischen Methodik von Architekten wie 
Hannes Meyer, Karel Teige u.a. Der 
Zusammenbruch der Weltwirtschaft 
1929 war schließlich Auslöser für diese 
Architekten, sich zu marxistischen Po¬ 
sitionen und zum Bündnis mit dem re¬ 
volutionären Proletariat zu bekennen. 
Dies führte dazu, dass Hannes Meyer 
aus dem Bauhaus geworfen wurde. 

Architekten wie Gropius, Mies van 
der Rohe fuhren in die USA, wo ihr 
Funktionalismus im Sinne des klas¬ 
senindifferenten Internationalen Stils 
vereinnahmt, von dort aus wiederum 
als detailanalytischer, technizistischer 
Modernismus gefördert und verbreitet 
wurde. 

Hannes Meyer kommt 1930 auf 
Einladung der sowjetischen Regie¬ 
rung mit seinen besten Mitarbeitern, 
der „Roten Brigade“, nach Moskau, 
um sich für den Aufbau des Sozialis¬ 
mus zur Verfügung zu stellen. Er wird 
Professor an der Hochschule für Ar¬ 


chitektur und Bauwesen und Chef¬ 
architekt des Trusts für den Bau Hö¬ 
herer und Technischer Schulen. Und 
dennoch: Anlässlich seiner Ausstellung 
über das Bauhaus in Moskau erfährt 
Meyer Kritik: seine Architektur redu¬ 
ziere sich auf eine utilitäre Funktion, 
das Fehlen der künstlerischen Elemen¬ 
te käme dem Ignorieren sozial-ideolo¬ 
gischer Elemente gleich. 

Architekturstreit in der 2oern 

In der zweiten Hälfte der zwanziger 
Jahre wurde die theoretische Auseinan¬ 
dersetzung mit der Tradition bestimmt 
von der Frage des sozialen Auftrags der 
Kunst und dem daraus resultierenden 
Anspruch nach Allgemeinverständ¬ 
lichkeit. Lenin erklärte, die Kunst sol¬ 
le ausgehen von der Stärke der breiten 
werktätigen Masse, von ihren tiefen 
Wurzeln. Sie solle von ihr verstanden 
und geliebt werden; sie solle Gefühl, 
Sinnlichkeit und Freiheit dieser Mas¬ 
sen zu vereinen verstehen. Auch im 19. 
Jahrhundert hatte die Avantgarde ein 
besonderes Traditionsverständnis. Die 
Volkstümler/Narodniki waren revolu¬ 
tionäre Intellektuelle. 

Kritik am Konstruktivismus 7 

Das Ziel der Konstruktivisten verschob 
sich zunehmend von seiner „lebensorga¬ 
nisierenden“ Rolle zu einer von Materi¬ 
al und Technik bestimmten Architektu¬ 
rideologie. Das wurde kritisiert und da¬ 
rüber hinaus auch die Verabsolutierung 
des Zusammenhangs zwischen Form 
und Funktion. Arkadi Mordwinow, der 
im Wesentlichen diese Kritik vorbringt, 
vertritt die Thesen der Allrussischen 


Vereinigung Proletarischer Architekten 
(WOPRA) 8 : 

„Wir erkennen die positive histori¬ 
sche Rolle des Konstruktivismus an im 
Prozess der Überwindung des Eklek¬ 
tizismus und der technischen Routine. 
...“ Aber wir sind der Meinung, dass 
in der Epoche der Diktatur des Pro¬ 
letariats und des Kampfes für die so¬ 
zialistische Umgestaltung der Welt die 
Architektur in Inhalt und Form klas¬ 
sengebunden sein muss.“ Der funktio¬ 
nalen Methode stellten die WOPRA- 
Mitglieder die dialektische Methode 
gegenüber, das allseitige Erfassen des 
Gegenstandes in der Architektur als 
Einheit von Sinnlichkeit und Rationa¬ 
lem. In dialektischer Beziehung stehen 
„Revolution der Kunst“ einerseits und 
„Kunst für die Revolution“ anderer¬ 
seits. Es ist der Kampf des Inhalts mit 
der Form und umgekehrt das Abwer¬ 
fen der Form und die Umgestaltung 
des Inhalts. Der schweizerisch-franzö¬ 
sische Architekturtheoretiker Claude 
Schnaidt schreibt, Mordwinows Ein¬ 
stellung sei die einzig richtige und den¬ 
noch habe er sich von der dialektischen 
Betrachtungsweise nicht genügend lei¬ 
ten lassen, da er die traditionalistische 
Architektur allzu sehr förderte. 

Die Umstände in den Dreißigern in der 
Sowjetunion haben es nicht zugelassen, 
dass eine echte Auseinandersetzung 
zwischen den verschiedenen Tenden¬ 
zen der Linkskritik des Neuen Bauens 
erfolgte. Die 1929 einsetzende marxis¬ 
tische Aufhebung des Neuen Bauens 
bleibt die Aufgabe. 9 

Zwischen dem Alten und dem 
Neuen liegt die Dialektik des „Aufhe¬ 
bens 44 . Dies ist ein Begriff, der in seiner 
dreifachen Bedeutung diesen Prozess 
ausgezeichnet und sehr bildhaft zu be¬ 
schreiben vermag. „Aufhebung“ heißt: 
1. Zerstörung, Eliminierung, Beseiti¬ 
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Vorläufige Niederlage der Reaktion 

Der konterrevolutionäre Aufstand 1956 und Ungarn heute • Von Anton Latzo 



hFoto: Bilsen, Joop van/Anefo/Nationaal Archief, Den Haag, nummertoegang , 2.24.oi.04, bestanddeelnummer 908-1191/wikimedia.org/CC BY-SA 3.0 NL 


Budapest am 2. November 1956: „Widerstandskämpfer“ per LKW auf Nacht-Patrouille 


I m Ungarn von heute werden die Er¬ 
eignisse von 1956 als „Revolution 
und Freiheitskampf“ gefeiert. Der 
23. Oktober, der Tag, an dem 1956 Tau¬ 
sende Budapester auf die Straße gin¬ 
gen, um ihre Unzufriedenheit über die 
Politik der Regierung zum Ausdruck zu 
bringen, wurde zum Beginn einer „Re¬ 
volution“ umfunktioniert und zum Na¬ 
tionalfeiertag erklärt. 

Dieselben Kräfte verbieten das 
Zeigen von Symbolen des Sozialismus 
und des Kampfes der Arbeiterbewe¬ 
gung und zwingen die Kommunisten, 
den Begriff „kommunistisch“ aus ih¬ 
rem Parteinamen zu entfernen. Wenn 
sie es nicht tun, werde die Partei ver¬ 
boten. Am Werk sind jene politischen 
Kräfte, die schon damals das Beschrei¬ 
ten des Weges zum Sozialismus verhin¬ 
dern wollten. Sie nutzten die Situation, 
um eine Konterrevolution anzuzetteln. 

Das ist mehr als Übereinstimmung 
zwischen damals und heute. Es ist ein¬ 
deutiger Hinweis auf den Charakter 
und die Autoren der „Freiheitskämp¬ 
fe“ von 1956 und danach. 

★ 

Acht Jahre zuvor, im Jahre 1948 hatte 
sich Ungarn, wie die anderen Volksde¬ 
mokratien, für den Weg zum Sozialis¬ 
mus entschieden. Eine Mehrheit der 
Bevölkerung wollte eine Welt ohne 
Kapitalisten, ohne Gutsherren, die 
den Arbeitern und allen Werktätigen 
die Schaffung eines neuen Lebens für 
die gesamte Bevölkerung ermöglichen 
sollte. Erfolge gab es im Bildungswe¬ 
sen, im Gesundheitswesen, in der sozi¬ 
alen Absicherung der Menschen und in 
vielen anderen Bereichen. 

Man war dabei, die ökonomischen, 


politischen und gesellschaftlichen Rah¬ 
menbedingungen für eine neue, eine 
sozialistische Gesellschaft zu schaf¬ 
fen. Ungarn war noch immer ein Land 
mit beträchtlichen Unterschieden in 
der Wirtschaft und in den materiellen 
Lebensbedingungen im Vergleich zu 
westeuropäischen Staaten. Aber die¬ 
se Unterschiede bestanden nicht erst 
seit 1945. Sie waren das Ergebnis einer 
Jahrhunderte währenden Geschichte - 
unter anderem im Bestand der Habs¬ 
burg-Monarchie. Hinzu kam, dass nach 
einigen Jahren dynamischer Entwick¬ 
lung schwere Fehler der Führungsgrup¬ 
pe um Mätyäs Räkosi in der Politik der 
Partei zu Verzerrungen führten. Im Er¬ 
gebnis des revisionistischen Verrats der 
Gruppe um Imre Nagy sowie der sub¬ 
versiven Handlungen innerer und äu¬ 
ßerer antisozialistischer Kräfte war die 
Volksmacht 1956 in großer Gefahr. Die 
Konterrevolution suchte den offenen 
Kampf. 

Die ungarischen Kommunisten res¬ 
pektieren die wesentlichen politischen 
Schlussfolgerungen, die die Ungarische 
Sozialistische Arbeiterpartei (USAP) 


unter Jänos Kädär aus den damaligen 
Vorgängen gezogen hat. Darauf auf¬ 
bauend kamen sie zu wichtigen Ein¬ 
sichten, die auch ihr aktuelles ideolo¬ 
gisches und politisches Konzept beein¬ 
flussen. 

Eine erste Ursache für die Ereig¬ 
nisse von 1956 bestand demnach in 
den Fehlern der Partei der Ungari¬ 
schen Werktätigen, die zwischen 1948 
und 1956 unter Führung ihres Ge¬ 
neralsekretärs Räkosi die politische 
Macht ausübte. Dazu zählt die Verlet¬ 
zung elementarer Normen der Demo¬ 
kratie und die unzulässige Einschrän¬ 
kung grundlegender Menschenrechte. 
Ein weiterer Faktor bestand in der 
Verletzung des Gesetzes der planmä¬ 
ßig proportionalen Entwicklung. Ein 
zu großer Teil des erarbeiteten gesell¬ 
schaftlichen Reichtums wurde z.B. für 
die Rüstung eingesetzt. Der Lebens¬ 
standard wurde künstlich auf einem 
niedrigen Niveau gehalten. Die nati¬ 
onalen Besonderheiten Ungarns wur¬ 
den vernachlässigt. 

Solche Fehler sind aber nicht dem 
sozialistischen System immanent. Sie 
resultieren sowohl aus den konkreten 
inneren und äußeren Bedingungen je¬ 
ner schwierigen historischen Etappe als 
auch aus dem subjektiven Fehlverhal¬ 
ten der damals verantwortlichen Füh¬ 
rungskräfte, das sich auch in Entschei¬ 
dungen der Partei widergespiegelt hat. 
Sie ergeben sich nicht aus dem Wesen 
des Sozialismus, sondern aus der Ver¬ 
letzung der Erfordernisse, die sich aus 
diesem Wesen ergeben. 

Eine zweite Gruppe von Ursachen 
liegt in der Tätigkeit jener Kräfte in der 
Führung der Partei und des Staates so¬ 


wie in den Reihen der Intellektuellen, 
die von einer „Reformierung des Sozia¬ 
lismus“ sprachen, in Wirklichkeit damit 
aber bewusst oder unbewusst den Rah¬ 
men der sozialistischen Gesellschaft 
sprengten (sprengen wollten). Die Tä¬ 
tigkeit der Gruppe um Imre Nagy dien¬ 
te letztlich dem Ziel, den Sozialismus 
zu beseitigen und den Kapitalismus 
wiederherzustellen. 

Die dritte Gruppe von Ursachen ist 
in der Tätigkeit der inneren antisozia¬ 
listischen konterrevolutionären Kräfte 
zu suchen. Diese waren 1948 und da¬ 
nach nicht verschwunden. Nach 1945 
wurden durch die Machtergreifung die 
politischen Institutionen entsprechend 
um- bzw. neu gestaltet. Die Produkti¬ 
onsmittel wurden den Kapitalisten ent¬ 
rissen. Die materiellen, politischen und 
rechtlichen Grundlagen der Existenz 
der Klasse der Kapitalisten und des ka¬ 
pitalistischen Systems wurden beseitigt. 
Die Vertreter der davor herrschenden 
Klassen hatten ihre Positionen verlo¬ 
ren. Aber ein Teil blieb in Ungarn und 
wurde zum aktiven Element der Kon¬ 
terrevolution. 


Und schließlich wurde die Existenz 
und das antisozialistische Wirken des in¬ 
ternationalen Kapitals zu einem wich¬ 
tigen Faktor, der die Konterrevolution 
materiell, politisch, ideologisch sowie 
militärisch aktiv förderte und betrieb. 


Man konnte sich nicht damit abfinden, 
dass man keinen direkten Zugriff auf 
die verlorenen Quellen für Profit und 
Herrschaft hatte. Die herrschenden 
Kreise der Westmächte verstärkten 
ihre Diversionstätigkeit gegen die sich 
entwickelnden sozialistischen Länder. 
Eine besonders aktive Rolle hat dabei 
de BRD als Verbündeter der USA über¬ 
nommen, die das Verbot der KPD im 
Inneren mit dem Kampf gegen die sozi¬ 
alistischen Länder nach außen verband, 
um die offen verkündeten und verfolg¬ 
ten Ziele der Revision der Ergebnisse 
des zweiten Weltkrieges zu erreichen. 

Der Sozialismus in Ungarn hat¬ 
te zwei verbündete Feinde: die innere 
Konterrevolution und die internationa¬ 
le Reaktion. Eine Hauptrolle spielten 
dabei die USA. Der US-Außenminister 
John Foster Dulles forderte am 27. Ok¬ 
tober offen die Beseitigung der ungari¬ 
schen Regierung. Am 2. November 1956 
erklärte sich die US-Regierung bereit, 
der Konterrevolution eine Anleihe von 
20 Millionen Dollar zu gewähren. Der 
unter der Kontrolle der USA arbeiten¬ 
de Sender „Radio Free Europe“ stell¬ 


te während der ganzen Zeit praktisch 
den Stab zur Koordinierung der Akti¬ 
onen der Konterrevolutionäre dar. Am 
31. Oktober 1956 sendete er den provo¬ 
katorischen Aufruf: „Mögen die Ungarn 
den Warschauer Vertrag liquidieren und 
erklären, dass Ungarn nicht mehr Teil¬ 
nehmer dieses Vertrages ist“. Imre Nagy 
verkündete am 1. November die „Neu¬ 
tralität“ Ungarns und am 4. November, 
nachdem er rechtswidrig den Austritt 
Ungarns aus dem Warschauer Vertrag 
verkündet hatte, rief er die imperialis¬ 
tischen Mächte auf, der Konterrevolu¬ 
tion militärische Hilfe zu leisten. Damit 
war die Verfassung Ungarns und die 
Sicherheit aller sozialistischen Länder, 
einschließlich der Sowjetunion, unmit¬ 
telbar bedroht. Die gesamte Friedens¬ 
struktur, die auf der Grundlage der Er¬ 
gebnisse des zweiten Weltkrieges errich¬ 
tet wurde, war in akuter Gefahr. 

Die am 3. November gebildete Re¬ 
volutionäre Arbeiter-und-Bauern-Re¬ 
gierung unter Führung Jänos Kädär 
wandte sich am 4. November 1956 an 
das Kommando der sowjetischen Streit¬ 
kräfte in Ungarn und bat, bei der Zer¬ 
schlagung der Kräfte der Konterrevo¬ 
lution und bei der Sicherung von Ruhe 
und Ordnung zu helfen. Kädär formu¬ 
lierte auf dem VII. Parteitag der USAP 
im November 1959: „Dank dieser Hilfe 
ist es gelungen, die Versuche des Impe¬ 
rialismus zu vereiteln, dem ungarischen 
Volk wieder Kapitalismus und Faschis¬ 
mus aufzuzwingen und unsere Heimat 
zu ihrem militärischen Brückenkopf 
und einem Schauplatz von Kampfhand¬ 
lungen zu machen“. 

★ 

Für die heute im ungarischen Parlament 
agierenden Parteien sind die Ereignis¬ 
se von 1956 ein Symbol. 1989/1990 und 
danach verwirklichten diese Parteien 
die gleichen Ziele wie die Konterrevo¬ 
lutionäre im Jahre 1956. Die FIDESZ- 
Partei des Ministerpräsidenten Viktor 
Orban, das Ungarische Demokratische 
Forum und die nationalistischen Kräfte 
sympathisieren mit den offen antikom¬ 
munistischen Elementen von 1956. Die 
Ungarische Sozialistische Partei, die von 
1994 bis 1998 und von 2002 bis 2010 die 
Regierung führte, sieht in Imre Nagy 
ihren politischen Vorgänger. Ihr politi¬ 
sches Konzept für die Gegenwart wird 
von einem Gemisch aus Neoliberalis¬ 
mus und Sozialdemokratismus charak¬ 
terisiert. 

Die Spaltung in der ungarischen Ge¬ 
sellschaft wird immer tiefer. Das politi¬ 
sche Leben wird vom Kampf der beiden 
großen politischen Lager, der Sozialde¬ 
mokraten und der Konservativen um 
die Führung der Regierung bestimmt. 


In der Gesellschaft vertiefen sich aber 
die sozialen und anderen Widersprüche 
des Kapitalismus. 

Gleichzeitig nimmt auf der Grund¬ 
lage der Pflege des Antikommunismus 
durch die bestimmenden politischen 
Kräfte, wozu auch die Glorifizierung 
der Konterrevolution von 1956 gehört, 
die politische Desorientierung zu. Ein 
fruchtbarer Boden für das Gedeihen 
von Nationalismus! Auf dieser Grund¬ 
lage sichert sich die Regierung Orbän 
eine Mehrheit aus den Reihen der 
Rechten und des Zentrums mit eindeu¬ 
tig nationalistischer und antikommunis¬ 
tischer Tendenz. 

Ihr Ideal ist ein Ungarn wie vor dem 
zweiten Weltkrieg. Im November 2012 
hat das Budapester Parlament eine 
„Gleichstellung von faschistischer und 
kommunistischer Diktaturen“ beschlos¬ 
sen. Während es die kurzzeitige Gewalt¬ 
herrschaft von Ferenc Szälasi (Oktober 
1944 bis April 1945) als faschistisch be- 
zeichnete, ist die Zeit der Schreckens¬ 
herrschaft des Horthy-Regimes, das sich 
als Ableger des deutschen Faschismus 
verstand und von 1919 bis 1944 dauerte, 
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Denkt an Ungarn: 
Seid wachsam! 



CDU Plakat zu Bundestagswahlen 
1957 

bezeichnenderweise davon ausgenom¬ 
men worden 

Deshalb ist eine klassenmäßige Posi¬ 
tionierung zu den Ereignissen von 1956 
von großer politischer Bedeutung für 
das richtige Verständnis der Gegenwart. 
Ein solches Herangehen ist Vorausset¬ 
zung, um zu erkennen, dass der gesell¬ 
schaftliche Fortschritt nicht von den 
Vorstellungen abhängt, die wir uns von 
ihm machen. Er folgt Gesetzen, die wir 
erkennen müssen und erkennen kön¬ 
nen. Die Lehren der Kämpfe von 1956 
sind dabei eine wichtige Seite im großen 
Lehrbuch der Geschichte. 








Freitag, 21. Oktober 2016 
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Ich nehme Abschied von 

Horst Ellrich 

09.05.1936- 01.10.2016 

Horst war in den 70er/80er Jahren sehr aktiv in der 
Chile-Solidarität und der Friedensbewegung. Er war 
überzeugter Marxist und viele Jahre ein sehr geschätz¬ 
ter Kursleiter der MASCH in Köln. 

Als Schulpsychologe half er mit großer Kompetenz 
über 30 Jahre lang erfolgreich vielen Kindern, Jugend¬ 
lichen und deren Eltern. 

Seine nicht einfache Persönlichkeit stand ihm oft selbst 
ihm Weg. Viele haben sich von ihm distanziert. 

Ich werde Horst liebevoll und mit Respekt vor seiner 
früheren politischen Arbeit in Erinnerung behalten. 

Jeannette Stuckmann 


Liebe Genossinnen, Liebe Genossen, 

viele von euch sind schon lange vor der Arbeit in der DKP politisch 
aktiv und organisiert gewesen und haben nach dem Verbot der 
KPD durch ihr Wirken entscheidend zur Neukonstituierung der 
DKP beigetragen. Damit hatten Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten in der Bundesrepublik wieder die Möglichkeit, öffentlich für 
ihre Ideen einzutreten und in diesem Sinne für die Interessen der 
Arbeiterklasse zu kämpfen. Deshalb möchten wir euch zu einem 
Treffen unserer Veteranen der kommunistischen Bewegung ein- 
laden. 

Termin: 6. November 2016; Ort: Haus des Bezirkes, Essen, 
Hoffungstraße 18; Uhrzeit: 15.00 Uhr 

Wir möchten bei dieser Veranstaltung unsere Achtung für euren 
Jahrzehntelangen Kampf deutlich machen, gemeinsam mit euch 
Arbeiterlieder hören und auch singen und Zeit und Gelegenheit 
für Gespräche bieten. 

Für das leibliche Wohl wird auch gesorgt werden. Bitte meldet euch 
an und klärt mit euren Gruppen/Kreisen die Mitfahrmöglichkeiten. 

Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 



Programm mit wenigen Reden 
und viel Kultur, u.a. OB Thomas 
Geisel, Orchester des Kölner 
Kunstsalons, Klaus der Geiger, 
IGM-Chor CHORrosion, Andreas 
Weißert, Peter Sturm, Jochen 
Vogler und Falk Mikosch 


Demokratie verwirklichen] 

Frieden schaffen! 

Nazis, Militaristen und 
Rassisten stoppen! 


Anfahrt zum ZAKK, Fichtenstra¬ 
ße 40 , mit Straßenbahn 706 bis 
Fichtenstr., mit U-Bahn und Bus 
732 (Oberbilker Markt), 

Bus 736 (Pinienstraße). 


Es lädt ein: Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes/ 
BdA von Nordrhein-Westfalen 

(gegründet am 26 . 10.1946 in 
Düsseldorf von den Delegierten 
von 50.000 Überlebenden von 
Widerstand und Verfolgung) 

VVN-BdA 

Gathe 55, 42107 Wuppertal, 
Tel.: 0202 45 06 29 
nrw@wn-bda.de 
www.nrw.wn-bda.de 
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KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 


Toskana, nah am Meer 

1003*. tefifi. 

Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 
gesucht. Jf 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v_> 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Freihandel - Brexit - 
Arbeiterwanderung 

Was tun? 

Mit Beiträgen von: Wolfgang Rei- 
nicke-Abel, Freihandel als Fluch¬ 
tursache ☆ Lucas Zeise, Offene 
Grenzen, die EU und Frau Mer¬ 
kels Politik ☆ Andreas Wehr, Der 
Brexit und die Migrationsfrage 

☆ Klaus Stein, Historische Mig¬ 
rationsbewegungen ☆ Sebastian 
Woldorf, Geflüchtete im kom¬ 
munalen Raum ☆ Patrik Köbele, 
Überlegungen zu Flucht und kom¬ 
munistischer Politik ☆ Sofortpro¬ 
gramm der DKP. 

Weitere Themen: 6o Jahre KPD- 
Verbot ☆ Bundeswehr-Weißbuch 

☆ »Sonderlage dahoam« ☆ Türkei 
nach dem Putsch ☆ CETA/TTIP und 
die kommunale Daseinsvorsorge ☆ 
Dialektik von Reform und Revoluti¬ 
on ☆ Zur Frage der Nation ☆ Demo¬ 
kratischer Kampf und Leninismus 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 



Samstag 

29.10.2016 


HELFERPARTY 


KarMJebknecht-Schule, Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 


Wir wollen mit allen, die mit kleinen oder großen Einsätzen geholfen 
haben, das 19. UZ-Pressefest auf die Beine zu stellen, gemeinsam 
feiern. Die Party beginnt um 19 Uhr. Ab 15 Uhr wollen wir das Fest 
mit denen, die Lust haben, gemeinsam auswerten. 


In der Karl-Liebknecht-Schule kann auch übernachtet werden. 

Wir bitten um eine kurze Rückmeldung, damit wir planen können. 
Bitte per Mail an: pv@dkp.de 

Wir freuen uns auf euch! Uli Abc, Klaus Leger, Wera Richter 

unsere zeit 

lesen . unterstützen 
verbreiten . nutzen 



CB SHOP 

Neu 



Anstecker (Metall) 
Motiv: DKP 
(früheres Logo) 

Ca.1 x 1 cm 2,-€ 



Anstecker (Metall) 
Motiv: DKP 
(aktuelles Logo) 

Ca.1 x 1 cm 2,-€ 



Anstecker (Metall) 
Motiv: Friedenstaube 
auf rotem Stern 

Ca.1 x 1 cm 2,-€ 


www.uzshop.de 


Tel.: 0201 17788923 fax: -28 



Von ganzem Herzen gratulieren wir 

Jeannine und Burak zur Geburt 
ihres Sohnes Jamie 
am ö.Oktober 

Für uns noch ein Grund mehr, für eine gerechte Welt ohne 
Hunger und Krieg, für Frieden und Sozialismus zu kämpfen! 

Die glücklichen Friesers aus München 


.*r>ctinco 

1591 w 1685 fr? 1759 iS 1839 
hn. Hei mftsM-ü Iler 
57W2 Schmallenberg-Grafsrhaff 
Tel. 02972/97600 • Fax 02972/978097 

ttlfö (?„», 

•. II»trieft.,.. ^ 

ui - 3 ,tlf 0 

1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, 
Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. 
Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Für unseren gut besuchten Gasthof und unser 
Super-Team suchen wir aus Altersgründen 
engagierte Nachfolger! 


Einladung zum uz-Lesergespräch 

Eine Veranstaltung der DKP Leipzig mit dem Chefredakteur der 
UZ, Genossen Lucas Zeise, über Aufgaben sozialistischer/kommu¬ 
nistischer Presse. Schwerpunkt UZ. „Man muss den Imperialismus 
verstehen, wenn man ihn bekämpfen will." 

Die Veranstaltung wird unterstützt vom RotFuchs-Förderverein 
(Regionalgruppe Leipzig) und vom Marxistischen Forum Leipzig. 
Am Samstag, den 12.11.2016, 11:00 Uhr im Liebknecht-Flaus 
Leipzig (Dachgeschoss), Braustraßei 5,04107 Leipzig. 

Der Sprecherrat der DKP Leipzig 
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Damit wird Politik gemacht 

„Ein würdiger Preisträger“, 

UZ vom 14.10., S.9 

In meinen Augen verkennt der Artikel, 
dass der Friedensnobelpreis ein poli¬ 
tischer Preis ist. Hätten nach dem ge¬ 
scheiterten Referendum beide Seiten 
den Preis bekommen,wie wäre die Re¬ 
aktion in Kolumbien gewesen? So ist 
Santos in der Pflicht, den Friedenspro¬ 
zess weiter zu treiben und das mit dem 
Rückhalt der bürgerlichen Weltöffent¬ 
lichkeit. Ein Preis, mit dem eben Politik 
gemacht wird. 

Wiljo Heinen, Berlin 

Einseitig KPD kritisiert 

Gastkolumne von Falk Mikosch, 

UZ vom 7.10., S. 5 

Mein Kamerad aus NRW macht mit 
Recht aufmerksam auf die Rechtsent¬ 
wicklung in der Republik. Die Forde¬ 
rung der VVN-BdA, deren Mitglied ich 
in Berlin bin, nach einer breiten gesell¬ 
schaftlichen Bewegung gegen Rechts 
unterstütze ich. Ob dies allerdings mit 
den Parteispitzen der olivgrünen Be¬ 
fürworter von Kriegseinsätzen der 
Bundeswehr und den spezialdemokra¬ 
tischen Befürwortern einer weitere Mi¬ 
litarisierung der Außenpolitik möglich 
sein kann, ist für mich doch sehr zwei¬ 
felhaft. Aber mit allen, die gegen Krieg 
und weiteren Sozialabbau sich engagie¬ 
ren, ist dies möglich. 

Mir scheint, dass Falk Mikosch ein¬ 
seitig eine vermeintliche, nicht ernst¬ 
hafte Aktionsheitspolitik der KPD 
kritisiert, während er zur SPD keine 
weiteren Ausführungen macht. Ob die 
faschistische Diktatur noch hätte ver¬ 
hindert werden können ist heute Spe¬ 
kulation. 

Peter Wegner, Berlin 

Solidarität aus Irland 

„Nazi-Überfall in Dortmund“, 

UZ vom 7.10. 

Mit großem Schrecken haben wir die 
widerliche Attacke von Neonazis ge¬ 
gen einen Informationsstand der DKP 
in Dortmund zu Kenntnis genommen. 
Unsere Solidarität gilt den Kommu¬ 
nist/innen und allen antifaschistischen 
Kräften, die sich in der Arbeiterstadt 
im Ruhrgebiet dem Rassismus und der 


Leserbriefe / Veranstaltungen / Termine 


Menschenfeindlichkeit der Nazis ent- 
gegenstellen. 

Wir haben in den letzten Jahren er¬ 
lebt, wie auch hier in Irland die Nazis 
versuchen, ihre Ideologie des Hasses 
und der Fremdenfeindlichkeit zu ver¬ 
breiten. Wir haben nicht verhindern 
können, dass beispielsweise die gesam¬ 
te rumänische Bevölkerung Belfasts an 
einem einzigen Tag von den Faschisten 
aus ihren Häusern vertrieben wurde. 

Unsere Schlussfolgerung aus diesem 
Anwachsen der braunen Gefahr ist die 
gleiche wie die eure: Wir müssen noch 
aktiver, noch wachsamer sein und be¬ 
sonders dort, wo die Neonazis ihre Füße 
in die Türen der Arbeiterhaushalte 
kriegen wollen, ihr Treiben verhindern. 

Lynda Walker ; Belfast (Vorsitzende 
der KP Irlands), 
Marion Baur, Dungiven, 
Ernest Walker, Belfast, 
Willie Drennan, Ballymena, 
Hermann Glaser-Baur ; Dungiven, 
Dearbhla McTaggart, Dungiven 

An der Wurzel packen 

Gastkolumne von Falk Mikosch, 

UZ vom 7.10., S. 5 

„Das Übel an der Wurzel packen, die 
Macht der Großkonzerne knacken.“ 
Mit dieser Losung sind wir als SDAJ 
Ende der siebziger Jahre in den antifa¬ 
schistischen Kampf gezogen. Denn die 
Wurzel des Übels ist nicht der Rassis¬ 
mus oder wie damals bei den Nazis der 
Judenhass sondern das kapitalistische 
Wirtschaftssystem in seinem imperi¬ 
alistischen Stadium, welches den Fa¬ 
schismus als Herrschaftssystem immer 
latent in sich birgt. Daher die Warnung 
Bertolt Brechts: „Der Schoß ist frucht¬ 
bar noch aus dem das kroch.“ Nun, wie 
fruchtbar dieser Schoß noch ist, das se¬ 
hen wir jetzt. Weil das Übel eben nie 
an seiner Wurzel gepackt wurde. Und 
jetzt soll an Symptomen herumgedok¬ 
tert werden, gemeinsam mit denen, die 
es mit zu verantworten haben, dass der 
Schoß noch so fruchtbar ist? „Aufste¬ 
hen gegen Rassismus“ ist eine sehr sym¬ 
pathische, aber eine unzulängliche, rein 
moralische Losung, die in die falsche 
Richtung führt, was sie auch soll. Des¬ 
wegen ist es wichtig, klaren Kurs zu hal¬ 
ten. Die DKP Berlin hat sich übrigens 


mit einem Block an der Demonstration 
des besagten Bündnisses am 3. Septem¬ 
ber in Berlin beteiligt, allerdings mit der 
Losung: „Aufstehen gegen Krieg und 
Faschismus.“ 

Stefan Natke, Berlin 

Ein Lob für die Zeitung ... 

Ich möchte Euch ein großes Lob für 
die aktuelle Aufmachung der UZ aus¬ 
sprechen. Gemerkt habe ich erst, dass 
etwas anders ist, als ich viel länger in 
der UZ gelesen habe als üblich. Im bes¬ 
ten Sinne haben mich die beiden letz¬ 
ten Ausgaben gefesselt. Das Layout ist 
klar strukturiert, die Überschriften sind 
interessant und laden zum Weiterlesen 
ein. Die Themen sind aktuell, spannend 
und international, lokale Kämpfe unse¬ 
rer Partei werden ansprechend geschil¬ 
dert (z.B. „Erfolg für Gießener Echo“). 
Konträre Standpunkte, auch gegen die 
strategische Ausrichtung unserer Partei 
von fortschrittlichen, nichtkommunisti¬ 
schen Kräften (Statement VVN) kann 
man lesen, was uns helfen kann, unse¬ 
re Argumentation nur noch besser zu 
machen. Besonders möchte ich Euch 
auch gratulieren, dem Foto einen hö¬ 
heren Stellenwert eingeräumt zu haben. 
Die Fotos sind größtenteils auf hohem 
technischem Niveau und sind pointiert 
in der Aussage. Sie nehmen jetzt größe¬ 
re Formate ein, lockern die Textdichte 
auf und tragen ihren Teil dazu bei, die 
UZ lebhafter, interessanter und einfach 
besser zu machen. 

Frank Steyer; per E-Mail 

... und noch eins 

Ich bin begeistert von der Wandlung 
der UZ. 

Gut geschriebene Artikel, die die 
große Politik auf das Kleine runter¬ 
brechen, so z.B. der Artikel von Klaus 
Stein „Kredit nur gegen Sozialabbau“ 
oder Gerd Schulmeyers „Klagen gegen 
Grundsteuererhöhung abgewiesen“. 
Sehr gut auch die Stellungnahme von 
Patrik Köbele zur Faschismusgefahr. 
Wunderbar sein Schlusssatz. 

Macht weiter so! Die neue, frische 
und inhaltlich überzeugende UZ wird 
so zu meiner Lieblingslektüre am Frei¬ 
tagabend. 

Matthias Berger, per E-Mail 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 21.0KT. 


Berlin: 32. Bundestreffen der AG DKP 
queer vom 21. bis 23. Oktober. Am Sams¬ 
tag Lesung mit Ellen Schernikau, 20.00 Uhr. 
Chile-Freundschaftsgesellschaft Salvador 
Allende e.V. Jonasstraße 29. 

Bochum: Kranzniederlegung im Innenhof 
des Bochumer Polizeipräsidiums Uhland- 
straße aus Anlass des 80. Todestages der 
antifaschistischen Widerstandskämpfer 
Karl Springer und Benno Klier. Veranstalter 
VVN-BdA Bochum. Es spricht Norbert Arndt, 
Gewerkschaftssekretär ver.di Bochum-Her¬ 
ne. Treffpunkt Schillerplatz, 16.45 Uhr. 


SA ★ 22. 0KT 


Rostock: Landesmitgliederversammlung 
der DKP Mecklenburg-Vorpommern zur 
Kandidatur zur Bundestagswahl 2017 und 
einer Auswertung der Landtagswahl 2016. 
Cafe Maya; Wismarsche Straße 21, 11.00 
Uhr. 


SO ★ 23. 0KT 


Nürnberg: Wahlversammlung zur Aufstel¬ 
lung einer bayerischen Landesliste der 
DKP Nordbayern und Südbayern für die 
Bundestagswahlen 2017. Diese Wahlver¬ 
sammlung findet statt als gemeinsame 
Landesmitgliederversammlung der Bezirke 
Nord- und Südbayern. Nachbarschaftshaus 
Gostenhof, Adam-Klein-Straße 6, 10.30 
Uhr._ 

Wuppertal: Landesmitgliederversammlung 
der DKP Rheinland- und Ruhr-Westfalen 
zu den Landtags- und Bundestagswahlen 
2017. Else-Lasker-Schüler-Gesamtschule, 
Else-Lasker-Schüler-Straße 30,9.00 Uhr. 


MO ★ 24. 0KT 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Gruppe 
Süd. Gildenstraße 20,19.00 Uhr. 


Dl ★ 25. 0KT 


Nürnberg: Der Krieg gegen die spanische 
Republik (1936-1939) und seine Folgen, 
Veranstaltung mit Hermann Kopp, Nachbar¬ 
schaftshaus Gostenhof, Adam-Klein-Straße 
6,19.00 Uhr._ 

Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Ost. 
Gasthaus Gobrecht, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 26. 0KT 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe Bremen. Haverkamp 8,19.00 Uhr. 

Hof (Saale): „Krieg gegen die spanische Re¬ 
publik und seine Folgen“, Veranstaltung von 
MES und DKP Hof aus Anlass des 80. Jah¬ 
restages des Kriegsbeginns in Spanien mit 
Hermann Kopp (Marx-Engels-Stiftung) und 
Randolph Oechslein (DKP Hof). Gaststätte 
„Meineis Bas“, Vorstadt 13,19.00 Uhr. 


DO ★ 27.0KT 


Nürnberg: „Nach der Wahlversammlung - 
wie geht’s weiter?“ DKP-Gruppenabend. 
Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 

Dortmund: „Imperialismus und Krieg - 
oder Putin ist an allem Schuld“, Diskus¬ 
sionsveranstaltung der DKP mit Patrik 
Köbele, Vorsitzender der DKP. Z, Oester¬ 
holzstraße 27,19.00 Uhr. 

Marburg: „Antifaschismus heute - Krise, 
Kriminalisierung und Gegenstrategien“, 
Veranstaltung von DKP Marburg-Biedenkopf 
und SDAJ Marburg-Gießen mit Jenny Meu- 
rer (Revolutionäre Aktion Gießen), Dr. Ulf Im- 
melt (DGB-Organisationssekretär Mittelhes¬ 
sen), Dr. Ulrich Schneider (Bundessprecher 
der WN-BdA); Jan Schalauske (Landesvor¬ 
sitzender der Partei „Die Linke“ in Hessen) 
und Pablo Graubner (Bildungsreferent der 
DKP Hessen). Raum 00/0080 Hörsaalgebäu¬ 
de, Biegenstraße 14,19:30 Uhr. 

Suhl: „Der Griff der NATO nach der Ukrai¬ 
ne - Erben der deutschen Wehrmacht wollen 
dabei sein.“ Veranstaltung der DKP-Gruppe 
Suhl und RotFuchs e. V Regionalgruppe Suhl 
und Umgebung mit Thomas Hallung, Dipl.- 
Ing. und Lt. a.D. Gaststätte „Weiberwirt¬ 
schaft“, Bahnhofstraße 1,17.00 Uhr. 


SA ★ 29. OKT 


Dortmund: „Gedenken an die Opfer des Na¬ 
ziaufmarsches am 16. Oktober 1932 in der 
Nordstadt.“ Nordmarkt, 15.00 Uhr. 


Dl ★ 1. NOV 


Hamburg: „Die Rückkehr des Faschismus 
nach Europa - eine Analyse aus marxisti¬ 
scher Sicht“. Veranstaltung der MASCH mit 
Jürgen Lloyd. Kulturzentrum Lola, Lohbrüg- 
ger Landstraße 8,19.00 Uhr. 


„Weltrevolution“ in Leipzig 

Eine Diskussion mit Patrik Köbele 


Die DKP wird gebraucht, damit auch 
die Partei „Die Linke“ nicht nur in 
Leipzig von der Weltrevolution spricht. 
So lässt sich formulieren, was die 40 
Teilnehmer einer Diskussion mit Pat¬ 
rik Köbele am 1. Oktober im Geburts¬ 
haus Karl Liebknechts einigte. Über 
„aktuell-politische Fragen und das Zu¬ 
sammenwirken der Linken“ sprach der 
DKP-Vorsitzende auf einer gemeinsa¬ 
men Veranstaltung mit dem Rotfuchs- 
Förderverein und dem Marxistischen 
Forum Leipzig. 

Dreh- und Angelpunkte seiner 
Ausführungen bildeten der 20. und 21. 
Parteitag, die Beteiligung an der Bun¬ 
destagswahl 2017 und das dafür vom 


Vorstand herausgegebene Sofortpro¬ 
gramm unserer Partei. Am Anfang ei¬ 
ner revolutionären Strategie steht die 
Antwort auf die Frage, „was wahr ist“: 
Die wachsende Aggressivität des Im¬ 
perialismus nach innen und außen so¬ 
wie die geringe Widerstandskraft der 
Arbeiterklasse charakterisieren die Si¬ 
tuation. Die Kriege in Libyen, Syrien 
und der Ukraine beweisen die wach¬ 
sende Bereitschaft des westlichen 
Kapitals, seine Interessen bewaffnet 
durchzusetzen, zeigen aber auch Wi¬ 
dersprüche zwischen einzelnen Na¬ 
tionen. Der Kampf um Frieden und 
gegen Faschismus bildet daher die 
Hauptstoßrichtung revolutionärer Po¬ 


litik. Besonders dem deutschen Kapi¬ 
tal ist es gelungen, sich durch Sozial- 
und Lohnabbau auf die Wirtschaftskri¬ 
se vorzubereiten. 

Aufgaben von Kommunisten sind, 
den Imperialismus als Ursache der drü¬ 
ckenden Widersprüche unserer Zeit er¬ 
kennbar zu machen, die gemeinsamen 
Interessen der Arbeiterklasse zu vertre¬ 
ten und die Eigentums- und Machtver¬ 
hältnisse des Kapitalismus anzugreifen. 
Dass die DKP sich an der Bundestags¬ 
wahl 2017 beteiligt, dient dem Zweck, 
dass sie den Menschen bekannt und als 
Partei stärker wird. Daraus ergibt sich 
ihr Sofortprogramm: Investitionen in 
öffentliches Eigentum, Schaffung von 
Arbeitsplätzen und Verbesserung so¬ 
zialer Leistungen. Die Besteuerung 
von Millionären um 2 Prozent und der 
Stopp von Militarismus und Rüstung 


erbringen dafür 66 Milliarden Euro. 
„Das ist nicht revolutionär, aber es ist 
der Versuch, den Gegner sichtbar zu 
machen und die Möglichkeiten des ge¬ 
meinsamen Kampfes zu offenbaren“, 
führte Patrik Köbele aus. 

Welche Rolle die PdL in Zukunft 
spielen und welche Perspektive Kom¬ 
munisten darin besitzen, wurde na¬ 
turgemäß solidarisch, aber kontrovers 
diskutiert. Dass sie zu einem marxis¬ 
tischen Kurs zurückfindet, scheint un¬ 
wahrscheinlich. Dennoch nehmen viele 
ihr Wirken in der PdL als sinnstiftend 
wahr. Auf die Möglichkeit, linke Politik 
zu betreiben, verwies Ekkehard Liebe- 
ram vom Marxistischen Forum Leipzig 
und bemerkte, dass auch jüngere Vor¬ 
würfe des Revisionismus es Marxisten 
erschweren, die DKP als politische Hei¬ 
mat anzunehmen. Nichtsdestotrotz be¬ 


wies auch die Anwesenheit des Stadt¬ 
vorsitzenden der Partei „Die Linke“, 
Adam Bednarsky: Der Umgang zwi¬ 
schen Genossen beider Parteien gestal¬ 
tet sich solidarisch und die DKP wird 
als politische Kraft in der linken Bewe¬ 
gung wahrgenommen. 

„Der Sieg der Weltrevolution“ wur¬ 
de auf der gelungenen Diskussion un¬ 
ter Moderation von Herbert Münchow 
noch nicht vorbereitet, wie ein Scherz 
von Bednarskys Amtsvorgänger, dem 
Historiker Volker Külow, suggerier¬ 
te. Sie zeugte aber von dem, was Pat¬ 
rik Köbele als Ergebnisse der letzten 
beiden Parteitage der DKP - bei aller 
Schwäche unserer Partei - charakteri¬ 
sierte: Die Besinnung auf revolutionä¬ 
re Politik und ein neues Selbstbewusst¬ 
sein. 

Karl Martin 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Von Giraffen und Fliegenklatschen 

Erinnerungen an traditionsreiche Fußballstadien 


Nachkontrolle kostet 
Silbermedaille 



Das Bökelbergstadion war bis zum Ende der Saison 2003/04 die Heimspielstätte von Borussia Mönchengladbach. 


Groundhopper sind eine besondere Spe¬ 
zies von Fußballfans, sie sind bemüht, 
Fußballbegegnungen in möglichst vie¬ 
len verschiedenen Stadien zu besuchen. 
Einer dieser Groundhopper, Klaus- 
Hendrik Mester, ein bekennender 
Borussia-Mönchengladbach-Fan, hat 
kürzlich seine Erinnerungen an 22 
„Pilgerstätten des deutschen Fußballs“ 
in einem ausführlich illustrierten Buch 
zusammengetragen. 

Einige dieser Stadien,wie der Aa¬ 
chener Tivoli, der Mönchengladbacher 
Bökelberg, das Oldenburger Stadion 
Donnerschwee oder der Hamburger 
Sportplatz am Rothenbaum existieren 
heute bereits nicht mehr. Ihrer zentra¬ 
len Lage wegen mussten sie anderen 
Bauvorhaben weichen. 

An vielen anderen Orten wie in 
Bielefeld, Düsseldorf, Duisburg, Dres¬ 
den, Leipzig, Magdeburg oder Offen¬ 
bach wurden die Traditionsstadien ab¬ 
gerissen, um am gleichen Ort neue mo¬ 
derne Sportstätten zu errichten. 

Autobiografisch berichtet Mes¬ 
ter von seinem ersten Besuch im 


Bökelbergstadion. Auch beim letz¬ 
ten Spiel auf dem Bökelberg, im Mai 
2004, war Mester dabei. Heute steht 
eine Wohnsiedlung auf dem früheren 
Spielfeld. Die Terrassen der ehema¬ 
ligen Nord- und Südkurve sowie die 
der Haupttribüne blieben erhalten. 
Mester dokumentiert dies mit eige¬ 
nen Fotos. Auch eine Eintrittskarte 
des letzten Bökelbergspiels ziert das 
Stadionbuch. 

Mester sprach mit Zeitzeugen und 
erinnert an besondere Spiele in den 
ehemaligen Stadien. Selbst deren Flut¬ 
lichtmasten wurden mit Kosenamen 
bedacht. Die 60 Meter hohen, nach 
vorn geneigten Masten des Dresdener 
Rudolf-Harbig-Stadions wurden liebe¬ 
voll Giraffen genannt. Die abknicken¬ 
den Scheinwerfer in Rautenform, am 
Ende der Flutlichtmasten des Dort¬ 
munder Westfalenstadions bekamen 
von Fußballfans den Spitznamen Flie¬ 
genklatschen. 

1984 spielte sogar eine Folge der 
ARD-Krimireihe „Tatort“ im Duisbur¬ 
ger Wedaustadion. Nachdem Fernseh¬ 


kommissar Schimanski im Stadion ein 
Fußballspiel des MSV Duisburg ver¬ 
folgt hatte, wurde auf der Tribüne eine 
Leiche entdeckt. 

Interessierte bekommen von Mes¬ 
ter Literaturhinweise und Internet¬ 
quellen zur weiteren Lektüre genannt. 
Wehmütig trauert er „den alten zugi¬ 
gen, aber unverwechselbaren Fußball¬ 
tempeln“ nach, die „charakterlosen, 
scheinbar genormten Arenen, die im 
Jahrestakt den Namen wechseln“, wei¬ 
chen mussten. 

„Von den Verpflegungsständen wa¬ 
bert Rauch von Grillwürstchen herü¬ 
ber und mischt sich mit dem Geruch 
des satten Rasens ... noch heute liebe 
ich diese Verschmelzung der beiden 
Düfte.“ Hier spricht ein leidenschaftli¬ 
cher Groundhopper, der sich mit dem 
Buch eine Herzensangelegenheit er¬ 
füllt hat. 

Kai Böhne 

Klaus-Hendrik Mester: Vom Stadion zur 
Arena. 172 Seiten, Preis 19,95 Euro,Arete 
Verlag, Hildesheim 2016 


Kai Degenhardt - auf Tour 

Lieder gegen den rechten Aufmarsch - von damals und von dieser Zeit. 


22. Oktober 2016 

München, EineWeltHaus, 21.00 Uhr. 

23. Oktober 2016 
Attenkirchen, Cafe Diwan 
im Bachfeldhaus, 17.00 Uhr. 

27. Oktober 2016 

Hamburg, Cafe Knallhart, 20.00 Uhr. 



IOC will Doping mit neuer Organisation angehen 


Wieder mal ist Doping das Thema 
und - wie könnte es anders sein? - 
einmal mehr geht es um eine russische 
Athletin. Und erneut ergeben sich vie¬ 
le Fragen. Um alle Irrwege zu blockie¬ 
ren: Auch wir fürchten, dass in Russ¬ 
land gedopt wurde und vielleicht sogar 
noch immer wird. Trotzdem halten wir 
„Doping“ und „Russland“ nicht für ein 
Medien-Dauerthema. 

Der Fall, um den es jetzt ging, be¬ 
scherte einer deutschen Athletin eine 
Silbermedaille: Betty Heidler kann 
ihre 2012 in London gewonnene Bron¬ 
zemedaille im Hammerwerfen einpa¬ 
cken und nach Lausanne schicken. Ich 
kenne die Bestimmungen nicht so ge¬ 
nau und weiß nicht einmal, ob sie auf 
das Päckchen eine Briefmarke kle¬ 
ben muss oder ob das IOC die Kosten 
übernimmt. Fest steht jedenfalls, dass 
sie und die bundesdeutsche Medaillen¬ 
rangliste demnächst eine Silbermedail¬ 
le nach oben steigen wird. 

Dass man bei der jetzigen Medail¬ 
lenrangliste auf 1 724 kam und dabei 
hemmungslos die 563 von der DDR 
errungenen (immerhin 33 Prozent) 
einfach unter „Deutschland“ von 1896 
bis 2016 dazuzählte, überrascht nicht, 
denn darum geht es gar nicht. Die jetzt 
in Bundespolizeidiensten tätige Heid¬ 
ler kann sich nun die Silbermedaille, 
die bisher Tatjana Lyssenko besaß, in 
den Schrank hängen und die Russin 
geht leer aus. Die Täterin sei bei ei¬ 
ner „Nachkontrolle“ der Weltmeister¬ 
schaft 2005 jetzt überführt worden, er¬ 
fuhr man. 

Das aber wirft die Frage auf, wann 
die Dopingkontrollen endlich „mo¬ 
dernisiert“ werden? Unlängst soll der 


IOC-Präsident Thomas Bach (BRD) 
einen „Olympischen Gipfel“ deshalb 
zusammengeholt haben. In Zukunft 
soll neben der „WADA‘ (Welt-Antido¬ 
ping-Agentur) eine Organisation tätig 
werden, die eine „interne Einheit“ ins¬ 
talliert - offen blieb, was damit gemeint 
sein könnte - und die Dopingsünder er¬ 
mittelt. Diese Vokabel - ich muss mich 
da wiederholen - klingt in dieser Um¬ 
gebung kindisch. 

Alle Experten kennen die Doping¬ 
mittel und man muss nicht Nobelpreis¬ 
träger sein, um zu wissen, wie man sie 
ermittelt. Wenn jetzt Dopingtäterinnen 
aus den Jahren 2005 oder der Olym¬ 
pischen Spiele 2012 ermittelt werden, 
sollte man vorschlagen, die Siegereh¬ 
rungen nach einer Olympiade - also 
vier Jahren - durchzuführen und könn¬ 
te sicher sein, dann die echten Sieger 
zu ehren! 

In vier Jahren müssten die Exper¬ 
ten doch die Dopingsünder ermitteln 
können und Siegerehrungen sind doch 
immer stimmungsvoll, auch wenn sie 
mit Verspätung zelebriert werden. We¬ 
nigstens könnte man dann sicher sein, 
dass man selbst im Fernsehen die ech¬ 
ten Sieger jubeln sieht. Und dann käme 
noch der Erinnerungseffekt hinzu: Man 
könnte auf Leinwänden die Dramatik 
von vor vier Jahren vorführen und ge¬ 
stattet dem Besucher Olympischer 
Spiele Vergleiche mit der Gegenwart. 
Mit einem Wort: Olympia bekäme neue 
Aspekte und vor allem die Dopingsün¬ 
der gehörten endgültig der Vergangen¬ 
heit an. Allerdings: Reichen vier Jahre? 
Im Fall Lysenko nicht. Aber vielleicht 
würden sich Nobelpreisträger finden, 
die das Problem lösen. Klaus Huhn 



Bei der Olympiade in München erkämpfte sich die 19-jährige Berliner Medi¬ 
zinstudentin Karin Janz (Mitte) zwei Goldmedaillen. Hier während der Sieger¬ 
ehrung beim Pferdsprung, wo sie 19,525 Punkte erreichte. Links Erika Zuchold 
(Silbermedaille mit 19,275 Punkten, beide DDR). In der Medaillenrangliste 
werden diese wie auch alle anderen Medaillen der DDR „Deutschland" zuge¬ 
schlagen. 


Lothar Geisler zur „Terror“-Sendung 


Übergesetzlicher Notstand 


Dass ich als Kommunist zu einer klei¬ 
nen verfassungstreuen Minderheit ge¬ 
höre, wusste ich schon lange. Dass sie 
in unserer „Zivilgesellschaft“ so klein 
ist, hat mich beim allem Realismus nun 
doch etwas erschreckt. Bei Ferdinand 
von Schirachs „Terror“-Schauspiel hal¬ 
ten stabile zwei Drittel des theatergän¬ 
gigen Bildungsbürgertums einen Luft¬ 
waffenpiloten für „unschuldig“, der ein 
von Terroristen gekapertes Flugzeug 
mit 164 Geiseln abschoss, weil es auf 
ein mit 70 000 Fußballfans gefülltes 
Münchener Stadion zuraste. Beim Eu¬ 
rovisionsspektakel der ARD waren es 
87 Prozent der Zuschauer im großdeut¬ 
schen Fernsehraum. 

164 mutmaßlich Todgeweihte op¬ 
fern, um 70 000 andere zu retten - 
Mord oder Heldentat? Das geltende 
Grundgesetz und die Karlsruher Ver¬ 
fassungsrichter sagen in ihrem Urteil 
zum Luftsicherheitsgesetz von 2005: 
Leben gegen Leben abwägen? Geht 


nicht! Alle Leben sind verfassungs¬ 
rechtlich von gleicher Würde und ha¬ 
ben das gleiche Recht auf Leben! Ob 
das auch bundesdeutsche Verfassungs¬ 
realität ist, darf bezweifelt werden, soll 
aber hier außen vor bleiben, weil es 
kein Grund sein kann, menschenrecht¬ 
liche Grundsätze aufzugeben. Der Pi¬ 
lot handelte verfassungswidrig, ist also 
schuldig im Sinne des Gesetzes. Ex- 
Verteidigungsminister Jung sagt: „über¬ 
gesetzlicher Notstand“, also richtig ge¬ 
handelt und „unschuldig“. Er hätte den 
Abschuss befohlen. 

„Übergesetzlich“ ist ein Notstand, 
den die mittlerweile sehr umfangreich 
gewordenen Notstandsgesetze nicht 
vorsehen. Übergesetzlich handeln 
Menschen oder Institutionen, die sich 
über dem Gesetz wähnen. Am Tag der 
„Terror“-Ausstrahlung ging eine an¬ 
dere Meldung (kurzfristig) durch die 
NRW-Medien. Bis in die 1970er Jahre 
haben Heimleiter, Ärzte und Pharma- 


Konzerne neue Medikamente an zahl¬ 
losen Heimkindern getestet. Auch ein 
übergesetzlicher Notstand? Wir wissen, 
wo das endet. 

Man darf davon ausgehen, dass 
dieses Medienspektakel mit Schi¬ 
rachs Theaterstück und das deutliche 
Volksempfänger-Votum („Unschul¬ 
dig“!), Wasser auf die Mühlen derer 
ist, die mit Terror-Abwehr so gut wie 
alles rechtfertigen und ihr Recht da¬ 
nach fertigen. Also: Luftsicherheitsge¬ 
setz, zweiter Anlauf. Moral und Mas¬ 
senmeinung sind - historisch vielfach 
belegt - manipulierbar und der Men¬ 
schenverstand weniger per se gesund, 
als interessengesteuert. Aber genau 
darum braucht jede Gesellschaft - ob 
kapitalistisch oder sozialistisch - ei¬ 
nen für alle verbindlichen Rechtsrah¬ 
men, über dem niemand steht: kein 
Gott(eskrieger), kein Kaiser noch Tri¬ 
bun, kein Wirtschafts-, Staats- oder 
auch Parteiführer. 


Der rote Kanal 


Das System Ponzi 

Charles Ponzi hat die englische Sprache 
geprägt. Unter „Ponzi scheme“ wird ein 
betrügerisches - also nicht unbedingt 
auf Ausbeutung basierendes - System 
des schnellen Geldverdienens verstan¬ 
den. 

Ponzi hatte 1920 die Idee, auf den Wert¬ 
verfall der europäischen Währungen 
zu wetten - heutzutage natürlich un¬ 
vorstellbar. Zu seinen Glanzzeiten soll 
er dadurch täglich eine Million Dol¬ 
lar eingenommen haben. Auch dass er 
das Geld in Schubladen, Papierkörben 
und auf dem Boden gelagert und gesta¬ 
pelt haben soll, deutet an, dass er wohl 
eher ein kleiner Fisch war, aber gerade 
deswegen verkörpert er den Traum des 
kleinen Mannes, nicht ständig für mage¬ 
ren Lohn arbeiten zu müssen. „Bernie“ 
Madoff, Ende 2008 wegen Betrugs ver¬ 
haftet, war einer der letzten bekannten 
- weil erwischten - Schüler Ponzis. 
Biografie/Frankreich 2014 
So, 23.10., 00:35-2:05, arte 


Vom Kämpfen und Sterben der 
Internationalen Brigaden 

Ein Dokumentarfilm über den Kampf 
der in den Internationalen Brigaden 
organisierten Freiwilligen, „die ihr Le¬ 
ben für das spanische Volk aufs Spiel 
setzten“, wie es im Ankündigungstext 
so schön heißt. Leider geht der weiter: 
„der Spanische Bürgerkrieg (...) war 
Schauplatz des Aufeinandertreffens 
der beiden totalitären Systeme des 20. 
Jahrhunderts: Kommunismus und Fa¬ 
schismus. Stalin nutzte ihn als Feldver- 
such“.Aha, der Spanische Bürgerkrieg 
als Feldversuch Stalins, soso. 

Vielleicht ist der Film ja so gut, dass 
die Ankündigungstexter das Bedürfnis 
hatten, dem etwas entgegen zu setzen. 
Wahrscheinlicher ist aber, dass hier der 
Spanische Bürgerkrieg in der Fassung 
der Totalitarismustheorie erzählt wird. 
Sollte es so sein, werden es ziemlich lan¬ 
ge 101 Minuten. 

Dokumentarfilm/Frankreich 2015 
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